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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Fragen der Wiedergutmachung 
(37. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesergänzungsgesetzes zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen V erfolgung 

- Drucksache 1949 - 

und über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundesergänzungsgesetzes zur 
Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 

- Drucksache 1139- 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Greve: 

I. Allgemeines 

Die Drucksache 1139 wurde dem Ausschuß auf 
Grund eines Beschlusses des Bundestages vom 
23. Februar 1955 überwiesen und am 8. und 
30. März 1955 beraten. Die Beratung wurde als- 
dann unterbrochen und mit der Beratung der 
Drucksache 1949 zusammen fortgesetzt. 

Der Gesetzentwurf in Drucksache 1949 wurde im 
Bundestag am 14. Dezember 1955 in 1. Lesung be- 
raten und dem Ausschuß für Fragen der Wieder- 
gutmachung federführend und dem Haushaltsaus- 
schuß mitberatend überwiesen. Nach einer Verein- 
barung im Ältestenrat vom 21. Februar 1956 wurde 
der Gesetzentwurf Drucksache 1949 weiterhin dem 
Ausschuß für Beamtenrecht mitberatend überwie- 
sen. 

Vom Ausschuß für Beamtenrecht liegt eine Mit- 
teilung vom 21. März 1956 und vom Haushaltsaus- 
schuß eine solche vom 20. April 1956 vor. Die Be- 
schlüsse des Ausschusses für Beamtenrecht sind 
— ■ von redaktionellen Abweichungen abgesehen — 
berücksichtigt worden. Zu dem Beschluß des Haus- 
haltsausschusses wird bei § 172 Stellung genom- 
men. 

Nachdem es nicht mehr möglich gewesen war, 
die Verfolgtenverbände vor Abschluß der Tätig- 
keit des Arbeitskreises zu hören, beschloß der Aus- 
schuß, die Anhörung vor seinen Mitgliedern erfol- 
gen zu lassen. In der eigens zu diesem Zweck an- 
beraumten Sitzung vom 11. Januar 1956 fand eine 


eingehende und fruchtbringende Besprechung der 
Regierungsvorlage mit den Vertretern aller Ver- 
folgtenverbände statt. Dem Ausschuß waren wei- 
ter in einer Vielzahl Schreiben und Anregungen, 
kritische Bemerkungen und Verbesserungs- und 
Vereinfachungswünsche von Einzelpersonen und 
Organisationen aus aller Welt zugegangen, die bei 
den Beratungen hinzugezogen wurden und zum 
Teil berücksichtigt werden konnten. Wenn den- 
noch vielen Wünschen nicht Rechnung getragen 
worden ist, so liegt das in der Natur jedes Gesetz- 
gebungswerkes, das zwangsläufig unvollkommen 
sein muß. Den Mitgliedern des Ausschusses für 
Fragen der Wiedergutmachung hat es an dem Wil- 
len, so weit wie nur irgend möglich jedem Wunsche 
nachzukommen, nicht gefehlt, und gerade unter 
dem Eindruck ungezählter noch unzulänglich oder 
unvollkommen erledigter Schäden hat sich der 
Ausschuß veranlaßt gesehen, sein besonderes 
Augenmerk darauf zu richten, das Gesetz so weit- 
greifend und so klar wie nur möglich zu fassen 
und den Entschädigungsbehörden und -gerichten 
so wenig wie nur möglich Gelegenheit zu lassen, 
vor dem Willen des Gesetzgebers auszuweichen, 
ihn zu modifizieren oder gar zu verfälschen. Aber 
das beste Gesetz nützt nichts, wenn die Menschen, 
die es anzuwenden haben, nichts von seinem Geiste 
spüren. Gerade die Wiedergutmachung und die 
sich mit ihr befassenden Gesetze nehmen insoweit 
eine Sonderstellung ein, als die Kenntnis der Be- 
stimmungen eine zwar wichtige, aber nicht die we- 
sentliche Voraussetzung für eine wahrhaftige Ent- 
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Schädigung bedeutet. Wenn nicht zum Hirn das 
Herz kommt, können zwar Zahlungen geleistet 
werden, aber es kann nicht im Geiste des wieder- 
herzustellenden Rechts wiedergutgemacht werden. 

Es ist Aufgabe der das Gesetz ausführenden 
Länder, endlich dafür Sorge zu tragen, daß die bis- 
lang unzureichenden sachlichen und personellen 
Zustände geändert werden, um die anhängigen 
und noch anhängig werdenden Verfahren mit 
größtmöglicher Beschleunigung und auf die ein- 
fachste Art zu erledigen und nicht nur zu bearbei- 
ten. 

Der Ausschuß hat mit Erschrecken und Entset- 
zen Entscheidungen von Entschädigungsbehörden 
und -gerichten zur Kenntnis genommen, in denen 
eine Art des Denkens zum Ausdruck kommt, die 
zum völligen Versagen, ja zum Teil in das Gegen- 
teil der Wiedergutmachung führen muß. Der Aus- 
schuß wünscht mit aller Deutlichkeit zum Aus- 
druck zu bringen, daß das von ihm vorgelegte Ge- 
setz nur dann richtig angewendet werden kann, 
wenn die Menschen, die es handhaben müssen — 
Beamte wie Angestellte und Richter — ein echtes 
inneres Verhältnis zu der ethischen und rechtlichen 
Aufgabe der Wiedergutmachung und der aus die- 
ser sich ergebenden Entschädigungspflicht haben. 
Sie alle haben nicht zu fragen, warum und wozu 
wiedergutgemacht wird, sondern nur wiedergutzu- 
machen, und zwar in jedem Falle in dem für den 
Berechtigten günstigsten Sinn und Umfang. Wie- 
dergutmachung und Entschädigung sind katego- 
rische Imperative ohne jede andere als die im Ge- 
setz selbst vorgesehene Einschränkung, die allein 
den aus der Verpflichtung zur Wiederherstellung 
des Rechts geborenen Willen des Gesetzgebers rich- 
tig wiedergeben. 

Die Erweiterungen des Gesetzes in persönlicher, 
sachlicher und räumlicher Beziehung, die Verbes- 
serungen und Vereinfachungen sind in den Bemer- 
kungen zu den einzelnen Bestimmungen erwähnt. 
Mit Rücksicht auf die völlige Neugestaltung des 
Gesetzes hielt der Ausschuß es für richtig, das Ge- 
setz in neuer Paragraphenfolge vorzulcgen. Soweit 
in folgendem nicht ausdrücklich etwas Abweichen- 
des zum Ausdruck gebracht wird, schließt sich der 
Ausschuß der dem Regierungsentwurf beigegebe- 
nen Begründung an und macht sich den Inhalt der- 
selben zu eigen. 

II. Im einzelnen 

Zu dem Entwurf ist im einzelnen folgendes zu 
bemerken; 

1. Das Änderungsgesetz (Mantelgesetz) enthält 
in Artikel I bis V Vorschriften, die durch die Neu- 
fassung des Bundesergänzungsgesetzes (BEG) er- 
forderlich geworden sind. 

Artikel II ist neu eingefügt worden und enthält 
aus gesetzestechnischen Gründen einige Begriffs- 
bestimmungen, die eine abgekürzte Bezeichnung 
der Gesetze ermöglichen. 


Artikel III der Regierungsvorlage, der die Er- 
mächtigung des Bundesministers der Finanzen zur 
Bekanntmachung des BEG in neuer Paragraphen- 
folge enthielt, ist weggefallen, weil das Gesetz be- 
reits vom Ausschuß in neuer Paragraphenfolge 
vorgelegt wird. 

Artikel III (neu) enthält die Vorschriften, die die 
Übergangsregelung zwischen dem Bundesergän- 
zungsgesetz und dem Bundesentschädigungsgesetz 
darstellen. Die einzelnen Vorschriften sind gegen- 
über der Regierungsvorlage erheblich erweitert 
worden. Sie entsprechen zum Teil den Übergangs- 
vorschriften des Bundesergänzungsgesetzes. 

2. Zur Präambel 

In Übereinstimmung mit dem Gesetz geltender 
Fassung hat sich der Ausschuß dazu entschlossen, 
auch dem Gesetz in neuer Fassung eine Präambel 
voranzustellen. Er hat sich hierbei von den in der 
Begründung zur Regierungsvorlage niedergelegten 
Gesichtspunkten leiten lassen. Die Frage, ob an die 
Stelle der Präambel eine einleitende Vorschrift 
normativen Charakters mit dem Inhalt der jetzi- 
gen Präambel gesetzt werden sollte, ist nach ein- 
gehender Erörterung vom Ausschuß abgelehnt 
worden, weil die Schwierigkeit insbesondere darin 
bestand, eine entsprechende Formulierung mit 
Normcharakter zu finden, die Behörden und Ge- 
richte bindet. Gleichwohl ist der Ausschuß der Auf- 
fassung, daß die Präambel nicht nur die gesetz- 
geberische Tendenz ausdrückt, sondern auch Richt- 
schnur für die Anwendung des Gesetzes durch Be- 
hörden und Gerichte ist. In gleicher Weise soll der 
in der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 
22. November 1954 (vgl. Rechtsprechung zum Wie- 
dergutmachungsrecht, Beilage zur Neuen Juristi- 
schen Wochenschrift 1955 Heft 2 S. 57) zum Aus- 
druck kommende Grundsatz gewertet werden: 

„Ziel und Zweck der Rückerstattungs- und 
Entschädigungsgesetzgebung ist, das verur- 
sachte Unrecht so bald und so weit als irgend 
möglich wiedergutzumachen. Eine Auslegung 
des Gesetzes, die möglich ist und diesem Ziel 
entspricht, verdient daher den Vorzug gegen- 
über jeder anderen Auslegung, die die Wieder- 
gutmachung erschwert und zunichte macht.“ 

Mit der in Absatz 2 der Präambel gewählten 
Formulierung, daß der gegen die nationalsoziali- 
stische Gewaltherrschaft geleistete Widerstand ein 
Verdienst um das Wohl des deutschen Volkes und 
Staates war, soll insbesondere zum Ausdruck ge- 
bracht werden, daß eine Widerstandshandlung nicht 
rechtswidrig war, auch wenn sie eine allgemeine 
Rechtsnorm verletzte. 

3. Zu § 1 

Der Ausschuß ist bewußt der Regierungsvorlage 
gefolgt, in welcher der in der Praxis verschiedent- 
lich zu eng und falsch ausgelegte Begriff der poli- 
tischen Überzeugung aufgegeben und an dessen 



stelle der Begriff der politischen Gegnerschaft ge- 
setzt worden ist. Diese Gesetzesänderung erfolgt 
einmal, um den Willen des Gesetzgebers klar zum 
Ausdruck zu bringen, daß in erster Linie darauf 
abzustellen ist, daß der nationalsozialistische Staat 
den Betroffenen als politischen Gegner verfolgt 
hat, und daß zum anderen jede moralisierende Be- 
urteilung des Betroffenen auszuschließen ist. Mit 
der Formulierung „aus Gründen politischer Geg- 
nerschaft“ will der Ausschuß eine so weitgehend 
wie nur mögliche Objektivierung des Tatbestands 
erreichen und damit zugleich in Zukunft gerichtliche 
Entscheidungen unmöglich machen, nach denen 
z. B. die politische Überzeugung als eine „charak- 
tervolle, auf sittlichen Grundlagen beruhende und 
während einer bestimmten Zeitdauer bewährte 
Grundeinstellung in den Fragen des Verhältnisses 
zwischen Staat und Einzelpersönlichkeit“ gedeutet 
wird (OLG Stuttgart vom 17. Februar 1950). Es 
wird künftig auch nicht mehr zu prüfen sein, ob 
beispielsweise die kommunistische Betätigung als 
achtenswerte politische Haltung angesehen werden 
kann (OLG Neustadt vom 23. September 1953). 
Zwar ist der Bundesgerichtshof mit seiner Ent- 
scheidung vom 22. Dezember 1954 von einer zu 
engen Auslegung des Begriffs „politische Überzeu- 
gung“ abgerückt; der Ausschuß war jedoch der 
Meinung, daß eine dem Willen des Gesetzgebers 
allein entsprechende Auslegung des Gesetzes nur 
durch die Einfügung eines neuen Begriffs sicherge- 
stellt werden könne. Achtbarkeit der politischen 
Überzeugung, Würdigkeit des Verfolgten, Bil- 
dungsgrad und Reife dürfen künftig nicht mehr 
Voraussetzungen für die Annahme der politischen 
Gegnerschaft sein. 

Entgegen der Begründung der Regierungsvor- 
lage ist der Ausschuß der Auffassung, daß auch 
nur gelegentliche Unmutsäußerungen den Tatbe- 
stand des § 1 durchaus zu erfüllen in der Lage sind 
und daß nicht Asoziale und solche Personen, die 
jede staatliche Ordnung zu bekämpfen entschlos- 
sen sind, schlechthin ausgeschlossen sind, da auch 
bei ihnen eine politische Gegnerschaft gegen den 
Nationalsozialismus Vorgelegen haben kann. 

Zu Absatz 2 Nr. 1 war sich der Ausschuß darüber 
einig, daß der Begriff „aktiv“ nicht die Entfaltung 
einer besonderen Tätigkeit, insbesondere nicht un- 
bedingt einen kämpferischen Einsatz beinhalten 
soll. 

In Absatz 3 hat der Ausschuß eine neue Num- 
mer 2 eingefügt, um auch dem Fall gerecht zu wer- 
den, daß der Geschädigte eine Handlung begangen 
hat, die zwar eine allgemeine Rechtsnorm verletzte, 
deren Ziel aber die Bekämpfung der national- 
sozialistischen Gewaltherrschaft war. Hier hat zwar 
der Verfolger in der Regel den Beweggrund der 
Handlung nicht erkannt, der Geschädigte aber aus 
echten politischen Gründen gehandelt. Es ist hier 
etwa an den Tatbestand zu denken, daß ein 
Gefangenenwärter aus politischer Gegnerschaft ge- 
gen den Nationalsozialismus einen Gefangenen hat 


entweichen lassen, diese Tat aber als unpolitische 
Handlung tarnen konnte und daher nur wegen 
fahrlässiger Gefangenenbefreiung bestraft wurde. 


4. Zu § 2 

In der Regierungsvorlage war die Verfolgungs- 
zeit in den Fällen, in denen es sich um Maßnah- 
men der NSDAP und ihrer Gliederungen handelte, 
auf die Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 
1945 beschränkt. Der Ausschuß hat diese Begren- 
zung — wie die Regierungsvorlage für die Hand- 
lungen staatlicher und kommunaler Stellen — auf- 
gegeben, um auch Maßnahmen zu erfassen, die der 
Nationalsozialismus in Anbahnung der späteren 
Gewaltherrschaft schon vor dem 30. Januar 1933 
durchgeführt hat. 


5. Zu § 4 

In Absatz 1 Nr. 1 Buchstaben a bis c ist an Stelle 
des Stichtages vom 31. März 1951 in Angleichung 
an § 3 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts für An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes (BWGöD) nun- 
mehr der 31. Dezember 1952 gesetzt worden. 

Zu Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe c ist anzumerken, 
daß der Auswanderung nicht entgegensteht, daß 
der Verfolgte vorübergehend in seine Heimat zu- 
rückgekehrt war, um von dort in das Ausland aus- 
zuwandern. 


6 . Zu § 6 

In Absatz 1 Nr. 1 hat der Ausschuß in Überein- 
stimmung mit der Regierungsvorlage daran fest- 
gehalten, daß derjenige, der der nationalsozialisti- 
schen Gewaltherrschaft Vorschub geleistet hat, un- 
ter allen Umständen von der Entschädigung aus- 
geschlossen sein soll, d. h. auch dann, wenn er 
nachher den Nationalsozialismus bekämpft hat und 
deshalb verfolgt worden ist. Der Ausschuß hat sich 
auch nicht dazu verstehen können, entsprechend 
vielfach geäußerten Wünschen Mitglieder der 
NSDAP, die nicht nur nominell dieser Partei an- 
gehört haben, in den Kreis der Entschädigungsbe- 
rechtigten einzubeziehen, wenn sie später unter 
Einsatz von Freiheit, von Leib oder Leben den 
Nationalsozialismus bekämpft haben und deswe- 
gen verfolgt worden sind. Der Ausschuß ging da- 
bei jedoch von der Erwartung aus, daß der Begriff 
der nominellen Mitgliedschaft nicht zu eng aus- 
gelegt werden sollte. 

Absatz 1 Nr. 2 ist § 8 Abs. 1 Nr. 4 BWGöD an- 
geglichen worden; damit ist zum Ausdruck ge- 
bracht, daß nur eine Bekämpfung der freiheit- 
lichen demokratischen Grundordnung nach In- 
krafttreten des Grundgesetzes zum Ausschluß der 
Entschädigung führt. 
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7. Zu § 7 

Die Aufnahme dieser Bestimmung in das Gesetz 
war im Ausschuß sehr umstritten, da nach Auffas- 
sung eines Teiles der Mitglieder die Entschädigungs- 
behörden sowie die Entschädigungskammern und 
-Senate der Gerichte nicht dazu berufen sind, un- 
ter Umständen begangene strafbare Handlungen 
durch Entzug der Entschädigung zu bestrafen. 
Wenn dennoch eine Aufnahme dieser Bestimmung 
in das Gesetz erfolgte, so geschah dies, um gewis- 
sermaßen vorbeugend zu wirken. Der Ausschuß 
war einstimmig der Auffassung, daß der Anspruch 
auf Entschädigung dann nicht versagt werden 
kann, wenn dem Antragsteller bei richtiger Dar- 
stellung bzw. Unterlassung des Gebrauchs unlau- 
terer Mittel die Entschädigung hätte zuerkannt 
werden müssen. 

8. Zu § 8 

Absatz 1 ist gegenüber der Regierungsvorlage neu 
gefaßt. Er bringt noch stärker, als dies dort ge- 
schehen ist, zum Ausdruck, daß das Bundesentschä- 
digungsgesetz, soweit es sich um Ansprüche gegen 
das Deutsche Reich, die Bundesrepublik Deutsch- 
land und die deutschen Länder handelt, eine ab- 
schließende und ausschließliche Regelung darstellt, 
die insoweit das in Vorbereitung befindliche 
Kriegsfolgenschlußgesetz ergänzt. 

Absatz 2 ist gegenüber der Regierungsvorlage 
unverändert geblieben. In der Begründung ist be- 
reits am Beispiel der Gemeinden darauf hingewie- 
sen worden, daß der nach Absatz 2 in Anspruch ge- 
nommene, nicht unter Absatz 1 fallende Rechtsträ- 
ger sich unter Umständen von der Haftung wird 
befreien können, wenn die von ihm getroffene 
Maßnahme eine nationalsozialistische Gewaltmaß- 
nahme ist, die auf Veranlassung einer Dienststelle 
oder eines Amtsträgers des Reichs oder eines Lan- 
des oder der NSDAP ergriffen worden ist. Es ver- 
steht sich von selbst, daß dies erst recht dann gel- 
ten muß, wenn der in Anspruch genommene Dritte 
die schädigende Maßnahme nicht von sich aus ge- 
troffen, sondern nur an ihrer Durchführung mit- 
gewirkt hat. Im Ausschuß ist eingehend erörtert 
worden, ob es angebracht ist, diese Rechtslage 
durch Aufnahme einer ausdrücklichen Vorschrift im 
Gesetz selbst zu verdeutlichen. Eine solche Vorschrift 
sollte etwa besagen, daß die genannten Ansprüche 
sich nach dem allgemeinen Recht bestimmten und 
daß dies insbesondere für den Ausschluß der Haf- 
tung infolge einer Zwangslage oder anderer Um- 
stände dieser Art gelte, welche die Rechtswidrig- 
keit oder das Verschulden ausschließen. Der Aus- 
schuß hat diesen Gedanken nicht weiter verfolgt, 
weil nach seiner Auffassung einmal nur etwas 
Selbstverständliches gesagt würde und zum ande- 
ren durch eine solche Einfügung der Eindruck 
hätte entstehen können, als ob hier in bestehende 
Rechte des Verfolgten wie auch in die Unabhän- 
gigkeit der Rechtsprechung eingegriffen würde. 
Diese Auffassung ist berechtigt, weil unter Bezug- 


nahme auf den Prozeß Wollheim gegen IG Farben 
i. L. zugunsten der beklagten Prozeßpartei bei ver- 
schiedenen an der Gesetzgebung mitwirkenden Or- 
ganen oder Angehörigen derselben im Sinne einer 
solchen Gesetzgebung interveniert worden ist. Im 
übrigen ergibt sich schon aus der Regelung des Ge- 
setzes, wonach Ansprüche der in Rede stehenden 
Art auf das leistende Land übergehen, soweit nach 
dem Bundesentschädigungsgesetz Entschädigung 
geleistet ist, daß es einer weiteren Verdeutlichung 
nicht bedarf. Ein solcher gesetzlicher Übergang der 
hier behandelten Ansprüche rechtfertigt sich näm- 
lich nur, wenn in der Person des in Anspruch ge- 
nommenen Dritten keine Umstände Vorgelegen 
haben, welche die Rechtswidrigkeit oder das Ver- 
schulden seines Verhaltens ausschließen. 


9. Zu § 9 

Zu Absatz 2 ist anzumerken, daß ein Einver- 
ständnis des Verfolgten mit der schädigenden Maß- 
nahme auch dann anzunehmen ist, wenn der Ge- 
schädigte einen Antrag auf Entlassung oder Ver- 
setzung in den Ruhestand zur Vermeidung einer 
Verfolgung gestellt hat. 


10. Zu § 10 

In Absatz 1 ist der Grundsatz verankert, daß auf 
die Entschädigung Fürsorgeleistungen nidht ange- 
rechnet werden. Diese Bestimmung reicht jedoch 
in der Praxis zur Verwirklichung dieses Grund- 
satzes nicht aus, da nach der Reichsfürsorge- 
pflichtverordnung für den Fürsorgeverband die 
Möglichkeit besteht, seinerseits von den unter- 
stützten Verfolgten Ersatz der Fürsorgekosten zu 
verlangen oder durch Mitteilung an die Entschä- 
digungsbehörde zu bewirken, daß Entschädigungs- 
leistungen in Höhe der Aufwendungen des Für- 
sorgeverbandes unmittelbar auf den Fürsorgever- 
band übergeleitet werden. Der Ausschuß hat des- 
halb die Einfügung eines neuen Absatz 2 beschlos- 
sen, der ausdrücklich die Anwendbarkeit dieser 
Vorschriften der Reichsfürsorgepflichtverordnung 
ausschließt. Diese Regelung gilt jedoch nur für die 
Zeit vor dem 1. November 1953. Für die Zeit nach 
diesem Stichtag hielt der Ausschuß eine Erstattung 
für gerechtfertigt, da vom 1. November 1953 an 
Renten nach dem BEG gezahlt werden. Eine ent- 
sprechende Regelung soll auch für die Erstattung 
der Leistungen aus der Arbeitslosenfürsorge 
gelten. 


11. Zu § 11 

Der Ausschuß hat es bei der vorgesehenen Um- 
rechnung 10:2 belassen, da dieses Umrechnungs- 
verhältnis bereits seit dem Jahre 1949 den Ent- 
schädigungsleistungen allgemein zugrunde gelegt 
wird und eine Änderung zur Wiederaufrollung 
sämtlicher erledigter Verfahren führen müßte. 
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12. Zu § 13 

Bei Absatz 2 und 3 ist der Ausschuß im wesent- 
lichen dem Vorschlag des Bundesrates gefolgt. 
Hierbei war für ihn maßgebend, daß für den Erben 
und den Vermächtnisnehmer keine anderen 
Grundsätze zur Anwendung kommen sollen, als 
für den Erblasser selbst. 

13. 

Bei den Schadenstatbeständen (§§ 15 bis 141) 
hat sich der Ausschuß nach eingehender Beratung 
dazu entschlossen, an der bisherigen Art der Be- 
messung der Entschädigung für Schaden an Leben, 
Körper oder Gesundheit und im beruflichen Fort- 
kommen festzuhalten. Schon das Entschädigungs- 
gesetz der Länder der früheren amerikanischen 
Besatzungszone hatte eine Berechnungsmethode 
gewählt, die in ihren Grundsätzen dem Beamten- 
recht entnommen war; sie wurde dann in dieser 
Form vom Bundesentschädigungsgesetz in gelten- 
der Fassung übernommen. Jede neu eingeführte 
anders geartete Regelung hätte zu einer völligen 
Umstellung der Praxis der Entschädigungsbehör- 
den und der Gerichte führen müssen. Dadurch 
wäre eine weitere Komplizierung und Verzöge- 
rung in der Erledigung der Entschädigungssachen 
eingetreten. Im übrigen ist die weitverbreitete 
Meinung unzutreffend, daß der Geschädigte in 
bezug auf seine Stellung im gesellschaftlichen und 
beruflichen Leben mit einem Beamten zu ver- 
gleichen ist; vielmehr handelt es sich nur darum, 
seine wirtschaftlichen Verhältnisse mit den ent- 
sprechenden Verhältnissen der verschiedenen Be- 
amtenkategorien in Vergleich zu setzen. Auch ist 
der Vorteil nicht von der Hand zu weisen, der 
darin liegt, daß sich bei einer Erhöhung der Be- 
amtengehälter auch die Entschädigungsleistungen 
automatisch erhöhen. 

In Abweichung von der Regierungsvorlage hat 
der Ausschuß bei den Schadenstatbeständen des 
Schadens an Leben, des Schadens an Körper oder 
Gesundheit und des Schadens im beruflichen Fort- 
kommen eine Bestimmung eingefügt, durch die die 
Bundesregierung ermächtigt wird, durch Rechts- 
verordnung die Mindestrenten bei Schaden an 
Leben sowie bei Schaden an Körper und Gesund- 
heit und die Höchstrenten bei Schaden im beruf- 
lichen Fortkommen angemessen zu erhöhen, wenn 
die Dienst- und Versorgungsbezüge der Bundes- 
beamten erhöht werden. Diese Einfügung erschien 
notwendig, um die erwähnten Rentenbeträge bei 
einer Veränderung der Lebenshaltungskosten die- 
sen nach Möglichkeit anzupassen. 

14. Zu §§ 15 bis 27 

Gegenüber der Regierungsvorlage hat der Aus- 
schuß insbesondere folgende Änderungen be- 
schlossen: 

a) In Durchführung des Grundsatzes der Gleich- 
berechtigung nhch Artikel 3 des Grundgesetzes 
ist der Witwer der Witwe gleichgestellt wor- 
den. Da jedoch in der Regel die Frau vom 


Manne unterhalten wird, erschien es ange- 
bracht, diese Gleichstellung auf den Fall zu be- 
schränken, daß die Frau den Verfolgten unter- 
halten hat oder, wenn sie noch lebte, unter- 
halten haben würde. 

b) Die elternlosen Enkel sind nunmehr den Kin- 
dern gleichgestellt. Dies kommt auch darin zum 
Ausdruck, daß für sie die Mindestrente die 
gleiche ist wie für die Vollwaisen. 

c) Unter Berücksichtigung der Rechtsstellung der 
Adoptiveltern erschien es richtig, die Adoptiv- 
eltern auch hier den Eltern gleichzustellen. 

d) In der Ermächtigung für die Bundesregierung, 
zur Durchführung dieser Vorschriften eine 
Rechtsverordnung zu erlassen, die von den 
durchschnittlichen ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezügen der Bundesbeamten ausgeht, ist nicht 
mehr die Befugnis enthalten, diese Berechnung 
nach Lebensaltersstufen gegliedert vorzuneh- 
men (§ 27). Nach § 18 Abs. 1 werden die Ren- 
ten nach Maßgabe der Versorgungsbezüge fest- 
gesetzt, die die Hinterbliebenen eines durch 
Dienstunfall umgekommenen Bundesbeamten 
nach den Vorschriften über die Unfallfürsorge 
der Bundesbeamten erhalten. Das Bundes- 
beamtengesetz sieht in diesem Fall vor, daß die 
Versorgungsbezüge so berechnet werden, wie 
wenn der Beamte bis zur Erreichung der 
Altersgrenze im Dienst verblieben wäre. Die 
bisher in § 14 der Regierungsvorlage vorge- 
sehene Aufgliederung nach Lebensaltersstufen 
stand hiermit in Widerspruch. 

15. Zu §§ 28 bis 42 

An den Vorschriften über den Schaden an Kör- 
per oder Gesundheit sind nur redaktionelle 
Änderungen vorgenommen worden. 

Zu § 31 Abs. 3 ist zur Klarstellung zu bemerken, 
daß bei der Bemessung des Hundertsatzes die für 
einen Berufsschäden zu zahlende Rente nicht be- 
rücksichtigt werden, also nicht zu einer Kürzung 
des Hundertsatzes führen kann. Das Zusammen- 
treffen dieser Renten wird bereits durch die Rege- 
lung des § 121 berücksichtigt. 

16. Zu §§ 43 bis 50 

Bei den Vorschriften über die Entschädigung für 
Schaden an Freiheit ist in Abweichung der Regie- 
rungsvorlage nunmehr »wischen Freiheitsentzie- 
hung (§§ 43 bis 46) und Freiheitsbeschränkung 
(§§ 47 bis 50) unterschieden. Die Vorschriften über 
Freiheitsentziehung haben auf Grund der An- 
regungen des Bundesrates eine Ergänzung dahin- 
gehend erfahren, daß nunmehr auch für diejenige 
Freiheitsentziehung eine Entschädigung gewährt 
wird, die ein ausländischer Staat unter Mißach- 
tung rechtsstaatlicher Grundsätze vorgenommen 
hat. Voraussetzung ist, daß die Freiheitsentziehung 
dadurch ermöglicht worden ist, daß der Verfolgte 
die deutsche Staatsangehörigkeit oder den Schutz 
des Deutschen Reichs verloren hat oder daß die 
Regierung des ausländischen Staates von der 
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nationalsozialistischen deutschen Regierung zu der 
Freiheitsentziehung veranlaßt worden ist. Es er- 
schien notwendig, in den erwähnten Fällen die 
Freiheitsentziehung durch einen ausländischen 
Staat der Freiheitsentziehung durch den national- 
sozialistischen Staat gleichzustellen, weil in die- 
sen Fällen den nationalsozialistischen Staat eine 
Mitverantwortung trifft. Demnach sind nunmehr 
auch die Fälle von Freiheitsentziehung zu entschä- 
digen, die in den Gebieten der Tschechoslowakei, 
der Slowakei, Ungarns, Jugoslawiens, Italiens, Ru- 
mäniens und Bulgariens vorgekommen sind. 

Neu ist gegenüber der Regierungsvorlage auch 
die Entschädigung für eine Zugehörigkeit zu einer 
Wehrmachtsbewährungseinheit, da zwischen den 
Zuständen bei diesen Einheiten und denjenigen 
bei den Wehrmachtsstrafeinheiten keine wesent- 
lichen Unterschiede bestanden. In Abweichung von 
der Regierungsvorlage ist ferner der Freiheitsent- 
ziehung auch das Leben unter haftähnlichen Be- 
dingungen gleichgestellt, was bisher nur bei der 
Zwangsarbeit unter haftähnlichen Bedingungen 
der Fall war. Für das Leben unter haftähnlichen 
Bedingungen können verschiedene Merkmale, und 
zwar sowohl objektiver als auch subjektiver Art 
in Frage kommen. Zu den objektiven Merkmalen 
gehören der Aufenthalt in besonders gekennzeich- 
neten Wohnungen, Ausgehverbot, Einweisung in 
bestimmte Wohnungen, verbunden mit Melde- 
pflicht oder Zwangsaufenthalt in bestimmten Ge- 
bieten (Deportation). Als subjektives Merkmal ist 
beispielsweise anzunehmen, daß jemand freiwillig 
auf seine Bewegungsfreiheit verzichtet hat, weil er 
sich aus Verfolgungsgründen bedroht fühlte. 

Ais Tatbestände der Freiheitsbeschränkung wird 
in das Gesetz das Tragen des Judensterns und das 
Leben in der Illegalität unter menschenunwürdi- 
gen Bedingungen aufgenommen, und zwar ent- 
sprechend der Regelung bei der Freiheitsentzie- 
hung ohne örtliche Beschränkung auf das Inland. 
Die Bezeichnung „Judenstern“ ist nur wegen der 
Üblichkeit im Sprachgebrauch gewählt worden. Es 
braucht kein Stern zu sein, jedes andere denselben 
Zweck verfolgende Zeichen oder Merkmal (gelber 
Streifen) ist dem im Text des Gesetzes vorkom- 
menden Ausdruck gl eich zu setzen. 

17. Zu §§ 51 bis 55 

* 

Diese Vorschriften wurden in ihrem sachlichen 
Inhalt unverändert aus der Regierungsvorlage 
übernommen. 

18. Zu § 56 

Bei dem Tatbestand des Schadens an Vermögen 
konnte auf den Begriff der Sondermaßnahmen 
verzichtet werden, weil außer den gegen den Ver- 
folgten selbst gerichteten Einzelmaßnahmen als 
Sondermaßnahmen kollektiver Art nur der in Ab- 
satz 1 bereits ausdrücklich genannte Boykott in 
Frage kommt. Entgegen der Regierungsvorlage 


sollen Schäden bis zur Höhe von 500 Reichsmark 
(Bagatellschäden) nicht entschädigt werden, weil 
materielle Schäden bis zu dieser Höhe auch dem 
Verfolgten zumutbar sind und bei anderer Rege- 
lung der damit verbundene Verwaltungsaufwand 
in keinem Verhältnis zur Entschädigung stehen 
würde. 

Die Regelung des Absatzes 2 dient der Verein- 
fachung und Beschleunigung des Verfahrens. 

Absatz 3 behandelt die Transferschäden. Hat der 
Verfolgte für den zum Transfer aufgewendeten 
Reichsmarkbetrag einen Gegenwert von weniger 
als 80 vom Hundert des aufgewendeten Reichs- 
markbetrages erhalten, so besteht sein Schaden in 
der Differenz zwischen dem aufgewendeten Reichs- 
markbetrag und dem Reichsmarkbetrag, für den er 
einen Gegenwert erhalten hat. Ein Beispiel mag 
dieses veranschaulichen: Hat der Verfolgte für 
100 000 RM nur einen Gegenwert von 79 000 RM 
erhalten, so beträgt der Schaden 21 000 RM. Hat 
der Verfolgte jedoch einen Gegenwert von 80 000 
RM erhalten, so wird keine Entschädigung gelei- 
stet, da ein Schaden in Höhe von 20 vom Hundert 
und weniger des aufgewendeten Betrages unbe- 
rücksichtigt bleibt. 

19. Zu § 57 

In Absatz 1 sind die Worte „geflohen“ und 
„Flucht“ gestrichen. Nach dem Willen des Aus- 
schusses bedeutet dies jedoch keine materielle 
Änderung, da der in Absatz 1 verwendete Begriff 
der Auswanderung als Oberbegriff auch die Flucht 
ins Ausland beinhaltet. 

20. Zu §§ 59 bis 63 

Diese Vorschriften sind nunmehr unter einem 
besonderen Titel zusammengefaßt, weil es sich 
einmal um Sondertatbestände handelt und weil 
zum anderen die sonstigen für Vermögensschäden 
geltenden Einschränkungen (z. B. Beschränkung 
auf das Reichsgebiet, Höchstbetrag) hier nicht gel- 
ten. 

Bei § 59 ist Absatz 5 gestrichen worden, weil 
diese Vorschrift über die Anrechnung rückständi- 
ger Steuern oder öffentlicher Abgaben ohne prak- 
tische Bedeutung ist und ihr Wegfall zur Beschleu- 
nigung des Verfahrens dient. 

Absatz 1 des § 60 entspricht dem Absatz 4 des 
§21 der Regierungsvorlage. Durch die Ergänzung 
des Satz 2 soll klargestellt werden, daß bei dem 
kraft Gesetzes erfolgenden Übergang der Rück- 
erstattungsansprüche nur auf den Annahmewert 
des zur Leistung der Sonderabgabe hingegebenen 
Vermögensgegenstandes abzustellen ist und daß 
der Übergang für jeden einzelnen Vermögensge- 
genstand gesondert erfolgt. Daraus folgt, daß Rück- 
erstattungsansprüche für Vermögensgegenstände 
mit einem höheren als dem mit 10 : 2 errechneten 
Wert der Entschädigungsleistung (z. B. bei Aktien) 
auch dann nicht über den Betrag von 10 : 2 hinaus 



auf das Land übergehen, wenn gleichzeitig die 
Rückerstattungsansprüche für andere Vermögens- 
gegenstände einen unter 10 : 2 liegenden Wert be- 
sitzen (z. B. bei Schatzanweisungen) und deshalb 
nur in dieser geringeren Höhe übergehen können. 

Bei Absatz 2 ist der Ausschuß einer Anregung 
des Bundesrates gefolgt und hat für den Fall, daß 
die Sonderabgabe aus dem Erlös eines der Rück- 
erstattung unterliegenden Vermögensgegenstandes 
gezahlt ist, eine besondere Regelung getroffen. 
Die Vorschrift zielt darauf ab, die Möglichkeit 
einer Doppelentschädigung auszuschließen und 
entspricht im wesentlichen der schon bisher ge- 
übten Praxis. 

In § 62 ist der bisherige Satz 3 ersatzlos ge- 
strichen worden. Der Ausschuß ging dabei von der 
Auffassung aus, daß die Gebühren und Auslagen 
für Rechtsanwälte bereits von dem Begriff der 
notwendigen außergerichtlichen Kosten erfaßt 
werden. Im übrigen ist nunmehr die Möglichkeit 
gegeben, daß auch die Gebühren und Auslagen 
mehrerer Rechtsanwälte erstattet werden, soweit 
diese Kosten notwendig waren. 

Die Einfügung eines neuen § 63 ergibt sich aus 
der Herausnahme der §§ 59 bis 62 aus dem bis- 
herigen Titel „Schaden an Vermögen“. 

21. Zu §§ 64 bis 140 

Die Vorschriften über die Entschädigung für 
Schaden im beruflichen und im wirtschaftlichen 
Fortkommen sind im Grundsätzlichen aus der Re- 
gierungsvorlage übernommen. Im einzelnen hat 
der Ausschuß die aus den Nummern 22 bis 51 er- 
sichtlichen Änderungen vorgenommen. 

22. § 67, 

der die Regelung enthält, wie einem früher selb- 
ständig gewesenen Verfolgten durch Erteilung der 
erforderlichen Genehmigungen, Zulassungen und 
Bezugsberechtigungen die Wiederaufnahme seiner 
Tätigkeit ermöglicht werden soll, ist, um im Ein- 
zelfall Härten zu vermeiden, dahingehend ergänzt 
worden, daß die Voraussetzungen für die. Erteilung 
solcher Genehmigungen usw. als erfüllt gelten, 
wenn der Verfolgte sie nur deshalb nicht erfüllen 
kann, weil gegen ihn nationalsozialistische Ge- 
waltmaßnahmen gerichtet worden waren. Der 
Ausschuß erwartet im übrigen, daß in der Praxis 
bei der Erteilung von Berufsgenehmigungen nicht 
kleinlich verfahren wird und bei etwaigen Warte- 
zeiten die Verfolgungsjahre angerechnet werden. 

Der Ausschuß ist dabei der Auffassung, daß § 67 
eine Sonderbestimmung zugunsten der Verfolgten 
mit dem Ziel ist, daß er eine lex specialis gegen- 
über anderen gesetzlichen Vorschriften, die Be- 
schränkungen für die Erteilung von Genehmigun- 
gen, Zulassungen und Bezugsberechtigungen vor- 
sehen, darstellt. 


23. Zu § 75 

Die Änderung gegenüber der bisherigen Rege- 
lung erfolgte aus dem Grunde, daß derjenige Ver- 
folgte, der seine frühere Tätigkeit wieder aufge- 
nommen hat, nicht schlechter gestellt werden soll, 
als derjenige Verfolgte, der eine andere als seine 
frühere Tätigkeit aufgenommen hat. In beiden 
Fällen soll es in gleicher Weise für die Beendigung 
des Entschädigungszeitraums nur darauf ankom- 
men, ob sich dem Betroffenen wieder eine aus- 
reichende Lebensgrundlage bietet. 

Es erscheint angebracht, bei der Würdigung der 
Frage, ob eine ausreichende Lebensgrundlage vor- 
handen ist, auch die Notwendigkeit einer ange- 
messenen Vorsorge für das Alter und die Hinter- 
bliebenen zu berücksichtigen. Die Folge dieser 
Bestimmung ist unter Umständen, daß sich bei 
Verfolgten im vorgerückten Lebensalter der Ent- 
schädigungszeitraum verlängert. 

24. Zu § 76 

Die Kapitalentschädigung für die Fälle der Ver- 
drängung aus oder der wesentlichen Beschränkung 
in der Ausübung der Erwerbstätigkeit soll nun- 
mehr auf der Grundlage von drei Vierteln statt 
wie bisher von zwei Dritteln der Dienstbezüge 
eines vergleichbaren Bundesbeamten festgesetzt 
werden. Diese Änderung ist eine Verbesserung zu- 
gunsten der Verfolgten. Sie bedeutet im übrigen 
eine Vereinfachung bei der Berechnung der Kapi- 
talentschädigung. 

Absatz 1 bezieht sich auf den Fall, daß der Ver- 
folgte aus seiner Erwerbstätigkeit verdrängt wor- 
den ist, während Absatz 2 nunmehr den Fall 
regelt, daß der Verfolgte in der Ausübung seiner 
Erwerbstätigkeit wesentlich beschränkt worden 
ist. Durch die für den Fall bei der Beschränkung 
getroffenen Vorschriften soll nach Möglichkeit 
eine Gleichstellung dieses Falles mit dem Fall der 
Verdrängung aus der Erwerbstätigkeit erreicht 
werden. In diesem Zusammenhang war es not- 
wendig, die bisher in § 31 Abs. 2 der Regierungs- 
vorlage enthaltene Definition des Begriffs der er- 
reichbaren Dienstbezüge in die Regelung des § 76 
Abs. 2 einzubeziehen. 

25. Zu § 77 

Die Vorschrift, daß nunmehr das vor dem 1. Juli 
1948 erzielte Einkommen nicht mehr anzurechnen 
ist, dient sowohl der Besserstellung der Berechtig- 
ten als auch der Vereinfachung des Verfahrens. 
Im übrigen fällt das vor der Währungsreform er- 
zielte Einkommen ohnehin kaum ins Gewicht. 

26. Zu § 82 

Im Hinblick auf die Änderung des § 75 war es 
notwendig, auch das Wahlrecht nach § 81 davon 
abhängig zu machen, daß der Verfolgte im Zeit- 
punkt der Entscheidung keine Erwerbstätigkeit 
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ausübt, die ihm eine ausreichende Lebensgrund- 
lage bietet. Der Verfolgte soll das Wahlrecht aber 
auch dann nicht ausüben können, wenn ihm die 
Aufnahme einer solchen Erwerbstätigkeit zuzu- 
muten war. Da die Rente ihrer Natur nach der 
Altersversorgung dient, war es angebracht, die 
Vorschrift ferner dahin zu ergänzen, daß der Aus- 
übung einer Erwerbstätigkeit auch der Fall gleich- 
zustellen ist, daß der Verfolgte aus einer früher 
ausgeübten Erwerbstätigkeit eine Versorgung er- 
hält, die ihm eine ausreichende Lebensgrundlage 
bietet. 

27. Zu § 83 

Der monatliche Höchstbetrag der Rente wurde 
von 500 DM auf 600 DM erhöht, weil seit Inkraft- 
treten des BEG die Lebenshaltungskosten wesent- 
lich gestiegen sind. 

28. Zu § 86 

Um der Witwe nach dem Inkrafttreten des BEG 
dieselbe Rechtsstellimg in bezug auf das Wahl- 
recht zu geben, die der Verfolgte gehabt haben 
würde, wenn er im Zeitpunkt der Entscheidung 
noch gelebt hätte, ist die Regierungsvorlage ent- 
sprechend erweitert worden. Ist der Verfolgte vor 
Beginn der Frist zur Ausübung des Wahlrechts 
verstorben, so bestimmt der neu eingefügte Ab- 
satz 2 nunmehr, daß die Witwe, wenn sie die Rente 
wählt, sowie die Kinder eine Rente und für die 
Zeit vor dem Tode des Verfolgten eine Kapitalab- 
findung erhalten. Diese Kapitalabfindung soll ein 
Ausgleich dafür sein, daß die Rente nicht wie 
sonst vom 1. November 1953, sondern erst vom 
Zeitpunkt des Todes des Verfolgten an gezahlt 
wird. 

29. Zu § 90 

In Abweichung von der Regierungsvorlage sieht 
diese Vorschrift nunmehr auch die Gewährung von 
Darlehen zum Existenzaufbau für Verfolgte vor, 
die in einer unselbständigen Erwerbstätigkeit ge- 
schädigt worden sind. Der Ausschuß war der Auf- 
fassung, daß auch diesem Personenkreis die Mög- 
lichkeit gegeben werden sollte, sich mit Hilfe eines 
Darlehens eine selbständige Existenz zu schaffen, 
wenn die Aufnahme einer solchen Tätigkeit Erfolg 
verspricht. Damit sollte gleichzeitig eine gewisse 
Angleichung an die Regelung des Lastenausgleichs 
erfolgen. 

30. Zu § 94 

Im Hinblick auf die verschiedene Bedeutung, 
die der Begriff der Erwerbsfähigkeit auf den ein- 
zelnen Rechtsgebieten hat, ist hier nunmehr in 
Anlehnung an die Regelung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung ausdrücklich bestimmt wor- 
den, daß der Verfolgte ein Rentenwahlrecht dann 
hat, wenn er in seinem Beruf nicht mehr als 50 
vom Hundert arbeitsfähig ist. Es kommt also dabei 


auf die Feststellung der konkreten Arbeitsfähig- 
keit des Verfolgten an. 

31. Zu § 95 

Die Erhöhung des Höchstbetrages der Rente des 
unselbständig tätig gewesenen Verfolgten auf 
monatlich 600 Deutsche Mark beruht auf den glei- 
chen Erwägungen wie die Erhöhung der monat- 
lichen Rente des selbständig tätig gewesenen Ver- 
folgten (§ 81). Ähnliche Überlegungen waren auch 
maßgebend für die Erhöhung des Betrages von 
200 auf 300 DM, der bei einer Kürzung des mo- 
natlichen Mindestbetrages der Rente nicht zu be- 
rücksichtigen ist. 

32. Zu § 97 

Dieser Vorschrift ist ein neuer Absatz 2 ange- 
fügt worden. Die Anfügung ist im Hinblick auf die 
Regelung des § 95 Abs. 2 und 3 in Verbindung mit 
der Regelung des § 85 Abs. 2 und 3 notwendig ge- 
worden. 

33. Zu § 99 

In Absatz 1 ist als Satz 2 eine Vermutung auf- 
genommen worden, die im Hinblick auf die Grund- 
satzbestimmung des § 9 Abs. 5 über die über- 
holende Kausalität eine Beweiserleichterung für 
die Fälle schafft, in denen es zweifelhaft sein 
könnte, ob das Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
über den 8. Mai 1945 hinaus fortgedauert hätte. Es 
ist demnach Sache des in Anspruch genommenen 
Landes, im Einzelfalle diese Vermutung zu 
widerlegen. Für die Geltung der Vermutung 
kommt es darauf an, daß nicht der gesamte Dienst- 
bereich, in dem der Verfolgte geschädigt worden 
ist, fortgefallen ist. 

Absatz 2 ist an die Neufassung des § 5 Abs. 2 
des BWGöD angeglichen. 

34. Zu § 100 

Auch diese Vorschrift ist an das BWGöD (§ 8 
Abs. 2 Satz 2) angeglichen worden. 

35. Zu § 101 

In Angleichung an § 16 Nr. 2 BWGöD wird der 
Aufhebung des Urteils die Beseitigung der beam- 
ten- und versorgungsrechtlichen Folgen im Gna- 
denwege gleichgestellt. 

36. Zu § 102 

Die Regelung des Absatz 1 ist an die des § 76 
Abs. 1 angeglichen worden. Absatz 4 ist im Hin- 
blick auf die Erweiterung des § 99 Abs. 2 ergänzt 
worden. 

37. Zu § 104 

Der versorgungsberechtigte Hinterbliebene im 
Sinne dieser Vorschrift gilt nicht als Verfolgter 
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nach § 1 Abs. 3 Nr. 1. Aus diesem Grunde war es 
notwendig, in Absatz 2 klarzustellen, daß die all- 
gemeinen Vorschriften des Gesetzes auch auf die- 
sen Hinterbliebenen Anwendung finden. 

38. Zu § 107 

Der neu eingefügte Satz 2 des Absatz 2 ent- 
spricht der Regelung des § 77 Satz 3. Auf dieser 
Änderung beruht auch die Einfügung des Ab- 
satz 5 in § 102. 

39. Zu § 110 

Die Änderung des Absatz 2 beruht auf der Ein- 
fügung des § 21 a in das BWGöD. 

40. Zu § 112 

Angleichung an § 31 d BWGöD. 

41. 

Der Unterabschnitt „Dienst in ausländischen 
Verwaltungen“ (§ 50 c der Regierungsvorlage) 

konnte gestrichen werden, nachdem der hier in 
Frage stehende Personenkreis nunmehr durch 
§ 1 Abs. 2 BWGöD erfaßt wird und damit unter 
den Personenkreis des § 99 BEG fällt. 

42. Zu § 114 

Zu den Verfolgten, die trotz abgeschlossener Be- 
rufsausbildung eine ihrer Ausbildung entspre- 
chende Erwerbstätigkeit nicht haben aufnehmen 
können, gehören unter Umständen auch ehemalige 
Berufssoldaten oder Polizeibeamte, die nach Ab- 
schluß ihrer Dienstzeit einen Zivilversorgungs- 
schein oder Polizeiversorgungsschein erhalten 
haben. 

43. Zu § 115 

Die Frage der Zulassung zur Kassenpraxis war 
in den Fällen eines Ausbildungsschadens bisher 
zweifelhaft. Durch die Einfügung des Absatz 2 ist 
hier nunmehr eine besondere Regelung getroffen 
worden. 

44. Zu § 116 

Der in der Regierungsvorlage vorgesehene 
Pauschalbetrag von 5000 DM, der als Beihilfe für 
entstandene Ausbildungskosten gewährt wird, er- 
schien dem Ausschuß für die Fälle nicht ausrei- 
chend, in denen ein solcher Pauschalbetrag die aus- 
gewiesenen Ausbildungskosten nicht deckt. In die- 
sen Fällen soll eine Erstattung der den genann- 
ten Betrag übersteigenden Kosten bis zum Betrag 
von weiteren 5000 DM erfolgen. Da Satz 2 des Ab- 
satz 1 nur die dem Verfolgten tatsächlich ent- 
standenen höheren Ausbildungskosten umfaßt, be- 
zieht sich die Anrechnungsvorschrift des Absatz 2 
praktisch nur auf die Pauschalabgeltung nach Ab- 
satz 1 Satz 1. 


Der Ausschuß hat sich im Rahmen der Anrech- 
nungsvorschrift des Absatz 2 auch mit der Frage 
befaßt, wie Stipendien zu behandeln seien. Er hat 
dabei der Erwartung Ausdruck gegeben, daß Ab- 
satz 2 nicht zu eng ausgelegt werden möge und 
nur Stipendien angerechnet werden sollen, die auf 
Vorschriften beruhen, die in der Form eines 
Gesetzes ergangen sind. 

45. Zu § 118 

Der neu eingefügte Absatz 2 regelt den Fall, daß 
ein Verfolgter mit der Nachholung der Ausbildung 
zwar begonnen, sie aber nicht abgeschlossen hat. 

46. Zu § 119 

Diese Vorschrift umfaßt die Fälle, in denen die 
nicht verfolgten Kinder eines Verfolgten ihre Aus- 
bildung nachholen. Wird die Ausbildung nicht 
nachgeholt, so ist ein Anspruch auf Entschädigung 
für die fehlende Ausbildung in diesen Fällen nicht 
gegeben. In besonderen Härtefällen können den 
Kindern jedoch Leistungen nach § 171 gewährt 
werden. Im übrigen wird auf die Ausführungen zu 
§ 104 verwiesen. 

47. Zu § 121 

Durch die Einfügung des Absatz 3 wird klarge- 
stellt, daß die Vorschriften über das Zusammen- 
treffen von Ansprüchen auf Entschädigung für 
Schaden im beruflichen Fortkommen und für Scha- 
den an Körper und Gesundheit nicht gelten, soweit 
es sich um die Entschädigung für Schaden in der 
Ausbildung handelt. 

48. Zu § 127 

Nach Satz 2 hat auch ein nichtverfolgter Bezugs- 
berechtigter Anspruch auf Entschädigung. Für die- 
sen Fall wird auf die Ausführungen zu § 104 ver- 
wiesen. 

49. Zu §§ 134 bis 137 

Die hier für Versorgungsschäden getroffene Rege- 
lung schließt weitergehende landesrechtliche Rege- 
lungen, mögen diese auf Gesetz oder auf Verwal- 
tungspraxis beruhen, nicht aus. 

Nach § 134 Abs. 2 steht der Anspruch auf Ent- 
schädigung für Versorgungsschäden unter Umstän- 
den auch Personen zu, die selbst nicht verfolgt 
worden sind. Auch hier ist daher auf die Ausfüh- 
rungen zu § 104 zu verweisen. 

50. Zu §§ 138, 139 

Es wird Aufgabe der Bundesregierung sein, 
durch ihre Auslandsvertretungen in geeigneter 
Form die hier vorgesehene Neueröffnung der An- 
tragsfrist für die Anmeldung von Verfolgungsschä- 
den in der Sozialversicherung und in der Kriegs- 
opferversorgung bekanntzugeben. 
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Nach Mitteilung des Bundesministeriums für Ar- 
beit ist eine Neufassung der in §§ 138, 139 erwähn- 
ten Gesetze, insbesondere im Hinblick auf eine An- 
passung an die neugefaßten Vorschriften des BEG, 
in Vorbereitung. Der Ausschuß gibt der Erwartung 
Ausdruck, daß die Änderung der Gesetzgebung 
über die Behandlung der Verfolgten in der Sozial- 
versicherung und in der Kriegsopferversorgung 
unmittelbar nach Verkündung des neu gefaßten 
Bundesentschädigungsgesetzes erfolgt. 

51. Zu § 140 

Die Einfügung des Satz 2 in Absatz 1 war not- 
wendig, um für die Fälle, in denen einem Berech- 
tigten, der nicht Verfolgter ist, Ansprüche auf 
Kapitalentschädigung in Abweichung von der 
Grundsatzregelung des § 13 zustehen, die Frage 
der Vererblichkeit zu regeln. Eine entsprechende 
Ergänzung in den Absätzen 2 bis 5 war nicht er- 
forderlich, weil die Vorschriften in diesen Ab- 
sätzen schon dem Wortlaut nach nicht auf die An- 
sprüche von Verfolgten beschränkt sind. 

52. Zu § 141 

In der Erwägung, daß den zurückkehrenden 
deutschen Emigranten nach Möglichkeit der Wie- 
deraufbau einer neuen Existenz erleichtert werden 
soll, ist durch § 141 die Gewährung einer Sofort- 
hilfe für Rückwanderer vorgesehen. Der zurüclc- 
kehrende deutsche Emigrant soll ohne weitere 
Prüfung sofort einen Betrag von 6000 Deutsche 
Mark als Starthilfe erhalten. Dabei erscheint es 
angemessen, diese Hilfe nicht völlig unabhängig 
von dem das Gesetz beherrschenden Grundsatz der 
Entschädigung für entstandene Verfolgungsschä- 
den zu gestalten, sondern eine Verrechnung mit 
den Ansprüchen für Schaden an Eigentum und 
Schaden an Vermögen vorzusehen. Die Hälfte der 
Soforthilfe soll jedoch von einer Anrechnung frei 
bleiben. Der Verfolgte, dem ein Anspruch auf die 
vorgenannte Entschädigung nicht zusteht, behält 
die Soforthilfe in voller Höhe. 

Eine Ausdehnung der Vorschrift des § 141 über 
den Kreis der im § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c er- 
wähnten Verfolgten hinaus war nicht möglich, da 
hierüber ein Einverständnis mit der Bundesregie- 
rung nicht zu erreichen war. Für die Vertriebenen 
im Sinne des § 1 des Bundesvertriebenengesetzes 
wird demnächst auf Grund des § 359 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes eine Rechtsverordnung erlassen 
werden, nach der die Emigranten aus den Vertrei- 
bungsgebieten unter bestimmten Voraussetzungen 
Ansprüche nach dem Lastenausgleichsgesetz gel- 
tend machen können. 

53. Zu § 142 

Gegenüber der Regierungsvorlage ist in Absatz 2 
nunmehr bestimmt, daß für Ansprüche nach § 51 
Rechtsnachfolger einer nicht mehr bestehenden 
juristischen Person, Anstalt oder Personenvereini- 


gung auch eine auf Grund rückerstattungsrecht- 
licher Vorschriften errichtete Nachfolgeorganisa- 
tion ist. Das trifft insbesondere in den Fällen zu, 
in denen es sich um die Rechtsnachfolge jüdischer 
Kultusgemeinden handelt. 

54. Zu § 146 

In § 146 ist ein neuer Absatz 2 eingefügt wor- 
den, durch den der Begriff des Vermögensschadens 
zugunsten von religösen Gemeinschaften erweitert 
worden ist. Zu diesen religiösen Gemeinschaften 
gehören die Einrichtungen, die von den Religions- 
gesellschaften errichtet oder von ihnen anerkannt 
worden sind (z. B. katholische Orden und Diako- 
nissengemeinschaften). Durch diese Regelung wird 
außerdem klargestellt, daß ein Ordensangehöriger, 
der das Armutsgelübde abgelegt hat, selbst einen 
Anspruch wegen Schadens im beruflichen Fort- 
kommen nicht geltend machen kann, da er unmit- 
telbar keinen materiellen Schaden erlitten hat. Für 
ihn kann die Gemeinschaft den Schaden als Ver- 
mögensschaden geltend machen, weil nur diese 
durch den Ausfall der Arbeitstätigkeit des Ordens- 
angehörigen geschädigt worden ist. 

Der Ausschuß hat darüber hinaus die von den 
Orden vorgebrachten Wünsche eingehend erörtert 
und ist dabei zu folgendem Ergebnis gekommen: 

a) Ein Orden, der einen Ausfall an Einnahmen da- 
durch erlitten hat, daß eine von ihm unterhal- 
tene wirtschaftliche Einrichtung (Schule, Kran- 
kenhaus, Kinderheim, Kindergarten) durch na- 
tionalsozialistische Gewaltmaßnahmen geschä- 
digt worden ist, hat wegen dieses Einnahme- 
ausfalls Anspruch auf Entschädigung für Scha- 
den an Vermögen. 

b) Sind einem Orden besondere Ausgaben dadurch 
entstanden, daß er in seinen eigenen Einrich- 
tungen infolge nationalsozialistischer Gewalt- 
maßnahmen keine Möglichkeit mehr hatte, sei- 
nen Nachwuchs heranzubilden und zu diesem 
Zweck fremde Kräfte hat in Anspruch nehmen 
und bezahlen müssen, so kann lediglich im 
Rahmen des Härteausgleichs (§ 171) ein Aus- 
gleich für diesen Schaden gewährt werden. Es 
handelt sich hier um einen Tatbestand, der 
durch keinen der im BEG geregelten Tatbe- 
stände erfaßt wird, insbesondere auch nicht 
durch den Tatbestand des Schadens an Ver- 
mögen. 

c) Nach § 146 Abs. 1 wird eine Entschädigung für 
Schaden an Eigentum und Vermögen nur ge- 
währt, soweit der Schaden im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes entstanden ist. Hierzu ist von 
den Orden geltend gemacht worden, daß ein 
Anspruch auf Entschädigung wegen Schadens 
an Eigentum und Schadens an Vermögen auch 
dann gegeben werden sollte, wenn der Schaden 
außerhalb des Geltungsbereichs des BEG, aber 
innerhalb des Reichsgebiets nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1937 eingetreten ist und 
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wenn der Orden die Voraussetzungen des § 143 
erfüllt. Auch in diesen Fällen wird jedoch nur 
im Wege des Härteausgleichs geholfen werden 
können. Die gewünschte Ausweitung hätte nicht 
auf die Orden beschränkt werden können und 
hätte daher zu einer Durchbrechung der Grund- 
konzeption des für die juristischen Personen in 
§ 146 Abs. 1 statuierten Territorialprinzips ge- 
führt. 


55. Zu § 148 

Absatz 2 hat gegenüber der Regierungsvorlage 
zugunsten der Religionsgesellschaften und ihrer 
Einrichtungen eine Erweiterung erfahren. Zu- 
nächst wird bestimmt, daß der Höchstbetrag 
(75 000 DM) für jeden einzelnen Vermögensgegen- 
stand gilt, für den ein Anspruch auf Entschädigung 
wegen Schadens an Eigentum oder Schadens an 
Vermögen besteht. So kann also z. B. eine jüdische 
Kultusgemeinde, der durch nationalsozialistische 
Gewaltmaßnahmen ihre Synagogengebäude, ein 
Altersheim oder ein Kinderheim zerstört worden 
sind, unter Umständen für jeden dieser Ver- 
mögensgegenstände 75 000 DM als Entschädigung 
erhalten. Diese Regelung soll jedoch niclit für den 
Sondertatbestand des § 146 Abs. 2 gelten, weil hier 
von einem einheitlichen Vermögensschaden ausge- 
gangen werden muß. Hier gilt der Höchstbetrag 
von 75 000 DM daher für den Gesamtschaden, den 
die einzelne Gemeinschaft durch den Ausfall der 
Arbeitstätigkeit ihrer Mitglieder erlitten hat. 

In Absatz 3 ist vorgesehen, daß der Höchstbetrag 
von 75 000 DM nicht nur dann überschritten wer- 
den kann, wenn dies zum Wiederaufbau von Ge- 
bäuden notwendig ist (vgl. die Regierungsvorlage), 
sondern stets dann, soweit eine Überschreitung des 
Höchstbetrags zur Erfüllung der Aufgaben, welche 
die Religionsgesellschaft und ihre Einrichtungen 
oder ihr Rechts- oder Zwecknachfolger im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes hat, erforderlich ist. 
Diese Erweiterung erscheint notwendig, um den 
verfolgten Religionsgesellschaften den Wiederauf- 
bau ihres durch nationalsozialistische Gewaltmaß- 
nahmen unterbundenen Gemeinschafts- und Ge- 
meindelebens nach Möglichkeit zu erleichtern. 

Neu eingefügt ist in Absatz 3 ferner eine Vor- 
schrift, die die Frage regelt, wer für die Geltend- 
machung der Überschreitung des Höchstbetrages 
aktiv legitimiert ist. Dabei ist ausdrücklich be- 
stimmt, daß die auf Grund rückerstattungsrecht- 
licher Vorschriften errichteten Nachfolgeorganisa- 
tionen zur Geltendmachung des den Höchstbetrag 
überschreitenden Betrags nicht berechtigt sind. In 
diesen Fällen steht daher der Anspruch wegen 
Schadens an Eigentum bis zum Höchstbetrag von 
je 75 000 DM für jeden einzelnen Vermögensgegen- 
stand den Nachfolgeorganisationen und darüber 
hinaus den neu errichteten jüdischen Kultusge- 
meinden als Zwecknachfolger der vom National- 
sozialismus aufgelösten Kultusgemeinden zu. 


56. Zu § 149 

In Übereinstimmung mit der Regierungsvorlage 
hat der Ausschuß im Grundsatz daran festgehal- 
ten, daß besondere Gruppen von Verfolgten, 
welche die Voraussetzungen des § 4 nicht erfüllen, 
nur einen nach Art und Umfang beschränkten An- 
spruch auf Entschädigung haben. Immerhin sind 
auch hier eine Reihe von Verbesserungen vorge- 
nommen worden, so daß nunmehr die Rechtslage 
dieses Personenkreises derjenigen der voll an- 
spruchsberechtigten Verfolgten in weitem Um- 
fange angeglichen ist. 

57. Zu §§ 150 bis 159 

Bei diesen Vorschriften ist der Ausschuß im 
wesentlichen der Regierungsvorlage gefolgt. Er hat 
lediglich redaktionelle Änderungen vorgenommen 
und einige Paragraphen aus systematischen Grün- 
den neu gegliedert. 

58. Zu §§ 160 bis 166 

Hier hat der Ausschuß daran festgehalten, daß 
dem in Rede stehenden Kreis von Verfolgten nur 
Anspruch auf Entschädigung für Schaden an Le- 
ben, Schaden an Körper oder Gesundheit und für 
Schaden an Freiheit zustehen soll. Dagegen hat er 
sich nicht dazu verstehen können, vielfachen Wün- 
schen entsprechend auch eine Entschädigung für 
Schäden wirtschaftlicher Art vorzusehen. Er 
stimmt dabei der Ansicht der Bundesregierung zu, 
daß es zwar möglich sei, sich bei Schäden höchst- 
persönlicher Art von dem das Gesetz beherrschen- 
den Territorialitätsprinzip zu lösen, es jedoch nicht 
vertretbar erscheine, diesen Grundsatz auch bei 
Schäden wirtschaftlicher Art zu verlassen. Auch 
der Gedanke einer globalen Abgeltung solcher 
Schäden wirtschaftlicher Art in Gestalt eines so- 
genannten Bonus fand für die vorliegende gesetz- 
liche Regelung nicht die Zustimmung des Aus- 
schusses. 

Im einzelnen sind folgende Verbesserungen vor- 
gesehen: 

a) In § 160 ist der Personenkreis dadurch nicht 
unbeträchtlich erweitert worden, daß abwei- 
chend vom geltenden Recht und von der Re- 
gierungsvorlage der Anspruch auf Schaden an 
Körper oder Gesundheit nicht mehr davon ab- 
hängig ist, daß der Verfolgte Schaden an Frei- 
heit erlitten hat. 

b) Die bisherige Beschränkung der Entschädigung 
für Schaden an Leben, Schaden an Körper oder 
Gesundheit und Schaden an Freiheit auf 75 
vom Hundert der Entschädigung für voll an- 
spruchsberechtigte Verfolgte in den §§ 161 bis 
163 ist fortgefallen. Staatenlose und Flüchtlinge 
im Sinne der Genfer Konvention erhalten für 
die vorgenannten Schäden nunmehr ohne Rück- 
sicht auf ihr Alter die volle Entschädigung. 

c) Gegenüber der Regierungsvorlage ist in §§ 161 
und 163 auch keine Beschränkung der Mindest- 
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renten für Schaden an Körper oder Gesundheit 
und Schaden an Leben vorgesehen. 

d) Schließlich ist der Anspruch auf Entschädigung 
für Schaden an Körper oder Gesundheit und 
für Schaden an Freiheit nunmehr nach den 
gleichen Grundsätzen vererblich wie die ent- 
sprechenden Ansprüche der voll anspruchsbe- 
rechtigten Verfolgten. Lediglich im Falle des 
§ 163 ist an der Beschränkung der Vererblich- 
keit festgehalten worden, weil in diesem Falle 
die Erben der Hinterbliebenen in der Regel nur 
eine entfernte Beziehung zum Verfolgten 
haben. 

Es sei bemerkt, daß die Vorschrift des § 164 
Abs. 2 nicht ausschließt, daß der Hinterbliebene 
außer dem Anspruch auf Rente für Schaden an 
Leben auch noch Anspruch auf Entschädigung 
für Schaden an Freiheit geltend machen kann, 
wenn ihm selbst die Freiheit entzogen wor- 
den ist. 

Im übrigen sind die Änderungen gegenüber der 
Regierungsvorlage redaktioneller Art. 

59. Zu §§ 167, 168 

Während die Regierungsvorlage in Erweiterung 
des geltenden Rechts neben den Personen, die aus 
ihrer Nationalität geschädigt worden sind, auch 
diejenigen Gescliädigten berücksichtigen wollte, die 
als Anhänger einer nationalen Widerstandsbe- 
wegung einen dauernden Gesundheitsschaden er- 
litten haben, ist der Ausschuß nach sehr eingehen- 
der Erörterung zu dem Ergebnis gekommen, es 
beim geltenden Recht zu belassen, d. h. Anhänger 
einer nationalen Widerstandsbewegung nicht ein- 
zubeziehen. Er hat sich dabei von der Erwägung 
leiten lassen, daß der Begriff „Anhänger einer 
nationalen Widerstandsbewegung“ in der Praxis 
so weit ausgelegt werden könnte, daß dann Tat- 
bestände, die mit nationalsozialistischen Unrechts- 
handlungen überhaupt nichts mehr zu tun haben, 
als entschädigungsfähig angesehen werden könn- 
ten. Der Ausschuß vertraut jedoch darauf, daß die 
Vorschrift auch in ihrer jetzigen Fassung nicht zu 
eng ausgelegt werden wird. 

60. Zu §§ 169, 170 

In Abweichung von der Regierungsvorlage ist in 
§169 die dort vorgesehene Rangfolge der Befrie- 
digung der Entschädigungsansprüche aufgegeben 
worden. Die Ansprüche nach dem BEG sind nun- 
mehr grundsätzlich sofort fällig. Ausnahmen er- 
geben sich aus Absatz 2 Satz 2; diese Ansprüche 
werden am 1. April 1957 fällig. 

Neu eingefügt worden ist Absatz 3. Es entsprach 
den Bedürfnissen der Praxis, eine Regelung für 
die Fälle zu treffen, in denen der Erbe, ein Abtre- 
tungsempfänger oder ein Pfändungsgläubiger den 
Anspruch auf Entschädigung geltend macht. 

Bei § 170 ist die Regierungsvorlage insofern er- 
weitert worden, als nunmehr Vorschüsse auch aus 


sonstigen wichtigen Gründen, die einen Vorschuß 
als billig erscheinen lassen, gewährt werden kön- 
nen. Als wichtiger Grund kann auch angesehen 
werden, wenn nach bisherigem Landesrecht An- 
sprüche fällig waren, die auch nach der Änderung 
des § 169 noch nicht fällig sind. 

61. Zu § 171 

a) Bereits die Regierungsvorlage verfolgte das 
Ziel, durch eine möglichst weite Fassung der 
Vorschrift über den Härteausgleich die Mög- 
lichkeit zu geben, alle nur möglichen Härte- 
fälle zu berücksichtigen. In Ausbau einer sol- 
chen Regelung ist in Absatz 1 nicht mehr auf 
den Begriff des Verfolgten abgestellt, sondern 
statt dessen der weitere Begriff „Personen, 
deren Schädigung auf die Verfolgungsgründe 
des § 1 zurückzuführen ist“ eingefügt worden. 
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuwei- 
sen, daß Leistungen aus dem Härtefonds nicht 
nur an natürliche Personen, sondern auch an 
juristische Personen, Anstalten und Personen- 
vereinigungen gewährt werden können. Es ist 
ferner anzumerken, daß unter Umständen auch 
Personen, die nach § 6 von der Entschädigung 
ausgeschlossen sind, in den Genuß der Vor- 
schrift des § 171 kommen können, wenn in dem 
Ausschluß von der Entschädigung eine beson- 
dere Härte liegt. 

b) Bei Absatz 2 war der Ausschuß der Auffassung, 
daß diese Regelung zu der Regelung der 
§§ 134 ff. nicht in Konkurrenz treten könne. 
Während es sich bei §§ 134 ff. um Ansprüche 
von Verfolgten handelt, die durch national- 
sozialistische Gewaltmaßnahmen unmittelbar in 
ihrem Versorgungsverhältnis geschädigt wor- 
den sind, erfaßt Absatz 2 des § 171 die Fälle, 
in denen hinsichtlich des Versorgungsverhält- 
nisses keine unmittelbaren Verfolgungsmaß- 
nahmen gegen den Verfolgten gerichtet worden 
sind, sondern das Versorgungsverhältnis da- 
durch erloschen ist, daß durch nationalsozia- 
listische Gewaltmaßnahmen Versorgungsein- 
richtungen aufgelöst worden sind. 

c) Im Hinblick auf die vielfachen Vorstellungen 
aus dem Kreise der in der Zeit des National- 
sozialismus sterilisierten Personen hat sich der 
Ausschuß grundsätzlich mit der Frage einer 
Entschädigung dieses Personenkreises befaßt. 
Er ist dabei zu dem Ergebnis gekommen, daß 
im Rahmen des Härteausgleichs des vorliegen- 
den Gesetzes über die Vorschrift in Absatz 3 
Nr. 1 nicht hinausgegangen werden könne. Da 
die Personen, die aus den Verfolgungsgründen 
des § 1 sterilisiert worden sind, Verfolgte im 
Sinne des Gesetzes sind und zum Kreis der voll 
Anspruchsberechtigten gehören, muß es nach 
Auffassung des Ausschusses, der insoweit der 
Regierungsvorlage beitritt, genügen, die Ge- 
schädigten, bei denen Verfolgungsgründe nicht 
Vorgelegen haben und die ohne vorausgegange- 
nes Verfahren nach dem Gesetz zur Verhütung 
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erbkranken Nachwuchses sterilisiert worden 
sind, im Rahmen des Härteausgleichs zu be- 
rücksichtigen. Dagegen war der Ausschuß der 
Auffassung, daß keine Möglichkeit besteht, im 
Rahmen des vorliegenden Gesetzes auch solche 
Fälle zu regeln, bei denen kein Verfolgungstat- 
bestand vorlag und die Sterilisierung im Rah- 
men des Gesetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses erfolgt ist. Eine Regelung für die- 
sen Personenkreis muß einem besonderen Ge- 
setz überlassen bleiben. 

d) In einem neu eingefügten Absatz 5 ist der Bun- 
desregierung die Ermächtigung gegeben wor- 
den, in den Fällen Globalvereinbarungen mit 
bestimmten Verfolgtengruppen abzuschließen, 
in denen auch auf Grund der bisherigen Rege- 
lung des § 171 ein Härteausgleich nicht gewährt 
werden könnte. Hier ist beispielsweise an Ent- 
schädigung für Freiheitsentziehung und Ge- 
sundheitsschäden gedacht, die jüdische Kriegs- 
gefangene (z. B. damals palästinensische Staats- 
angehörige oder diesen gleichstehende Person- 
nen, die im Rahmen der britischen Armee ge- 
kämpft haben, Jugoslawen und andere) dadurch 
erlitten haben, daß die Freiheitsentziehung bei 
ihnen in anderer Weise durchgeführt wurde, 
als es üblicherweise bei nicht jüdischen Kriegs- 
gefangenen der Fall war. In Frage kommt hier 
getrennte Unterbringung der Kriegsgefangenen, 
schlechte Verpflegung, Arbeitslager usw. 

62. Zu § 172 

Die Fragen der Lastenverteilung zwischen dem 
Bund und der Gesamtheit der Länder sowie der 
Verteilung der von der Ländergesamtheit zu tra- 
genden Lasten auf die einzelnen Länder waren 
nicht einfach zu lösen. Während die Bundesregie- 
rung von vornherein einer Verteilung von 50 : 50 
zugestimmt hatte, ist die Zustimmung der Länder 
hierzu allgemein nicht zu erreichen gewesen. Von 
seiten der Länder wurde dem Grundsatz schließ- 
lich auch zugestimmt; allein über die im Lande 
Berlin anfallenden Kosten, die etwa 25 vom Hun- 
dert der gesamten Kosten ausmachen, konnte ein 
Einvernehmen nicht erzielt werden. Während das 
Bundesfinanzministerium diese Kosten nicht an- 
ders behandelt wissen wollte als die übrigen, 
schlugen die Länder eine Verteilung derselben im 
Verhältnis 90 vom Hundert zu Lasten des Bundes 
und 10 vom Hundert zu Lasten des Landes Berlin 
vor. Da jedoch in Berlin sehr viele Anträge von 
Personen gestellt werden, die ihren Wohnsitz ur- 
sprünglich außerhalb Berlins hatten, konnte der 
Ausschuß diesen Vorschlag nicht annehmen, er 
schloß sich vielmehr der Auffassung des Haus- 
haltsausschusses an, der in seiner Sitzung vom 
20. April 1956 beschlossen hatte, daß die in den 
Ländern mit Ausnahme Berlins anfallenden 
Kosten je zur Hälfte vom Bund und von der Ge- 
samtheit der Länder und die im Lande Berlin ent- 
stehenden Kosten zu 60 vom Hundert vom Bund, 
zu 25 vom Hundert von der Gesamtheit der Län- 


der und zu 15 vom Hundert vom Lande Berlin ge- 
tragen werden sollen. 

Bei der Verteilung der Kosten der Länder unter- 
einander soll eine möglichst gleichmäßige Be- 
lastung auf den Kopf der Bevölkerung erfolgen. 
Unter Berücksichtigung dieses Gesichtspunktes läßt 
es sich nicht vermeiden, daß die Länder Nordrhein- 
Westfalen, Baden-Württemberg und Schleswig- 
Holstein über ihren eigenen Landesanteil hinaus 
noch zum Ausgleich der Kosten in den übrigen 
Ländern herangezogen werden müssen. Bei einer 
gleichen Belastung in allen Ländern von 7,305 DM 
je Einwohner ergeben sich somit für die einzelnen 
Länder auf Grund der von diesen geschätzten An- 
gaben für 1956 folgende Leistungen: 


Nordrhein- Westfalen 

105,8 

Mio 

DM 

Bayern 

66,9 

Mio 

DM 

Baden-Württemberg 

50,9 

Mio 

DM 

Niedersachsen 

48,1 

Mio 

DM 

Hessen 

33 

Mio 

DM 

Rheinland-Pfalz 

23,8 

Mio 

DM 

Schleswig-Holstein 

16,9 

Mio 

DM 

Hamburg 

12,7 

Mio 

DM 

Bremien 

4,5 

Mio 

DM. 

erlin, dessen Kosten für 

1956 auf 

171 

Mio DM 


geschätzt werden, bekommt von diesem Betrag 
60 vom Hundert vom Bund und 25 vom Hundert 
von der Gesamtheit der Länder erstattet. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß dies die 
beste Lösung ist und eine weitergehende Berück- 
sichtigung der verschiedenen finanziellen Lei- 
stungskraft der Länder nicht mehr erfolgen kann. 

Der Haushaltsausschuß hat seinem Beschluß 
noch hinzugefügt, daß für den Fall, daß diese Ver- 
teilungsquote vom Bundesrat nicht angenommen 
und etwa der Vermittlungsausschuß angerufen 
werden würde, der Bundestag an der Regierungs- 
vorlage unverändert festhalten sollte. 

63. Zu § 175 

Die Vorschrift des Absatz 1 ist gegenüber der 
Regierungsvorlage, die insoweit dem Bundesergän- 
zungsgesetz entspricht, geändert worden: 

Nunmehr ist die Zuständigkeit der Entschädi- 
gungsorgane für alle nach dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz zu treffenden Entscheidungen begrün- 
det worden mit Ausnahme der nach Absatz 2 fach- 
lich zuständigen obersten Behörden übertragenen 
Entscheidungsbefugnis über die Erteilung von Ge- 
nehmigungen, Zulassungen, Bezugsberechtigungen 
und Befreiungen nach §§ 67, 115 Abs. 2. Die Ände- 
rung bedeutet, daß auch gegenüber Ermessensent- 
scheidungen der Entschädigungsbehörde der 
Rechtsweg vor den Entschädigungsgerichten er- 
öffnet wird. Bisher war in Fallen dieser Art ledig- 
lich die Anfechtung des Verwaltungsaktes vor den 
Verwaltungsgerichten möglich. Der Ausschuß hat 
es für erforderlich gehalten, auch hier die Entschä- 
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digungsgerichte für zuständig zu erklären, da diese 
ja gerade für die Sondermaterie des Entschädi- 
gungsrechts geschaffen worden sind und über eine 
größere Erfahrung und Sachkunde auf diesem 
Rechtsgebiet verfügen, als dies bei den Verwal- 
tungsgerichten der Fall ist. Allerdings darf das 
Entschädigungsgericht dann, wenn die Entschädi- 
gungsbehörde ermächtigt ist, nach ihrem Ermessen 
zu handeln, nur prüfen, ob die Grenzen dieses 
Ermessens überschritten oder hiervon in einer dem 
Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden 
Weise Gebrauch gemacht worden ist (§ 211 Abs. 1). 
In Betracht kommen insbesondere Entscheidungen 
nach 

§ 6 Abs. 3 Satz 2 und § 7 (Rückforderung 

von Leistungen), 

§ 14 (Genehmigung zur Abtretung, Pfän- 

dung und Verpfändung), 

§ 40 (Bewilligung von Umschulungsbeihil- 

fen), 

§ 90 (Darlehen für früher unselbständig 

Tätige), 

§ 148 Abs. 3 (Überschreitung des Höchstbe- 
trages zugunsten von verfolgten Reli- 
gionsgesellschaften), 

§ 165 (Härteleistungen für besondere Ver- 
folgtengruppen), 

§ 170 (Bewilligung von Vorschüssen), 

§ 171 (Härteausgleich), 

§ 180 Abs. 2 (Feststellung des Todeszeit- 
punktes), 

§ 183 (Befugnis der Landesjustizverwaltung, 
Organisationen zur Rechtsberatung zu- 
zulassen und eine erteilte Erlaubnis 
zurückzunehmen), 

§ 201 (Widerruf des Bescheides durch die 
Entschädigungsbehörde). 

Zu Absatz 3 ist anzumerken, daß unter dem Be- 
griff der fachlich zuständigen obersten Behörde 
gegebenenfalls auch die Anwaltskammern zu ver- 
stehen sind. 

64. Zu § 179 

Der Ausschuß hat die Frage erörtert, ob über 
diese Vorschrift hinaus noch weitere Anweisungen 
an die Länder über die Reihenfolge der Bearbei- 
tung im Gesetz verankert werden sollen. Er hat 
davon abgesehen, weil es wegen der Verschieden- 
heit der Fälle nicht möglich ist, eine Norm für alle 
aufzustellen, geht dabei jedoch von der Erwägung 
aus, daß die altersmäßigen und zeitlichen Gesichts- 
punkte bei der Bearbeitung berücksichtigt werden. 

65. Zu § 183 

Diese Vorschrift hat eine weitgehende Umgestal- 
tung erfahren. Sie ermöglicht es den Personen, die 
früher bei einem deutschen Gericht als Rechtsan- 
walt zugelassen waren und deren Zulassung aus 


den Verfolgungsgründen des § 1 erloschen ist, die 
Beratung von Entschädigungsberechtigten und ihre 
Vertretung im Verfahren bei den Entschädigungs- 
behörden und vor den erstinstanzlichen Entschädi- 
gungsgerichten zu übernehmen. Es war jedoch 
klarzustellen, daß diese Regelung nur dann gelten 
soll, wenn der frühere Rechtsanwalt seinen Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt noch im Aus- 
land hat. Ein verfolgter Rechtsanwalt, der in den 
Geltungsbereich des Gesetzes zurückgekehrt ist, 
kann jederzeit mit Erfolg seine Wiederzulassung 
betreiben. Organisationen, deren Aufgabe in der 
Wahrnehmung der Interessen von Verfolgten be- 
steht und deren Zweck nicht auf einen wirtschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist, dürfen mit 
Erlaubnis der zuständigen Landesjustizverwaltung 
ihre Mitglieder in den im Bundesentschädigungs- 
gesetz geregelten Rechtsangelegenheiten unentgelt- 
lich beraten und im Verfahren bei den Entschädi- 
gungsbehörden unentgeltlich vertreten. Zur Ver- 
tretung im Verfahren vor den Entschädigungsge- 
richten sind sie nicht befugt. Die Landesjustizver- 
waltung hat die Erlaubnis bei Vorliegen eines wich- 
tigen Grundes zu versagen, insbesondere wenn die 
Gewähr für eine ordnungsgemäße Geschäftsfüh- 
rung innerhalb der Organisation und für eine sach- 
gemäße Beratung der Rechtsuchenden nicht gege- 
ben ist. Aus den gleichen Gründen kann eine er- 
teilte Erlaubnis widerrufen werden. Die Landes- 
justizverwaltung kann die Erlaubnis auch dann zu- 
rücknehmen, wenn gegen ihre Anordnungen oder 
Auflagen wiederholt verstoßen wird. Die Entschei- 
dungen der Landesjustizverwaltung können durch 
Klage vor den Entschädigungsgerichten angefoch- 
ten werden (§ 211, vgl. oben zu § 175). 

Diese Regelung der Vertretungsbefugnis von 
Verfolgtenorganisationen erschien im Interesse der 
Verfolgten selbst geboten. Nur dann, wenn die Or- 
ganisation die Gewähr für eine sachgemäße Bera- 
tung und Vertretung im Verfahren bei den Ent- 
schädigungsbehörden bietet, darf sie tätig werden 
und ihre Mitglieder bei der Durchsetzung ihrer An- 
sprüche unterstützen. Eine unkontrollierte Rechts- 
beratung kann sich sehr leicht zum Schaden der 
Rechtsuchenden auswirken. Zu ihrem Schutz hat 
der Ausschuß daher die Vorschrift geändert. 

66. Zu § 187 

In der Praxis sind Zweifel aufgetreten, welches 
Land für die Gewährung eines Härteausgleichs zu- 
ständig ist, wenn die Voraussetzungen der §§ 185, 
186 nicht gegeben sind. Um diese Zweifel auszu- 
räumen, trifft Absatz 3 hierüber genaue Bestim- 
mungen. 

67. Zu § 192 

Die Vorschrift ist neu. Sie entspricht einem Be- 
dürfnis der Praxis und ist aus dem Gesetz über 
das Verwaltungsverfahren in der Kriegsopferver- 
sorgung vom 2. Mai 1955 übernommen. 
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68. Zu § 193 

Diese Bestimmung ist ebenfalls neu. Sie regelt 
die Einsichtnahme in Akten der Entschädigungs- 
behörde sowie die Aushändigung derselben an 
Rechtsanwälte. 

Unter den in Absatz 2 angeführten „besonderen 
Gründen“ sind solche Fälle zu verstehen, bei denen 
sich aus den Akten ergibt, daß der Antragsteller 
schwer erkrankt ist. Es erscheint angebracht, daß 
die Behörde im Interesse des Antragstellers diesem 
dann die Akten vorenthalten kann. 

69. Zu § 195 

In Abweichung von der Regierungsvorlage ist 
auf Wunsch der Praxis zur Vereinfachung des Ver- 
fahrens in Absatz 2 und 3 zwischen den Essentia- 
len des Bescheides und denjenigen Angaben unter- 
schieden, die der Bescheid enthalten soll. 

Da alle nach diesem Gesetz zu treffenden Ent- 
scheidungen in der Form eines Bescheides ergehen 
müssen, ergibt sich daraus, daß auch Bescheide, die 
Ermessensentscheidungen enthalten, mit einer 
Reclitsbelehrung im Sinne von Absatz 2 Nr. 3 ver- 
sehen sein mÄissen, 

70. Zu § 196 

Absatz 2 ist neu eingefügt worden. Durch die 
Vorschrift soll sichergestellt werden, daß der 
Witwe eines Verfolgten, die nach §§ 86 und 98 ein 
selbständiges Rentenwahlrecht hat, der Bescheid 
auch dann zugestellt wird, wenn sie nicht Erbin 
ist. Entsprechendes gilt im Falle des Witwers. 

71. Zu § 208 

Der Ausschuß hält es für erforderlich, daß auch 
beim Bundesgerichtshof ein besonderer Entschädi- 
gungssenat gebildet wird. Zwar ist nach dem Ge- 
schäftsverteilungsplan des Bundesgerichtshofs be- 
reits ein bestimmter Zivilsenat für alle Entschädi- 
gungssachen zuständig, zu dem Aufgabenbereich 
dieses Senats gehören aber auch Entscheidungen 
aus anderen Rechtsgebieten. In Zukunft ist in Ent- 
schädigungssachen mit einem vermehrten Ge- 
schäftsanfall zu rechnen, so daß der Senat sich nur 
noch mit Entschädigungssachen wird befassen kön- 
nen. Dies erscheint auch dem Ausschuß durchaus 
erwünscht, weil nur so sichergestellt ist, daß die 
Richter sich ausschließlich auf Entschädigungs- 
sachen konzentrieren und sie beschleunigt behan- 
deln können. 

Zu Absatz 3 Satz 2 gibt der Ausschuß dem 
Wunsche Ausdruck, daß nach Möglichkeit alle Rich- 
ter der Entschädigungskammer und der Entschä- 
digungssenate dem Kreis der Verfolgten angehören. 

72. Zu § 209 

Im Falle der Säumnis kann das Entschädigungs- 
gericht von Amts wegen oder auf Antrag einer 


Partei ohne mündliche Verhandlung eine Entschei- 
dung treffen. Nach Auffassung des Ausschusses 
wird in der Regel am Grundsatz der Mündlichkeit 
festzuhalten und demgemäß von der Möglichkeit 
des § 209 ein sparsamer Gebrauch zu machen sein. 

73. Zu § 211 

Diese Vorschrift ist vom Ausschuß eingefügt 
worden. Sie ist die Folge des in § 175 Abs. 1 aus- 
gesprochenen Grundsatzes, daß die Entschädigungs- 
organe für alle nach dem Bundesentschädigungsge- 
setz zu treffenden Entscheidungen zuständig sind. 
Im übrigen wird auf das zu § 175 Gesagte verwie- 
sen. Für die Fälle des § 171 (Härteausgleich) und 
des § 183 (Entscheidungen der Landesjustiz Verwal- 
tungen) sind besondere Zuständigkeiten für das 
Verfahren geschaffen worden. 

74. Zu § 213 

Diese Vorschrift, die es der Entschädigungsbe- 
hörde ermöglicht, unter bestimmten Voraussetzun- 
gen Klage auf Aufhebung eines Titels und Rück- 
zahlung von bereits gezahlten Beträgen zu erhe- 
ben, ist gegenüber der Regierungsvorlage (§ 99 b) 
geändert worden. Es erschien angebracht, diese 
Klagemöglichkeit nicht unbeschränkte Zeit be- 
stehen zu lassen. Deshalb darf die Klage nur inner- 
halb einer Frist von sechs Monaten seit Kenntnis 
des Verwirkungsgrundes erhoben werden. § 99 c 
der Regierungsvorlage, der vorsah, daß die Ent- 
schädigungsbehörde auch in den Fällen des § 7 
Abs. 3 die Aufhebung der gerichtlichen Entschei- 
dung oder des Prozeßvergleichs und die Rückzah- 
lung der zu Unrecht bewirkten Leistungen verlan- 
gen kann, ist vom Ausschuß nicht übernommen 
worden. Der Ausschuß ist der Ansicht, daß in Fäl- 
len dieser Art die Vorschriften der Zivilprozeßord- 
nung über die Wiederaufnahme des Verfahrens 
und die Möglichkeit, bei Vorliegen der Vorausset- 
zungen des § 826 BGB Schadensersatzansprüche 
geltend zu machen, ausreichen. 

75. Zu § 216 

Diese Vorschrift enthielt ursprünglich drei Ab- 
sätze. 

Absatz 2 ist gestrichen worden, weil nach dem 
Willen des Ausschusses die sogenannte Untätig- 
keitsklage nicht nur den Verfolgten Vorbehalten 
bleiben sollte, deren Ansprüche nach § 179 Abs. 2 
mit Vorrang zu behandeln sind. 

Die Streichung des Absatz 3 beruht auf der Ein- 
fügung der Nummer 13 des Artikel III des Ände- 
rungsgesetzes, wonach die Klage nach § 216 frühe- 
stens am 1. April 1957 erhoben werden kann. 

76. Zu § 217 

Diese Vorschrift ist neu eingefügt worden. Die 
nach §§ 210 bis 216 begründeten Gerichtsstände 
sollen ausschließliche sein; sie müssen daher im 
Gesetz ausdrücklich als solche bezeichnet werden. 



77. Zu §§ 219, 220 

Die Regierungsvorlage ist, soweit es sich um die 
Zulassung der Revision gegen Urteile der Oberlan- 
desgerichte handelt, weitgehend geändert worden: 
Wie bisher soll die Entscheidung über die Zulas- 
sung der Revision an den Bundesgerichtshof das 
Oberlandesgericht treffen. Hierüber ist im Urteil 
zu befinden; will das Oberlandesgericht die Revi- 
sion nicht zulassen, so hat es die Gründe hierfür 
in den Urteilsgründen anzuführen. Wird die Re- 
vision nicht zugelassen, so kann diese Entscheidung 
selbständig durch sofortige Beschwerde (§ 223) 
angefochten werden. Die Einlegung der sofortigen 
Beschwerde hemmt die Rechtskraft des Urteils. 
Das Verfahren richtet sich nach den Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung über die sofortige Be- 
schwerde, mit Ausnahme der in § 223 besonders 
geregelten Fristen. Uber die sofortige Beschwerde 
entscheidet der Bundesgerichtshof durch Beschluß, 
der schriftlich zu begründen ist. Wird die Revision 
zugelassen, so muß sie innerhalb einer mit der Zu- 
stellung des Beschlusses beginnenden Frist von 
einem Monat eingelegt werden. Wird die sofortige 
Beschwerde zurückgewiesen, so wird das Beru- 
fungsurteil mit Zustellung des entsprechenden Be- 
schlusses rechtskräftig. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß diese Re- 
gelung den Interessen der Verfolgten besser ge- 
recht wird, als das in der Regierungsvorlage vor- 
gesehene Verfahren, nach welchem die Entschei- 
dung über die Zulassung der Revision allein dem 
Bundesgerichtshof übertragen werden sollte. Nach 
der in der Regierungsvorlage vorgesehenen Rege- 
lung hat regelmäßig immer nur eine Partei ein In- 
teresse an der Zulassung der Revision. Solange 
die Entscheidung des Oberlandesgerichts noch un- 
gewiß ist, werden erfahrungsgemäß beide Parteien 
Ausführungen zu der Frage machen, ob eine Zu- 
lassung der Revision in Betracht kommt. Das Ober- 
landesgericht hat sich — wenn es die Revision 
nicht zuläßt — in den Urteilsgründen mit dieser 
Frage auseinanderzusetzen. Es ist anzunehmen, 
daß diese Begründung in einer Reihe von Fällen 
dazu beitragen wird, die unterlegene Partei von 
der Einlegung der sofortigen Beschwerde abzuhal- 
ten. Ist die Frage der Zulassung der Revision be- 
reits im Berufungsverfahren erörtert worden und 
hat sich das Oberlandesgericht hiermit in den Ur- 
teilsgründen auseinandergesetzt, so wird dies re- 
gelmäßig die Nachprüfung durch den Bundesge- 
richtshof erleichtern. 

Der Ausschuß ist sich darüber im klaren, daß die 
Eröffnung der Beswerdemögiichkeit gegen den die 
Zulassung ablehnenden Beschluß des Oberlandes- 
gerichts eine weitgehende zusätzliche Belastung 
des Bundesgerichtshofs mit sich bringen wird. Es 
ist daher oben bei § 208 die Erwartung ausgespro- 
chen worden, daß in Zukunft ein Senat des Bun- 
desgerichtshofs ausschließlich nur noch mit Ent- 
schädigungssachen befaßt werden soll. 


78. Zu § 224 

Bei Absatz 3 ist der Ausschuß dem Vorschlag 
des Bundesrates gefolgt, dem die Bundesregierung 
zugestimmt hat. Die neue Vorschrift ermöglicht es, 
in Entschädigungsverfahren als Armenanwalt auch 
einen Rechtsanwalt beizuordnen, der nicht bei dem 
Prozeßgericht zugelassen ist. 

79. Zu § 225 

Abweichend von der Regierungsvorlage hat der 
Ausschuß beschlossen, daß bei wiederkehrenden 
Leistungen der Streitwert nach § 10 Abs. 3 des Ge- 
richtskostengesetzes zu berechnen ist. In § 87 Abs. 7 
des Bundesergänzungsgesetzes ist — offenbar in- 
folge eines Redaktionsversehens — lediglich auf 
§ 10 des Gerichtskostengesetzes Bezug genommen. 
Der Bundesgerichtshof hat im Beschluß vom 
24. September 1955 (IV ZR 123/55, NJW/RzW 55, 
370) zum Ausdruck gebracht, daß nur die Vor- 
schrift des § 10 Abs. 3 des Gerichtskostengesetzes 
in Betracht kommen könne, da die nach dem Bun- 
desergänzungsgesetz zu leistenden Renten ihrem 
Wesen nach den auf Grund einer Schadensersatz- 
pflicht oder eines Beamtenverhältnisses zu zahlen- 
den Renten gleichzustellen sind. Der Ausschuß ist 
dieser Auffassung des Bundesgerichtshofs gefolgt. 

80. Zu § 227 

Die Regierungsvorlage sah vor, daß im Verfah- 
ren vor den Landgerichten Gebühren und Ausla- 
gen der Rechtsanwälte nur dann zu erstatten sind, 
wenn die Vertretung durch einen Rechtsanwalt 
nach den besonderen Umständen des Falles erfor- 
derlich war. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß 
es im Entschädigungsverfahren nicht angängig ist, 
von dem Grundsatz des § 91 Abs. 2 der Zivilpro- 
zeßordnung abzugehen, wonach die Gebühren und 
Auslagen des Reditsanwalts der obsiegenden Par- 
tei in allen Prozessen zu erstatten sind. 

Absatz 2 der Regierungsvorlage ist gestrichen 
worden. Die Einrichtung des öffentlichen Anwalts 
besteht nur in den Ländern Baden-Württemberg 
und Bayern. Es bestand kein Anlaß, für diese bei- 
den Länder eine Sonderregelung aufrechtzuerhal- 
ten, die im Ergebnis das Recht des Verfolgten, den 
Anwalt seines Vertrauens zu wählen, beschränkt. 

Absatz 3 weist keine Änderung gegenüber der 
Regierungsvorlage auf. 

81. Zu § 228 

Die mit § 228 beginnenden Übergangs- und 
Schlußvorschriften stellen die Übergangsregelung 
zwischen den landesrechtlichen Vorschriften, die 
bis zum Inkrafttreten des Bundesergänzungsgeset- 
zes galten, und dem Bundesergänzungsgesetz dar. 

In Abweichung von der Begründung der Regie- 
rungsvorlage (S. 203) hat sich der Ausschuß der 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs angeschlos- 
sen und in Absatz 1 ausdrücklich die auf Grund 
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des in der amerikanischen Zone in Geltung ge- 
wesenen Entschädigungsgesetzes erlassenen Rechts- 
verordnungen für außer Kraft gesetzt erklärt. 

Der Ausschuß hat den bisherigen Absatz 3 ge- 
strichen, weil er der Auffassung war, daß das für 
den Verfolgten günstigere Recht von Amts wegen 
der Entscheidung zugrunde zu legen ist und dem 
Verfolgten nicht die Möglichkeit genommen wer- 
den soll, seinen Anspruch auf das nicht ange- 
wandte Recht zu stützen, falls diese im Laufe der 
Zeit sich als das für ihn günstigere Recht heraus- 
stellt. 


82. Zu § 229 

§ 229 ist neu eingefügt worden und soll sicher- 
stellen, daß sich auch das Verfahren nach den An- 
erkennungsgesetzen der Länder nach den Verfah- 
rensvorschriften des Bundesentschädigungsgesetzes 
richtet. Dadurch soll vermieden werden, daß in 
zwei verschiedenen Instanzenzügen über ähnliche 
Rechtsfragen voneinander abweichende Entschei- 
dungen ergehen. 


83. Zu § 234 

Absatz 1 ist gegenüber der Regierungsvorlage 
dahingehend geändert, daß nicht mehr darauf ab- 
gestellt wird, daß die auf Grund des Bundesergän- 
zungsgesetzes festzusetzendeEntschädigung die nach 
bisherigem Landesrecht festgesetzte Entschädigung 
um mehr als 5 vomHundertübersteigt. Der Ausschuß 


war der Auffassung, daß die Verbesserung des Ge- 
setzes den Verfolgten ohne Rücksicht auf eine Min- 
desterhöhung der Ansprüche zugute kommen soll. 

Absatz 2 ist neu eingefügt worden. Es entsprach 
den Wünschen der Praxis, daß wiederkehrende 
Leistungen auf Grund des Bundesergänzungsgeset- 
zes von Amts wegen neu festgesetzt werden, so 
daß es insoweit eines besonderen Antrags der Ver- 
folgten nicht bedarf. 

84. Zu § 235 

Der in der Regierungsvorlage vorgesehene Ab- 
satz 2 ist vom Ausschuß nicht übernommen wor- 
den. Der Ausschuß hielt es nicht für vertretbar, 
dem Berechtigten das Anfechtungsrecht dann zu 
versagen, wenn dieser im Rahmen eines Vergleichs, 
eines Verzichts oder einer Abfindung auf etwaige 
künftige Rechtsansprüche verzichtet hat oder für 
solche Ansprüche abgefunden worden ist. 

85. Zu § 236 

Absatz 3 regelt die Fälle, in denen gerichtliche 
Verfahren auf Grund dieses Gesetzes ihre Erledi- 
gung finden. Die Vorschrift lehnt sich an die ent- 
sprechende Bestimmung des BWGöD an und ent- 
spricht der Billigkeit. 

Bonn, den 12. Mai 1956 

Dr. Greve 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1949 — in der 
nachstehenden Fassung anzunehmen; 

2. den von der Fraktion der SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bun- 
desergänzungsgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
— Drucksache 1139 — für erledigt zu erklären; 

3. die zu den Gesetzentwürfen eingegangenen Pe- 
titionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 12. Mai 1956 


Der Ausschuß 

für Fragen der Wiedergutmachung 
Dr. Greve 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Beschlüsse des 3 7. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 

zur Änderung des Bundesergänzungsgesetzes zur Entschädigung 
für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ARTIKEL I 

Neufassung des Bundesergänzungsgesetzes 
zur Entschädigung für Opfer 
der nationalsozialistischen Verfolgung 

Das Bundeserg'änzungsgesetz zur Entschädi- 
gung für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung (BEG) vom 18. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1387) in der Fassung 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bun- 
desergänzungsgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
vom 10. August 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 506) erhält die Überschrift „Bundesgesetz 
zur Entschädigung für Opfer der national- 
sozialistischen Verfolgung (Bundesentschädi- 
gungsgesetz — BEG — )" und die aus der 
Anlage ersichtliche Fassung. 

ARTIKEL II 

Begriffsbestimmungen 

In diesem Gesetz werden bezeichnet: 

1. das Dritte Gesetz zur Änderung des Bun- 
desergänzungsgesetzes zur Entschädigung 
für Opfer der nationalsozialistischen Ver- 
folgung 

als Änderungsgesetz, 

2. das Bundesgesetz zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Ver- 
folgung 

als Bundesentschädigungsgesetz, 


3. das Bundesergänzungsgesetz zur Entschä- 
digung für Opfer der nationalsozialisti- 
schen Verfolgung 

als Bundesergänzungsgesetz. 


ARTIKEL III 

Übergangsvorschriften 

1. Ansprüche von Verfolgten, die ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt in 
der Zeit vom 1. Januar 1947 bis zum 
30. Dezember 1952 aus dem Geltungs- 
bereich des Bundesergänzungsgesetzes 
verlegt haben, bleiben aufrechterhalten. 

2. Soweit in der Zeit vor Verkündung des 
Änderungsgesetzes Fürsorgeleistungen 
(§10 Abs. 2 des Bundesentschädigungs- 
gesetzes) erstattet worden sind, behält 
es hierbei sein Bewenden. 

3. (1) Ist einem Erben oder Vermächtnis- 
nehmer nach der erbrechtlichen Rege- 
lung des Bundesergänzungsgesetzes durch 
Bescheid oder durch rechtskräftige ge- 
richtliche Entscheidung ein Anspruch auf 
Entschädigung zuerkannt worden, so be- 
hält es hierbei auch dann sein Bewenden, 
wenn der Anspruch nach der erbrecht- 
lichen Regelung des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes ganz oder zum Teil einem 
anderen Erben oder Vermächtnisnehmer 
zustehen würde. 

(2) Erhöht sich auf Grund des Bundes- 
entschädigungsgesetzes der Anspruch des 
Verfolgten und steht dieser erhöhte An- 
spruch nach der erbrechtlichen Regelung 
des Bundesentschädigungsgesetzes meR 


18 



reren Erben zu, so muß sich der Erbe, 
dem ein Teil des Anspruchs nach der 
erbrechtlichen Regelung des Bundes- 
ergänzungsgesetzes durch Bescheid oder 
durch rechtskräftige gerichtliche Ent- 
scheidung zuerkannt worden ist und dem 
der Anspruch nach Absatz 1 insoweit 
verbleibt, im Verhältnis der Erben unter- 
einander den Wert des Erhaltenen an- 
rechnen lassen; das gleiche gilt für Ver- 
mächtnisnehmer. 

4. § 62 des Bundesergänzungsgesetzes tritt 
erst mit der Verkündung des Änderungs- 
gesetzes außer Kraft. 

5. Ist vor Verkündung des Änderungs-* 
gesetzes mit den in § 53 des Bundesent- 
schädigungsgesetzes genannten Nachfolge- 
organisationen ein Vergleich über die 
Entschädigung für Schaden an Eigentum 
oder für Schaden an Vermögen verfolg- 
ter Religionsgesellschaften abgeschlossen 
worden, so sind damit auch die An- 
sprüche der verfolgten Religionsgesell- 
schaften sowie ihrer Rechts- oder Zweck- 
nachfolger nach §§ 142 bis 148 des Bun- 
desentsdiädigungsgesetzes abgegolten. 

6. Wiederkehrende Leistungen auf Grund 
des Bundesergänzungsgesetzes werden 
solange weitergewährt, bis die Leistungen 
nach dem Bundesentschädigungsgesetz 
bewirkt werden. Dies gilt auch für wie- 
derkehrende Vorschußleistungen, Die 
Weiterzahlung obliegt der bisher zustän- 
digen Entschädigungsbehörde. Soweit die 
wiederkehrenden Leistungen ohne An- 
erkennung einer Rechtspflicht bewirkt 
worden sind, wird durch Satz 1 und 2 
kein Rechtsanspruch auf diese Leistungen 
begründet. 

7. (1) Eines erneuten Antrages auf Ent- 
schädigung nach dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz bedarf es nicht, wenn der 
Anspruch auf Entschädigung bereits auf 
Grund des Bundesergänzungsgesetzes an- 
gemeldet worden ist. Dies gilt audi dann, 
wenn der bereits angemeldete Anspruch 
auf Grund des Bundesergänzungsgesetzes 
nicht begründet war. 

(2) Eines Antrages bedarf es jedoch in 
den Fällen, in denen ein Anspruch nach 
dem Bundesergänzungsgesetz durch un- 
anfechtbaren Bescheid oder durch rechts- 
kräftige gerichtliche Entscheidung abge- 
wiesen worden ist. 


(3) Wiederkehrende Leistungen auf 
Grund des Bundesentschädigungsgesetzes 
werden von Amts wegen neu festgesetzt. 

8. Ist bei Verkündung des Änderungsgeset- 
zes ein Antrag auf Entschädigung in 
einem Land anhängig, so bleiben die Ent- 
schädigungsorgane dieses Landes auch für 
die Ansprüche des Antragstellers nach 
dem Bundesentschädigungsgesetz zu- 
ständig. 

9. (1) Soweit vor Verkündung des Ände- 
rungsgesetzes ein Anspruch auf Entschä- 
digung durch unanfechtbaren Bescheid 
oder durch rechtskräftige gerichtliche 
Entscheidung abgelehnt oder eine Ent- 
schädigung in geringerer Höhe als nach 
dem Bundesentschädigungsgesetz zuer- 
kannt worden ist, kann der Berechtigte 
innerhalb der Antragsfrist des § 189 
Abs. 1 des Bundesentschädigungsgesetzes 
einen neuen Antrag auf Entschädigung 
stellen. 

(2) Ist in einem bei Verkündung des 
Änderungsgesetzes anhängigen Verfahren 
noch keine Entscheidung ergangen, so ist 
der Anspruch nach den Vorschriften des 
Bundesentschädigungsgesetzes festzuset- 
zen. 

(3) Im Falle der Absätze 1 u^.d 2 ent- 
scheidet die nach §§ 185, 186 des Bundes- 
entschädigungsgesetzes zuständige Ent- 
schädigungsbehörde. Nummer 8 dieses 
Artikels findet entsprechende Anwen- 
dung. 

10. (1) Stand dem Berechtigten nach dem 
Bundesergänzungsgesetz bei Ansprüchen 
für Schaden im beruflichen und wirt- 
schaftlichen Fortkommen ein Wahlrecht 
zu und erhöht sich auf Grund des Bun- 
desentschädigungsgesetzes die nicht ge- 
wählte Entschädigung, so kann er diese 
innerhalb der Antragsfrist des § 189 
Abs. 1 des Bundesentschädigungsgesetzes 
durch Erklärung gegenüber der zustän- 
digen Entschädigungsbehörde verlangen; 
Nummer 8 dieses Artikels findet ent- 
sprechende Anwendung. 

(2) Ist der Verfolgte vor Abgabe der Er- 
klärung nach Absatz 1 innerhalb der An- 
tragsfrist des § 189 Abs. 1 des Bundes- 
entschädigungsgesetzes verstorben, so 
kann die Witwe oder unter den Voraus- 
setzungen des § 17 Abs. 1 Nr. 2 des Bun- 
desentschädigungsgesetzes der Witwer 
nach Maßgabe der §§ 86, 98 die nicht 
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gewählte Entschädigung durch Erklärung 
gegenüber der zuständigen Entschädi- 
gungsbehörde verlangen, wenn die Witwe 
oder der Witwer selbst Verfolgter ist 
oder von der Verfolgung des verstorbe- 
nen Verfolgten mitbetroffen worden ist. 

(3) Im Falle der Erklärung nach Absatz 1 
und 2 sind bereits bewirkte Leistungen 
auf die neu gewählte Entschädigung voll 
anzuredinen. Dies gilt auch dann, wenn 
diese Leistungen an einen Dritten be- 
wirkt worden sind. 

11. (1) Ist die Entschädigung vor Verkün- 
dung des Änderungsgesetzes durdi Ver- 
gleich, Verzicht oder Abfindung geregelt 
worden, so kann der Berechtigte inner- 
halb der Antragsfrist des § 189 Abs. 1 
des Bundesentschädigungsgesetzes die Re- 
gelung durch Erklärung gegenüber der 
zuständigen Entschädigungsbehörde an- 
fechten. 

(2) Nummer 9 Abs. 3 dieses Artikels findet 
entsprechende Anwendung. 

12. Soweit vor Verkündung des Änderungs- 
gesetzes Ansprüche von Berechtigten 
durch Bescheid oder durch rechtskräftige 
gerichtliche Entscheidung festgesetzt wor- 
den sind, behält es hierbei zugunsten der 
Berechtigten sein Bewenden. 

13. Im Falle des § 216 des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes kann die Klage frühestens 
am 1. April 1957 erhoben werden. Die 
Zulässigkeit der bei Verkündung des Än- 
derungsgesetzes bereits anhängigen Klagen 
wird hierdurch nicht berührt. 

14. Waren die Fristen nach §§ 99, 101 und 
102 des Bundesergänzungsgesetzes bei 
Verkündung des Änderungsgesetzes noch 
nicht abgelaufen, so behält es bei diesen 
Fristen sein Bewenden. 

15. Soweit bei Verkündung des Änderungs- 
gesetzes Verfahren bei anderen Gerichten 
als den Entschädigungsgerichten anhängig 
sind, behält es hierbei sein Bewenden. 
Das Verfahren richtet sich nach den bis- 
her geltenden Vorschriften. 


16. In Rechtsangelegenheiten, die im Bundes- 
entschädigungsgesetz geregelt sind, ist das 
United Restitution Office ohne die Be- 
schränkungen des § 183 Abs. 2 des Bun- 
desentschädigungsgesetzes zur Beratung 
und zur Vertretung im Verfahren bei 
den Entschädigungsbehörden berechtigt. 

17. Eine Erlaubnis zur Rechtsbesorgung unter 
Beschränkung auf die im Bundesentschä- 
digungsgesetz geregelten Rechtsangelegen- 
heiten darf von der Verkündung des 
Änderungsgesetzes an nicht mehr erteilt 
werden. § 183 Abs. 2 des Bundesentschä- 
digungsgesetzes bleibt unberührt. 

18. Für die in der Zeit vom 1. Oktober 1953 
bis zum 31. März 1956 geleisteten Ent- 
schädigungsausgaben und die damit zu- 
sammenhängenden bis zum 31. März 1956 
eingegangenen Einnahmen verbleibt es 
bei der durch § 77 des Bundesergänzungs- 
gesetzes getroffenen Regelung. Hierbei- 
ist für die Zeit vom 1. Januar 1955 bis 
zum 31. März 1956 § 77 Abs. 2 des Bun- 
desergänzungsgesetzes in der folgenden 
Fassung anzuwenden: 

„Der Bund erstattet den Ländern 
90 vom Hundert des ihnen durch die 
Leistungen an heimatlose Ausländer und 
nach §§ 21, 23 Abs. 2, §§ 67 bis 76 in der 
Zeit vom 1. Januar 1955 bis zum 31. März 
1956 erwachsenden Aufwandes.“ 


ARTIKEL IV 

Geltung im Land Berlin 

Das Änderungsgesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 


ARTIKEL V 
Inkrafttreten 

Das Änderungsgesetz tritt am 1. April 1956 
in Kraft. 
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Anlage zu Artikel I des Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesergänzungs- 
gesetzes zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung 


Bundesgesetz 

zur 

Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung (Bundesentschädigungsgesetz - BEG -) 
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In Anerkennung der Tatsache, 

daß Personen, die aus Gründen politischer 
Gegnerschaft gegen den Nationalsozialismus 
oder aus Gründen der Rasse, des Glaubens 
oder der Weltanschauung unter der national- 
sozialistischen Gewaltherrschaft verfolgt wor- 
den sind, Unrecht geschehen ist, 

daß der aus Überzeugung oder um des Glau- 
bens oder des Gewissens willen gegen die na- 
tionalsozialistische Gewaltherrschaft geleistete 
Widerstand ein Verdienst um das Wohl des 
Deutschen Volkes und Staates war 

und daß auch demokratische, religiöse und 
wirtschaftliche Organisationen durch die natio- 
nalsozialistische Gewaltherrschaft rechtswidrig 
geschädigt worden sind, 

hat der Bundestag mit Zustimmung des Bun- 
desrates das nachstehende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 


ERSTER TITEL 
Anspruch auf Entschädigung 

§1 

(1) Opfer der nationalsozialistischen Ver- 
folgung ist, wer aus Gründen politischer Geg- 
nerschaft gegen den Nationalsozialismus oder 
aus Gründen der Rasse, des Glaubens oder der 
Weltanschauung durch nationalsozialistische 
Gewaltmaßnahmen verfolgt worden ist und 
hierdurdi Schaden an Leben, Körper, Gesund- 
heit, Freiheit, Eigentum, Vermögen, in seinem 
beruflichen oder in seinem wirtschaftlichen 
Fortkommen erlitten hat (Verfolgter). 

(2) Dem Verfolgten im Sinne des Absat- 
zes 1 wird gleichgestellt, wer durch national- 
sozialistische Gewaltmaßnahmen verfolgt wor- 
den ist, 


1. weil er auf Grund eigener Gewissensent- 
scheidung sich unter Gefährdung seiner Per- 
son aktiv gegen die Mißachtung der Men- 
schenwürde oder gegen die sittlich, auch 
durch den Krieg nicht gerechtfertigte Ver- 
nichtung von Menschenleben eingesetzt hat; 

2. weil er eine vom Nationalsozialismus abge- 
lehnte künstlerische oder wissenschaftliche 
Riciitung vertreten hat; 

3. well er einem Verfolgten nahegestanden 
hat. 

(3) Als Verfolgter im Sinne des Absatzes 1 
gilt auch 

1. der Hinterbliebene eines Verfolgten, der 
vorsätzlich oder leiditfertig getötet oder in 
den Tod getrieben worden oder an den Fol- 
gen der Schädigung seines Körpers oder sei- 
ner Gesundheit verstorben ist; 

2. der Geschädigte, der eine ihm zur Last ge- 
legte Handlung in Bekämpfung der natio- 
nalsozialistischen Gewaltherrschaft oder in 
Abwehr der Verfolgung begangen hat, aber 
den Beweggrund dieser Handlung verber- 
gen konnte; 

3. der Geschädigte, der von nationalsozialisti- 
schen Gewaltmaßnahmen betroffen worden 
ist, well er irrtümlich einer Personengruppe 
zugerechnet wurde, die aus den in Absatz 1 
und 2 genannten Gründen verfolgt worden 
ist. 

§2 

(1) Nationalsozialistische Gewaltmaßnah- 
men sind solche Maßnahmen, die aus den Ver- 
folgungsgründen des § 1 auf Veranlassung 
oder mit Billigung einer Dienststelle oder 
eines Amtsträgers des Reiches, eines Landes, 
einer sonstigen Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechtes,' der NSDAP, 
ihrer Gliederungen oder ihrer angeschlossenen 
Verbände gegen den Verfolgten gerichtet wor- 
den sind. 

(2) Der Annahme nationalsozialistischer 
Gewaltmaßnahmen steht nicht entgegen, daß 
sie auf gesetzlichen Vorschriften beruht haben 
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oder in mißbräuchlicher Anwendung gesetz- 
licher Vorschriften gegen den Verfolgten ge- 
richtet worden sind. 

§3 

Der Verfolgte hat Anspruch auf Entschädi- 
gung nach diesem Gesetz. 

§4 

(1) Anspruch auf Entschädigung besteht, 

1. wenn der Verfolgte 

a) am 31. Dezember 1952 seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gehabt hat; 

b) vor dem 31. Dezember 1952 verstorben 
ist und seinen letzten Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes gehabt hat; 

c) vor dem 31. Dezember 1952 ausgewan- 
dert ist, deportiert oder ausgewiesen 
worden ist und seinen letzten Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt in Gebieten 
gehabt hat, die am 31. Dezember 1937 
zum Deutschen Reich gehört haben, es 
sei denn, daß er im Zeitpunkt der Ent- 
scheidung seinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt in Gebieten hat, mit de- 
ren Regierungen die Bundesrepublik 
Deutschland keine diplomatischen Be- 
ziehungen unterhält; 

d) als Heimkehrer im Sinne des Gesetzes 
über Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer 
(Heimkehrergesetz) seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes genommen 
hat oder nimmt; 

e) Vertriebener im Sinne des § 1 des Ge- 
setzes über die Angelegenheiten der Ver- 
triebenen und Flüchtlinge (Bundesver- 
triebenengesetz) ist und seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes genommen 
hat oder nimmt; 

f) als Sowjetzonenflüchtling im Sinne des 
§ 3 des Bundesvertriebenengesetzes an- 
erkannt oder durch die Verordnung über 
die Gleichstellung von aus dem Saarge- 
biet verdrängten Deutschen vom 25. Au- 
gust 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1074) 
einem Sowjetzoncnflüchtling gleichge- 
stellt ist und seinen Wohnsitz oder dau- 
ernden Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes genommen hat oder 
nimmt; 


2. wenn der Verfolgte am 1. Januar 1947 sich 
in einem DP-Lager im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes aufgehalten hat und entwe- 
der nach dem 31. Dezember 1946 aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgewan- 
dert oder als heimatloser Ausländer in die 
Zuständigkeit der deutschen Behörden 
übergegangen ist oder die deutsche Staats- 
angehörigkeit erworben hat. 

(2) Der vertriebene Verfolgte (Absatz 1 
Nr. 1 Buchstabe e) hat auch dann Anspruch 
auf Entschädigung, wenn sich seine Zugehörig- 
keit zum deutsdien Volk darauf gründet, daß 
er dem deutschen Sprach- und Kulturkreis an- 
gehört hat; ein ausdrückliches Bekenntnis zum 
deutschen Volkstum ist nicht Voraussetzung 
der Zugehörigkeit zum deutschen Sprach- und 
Kulturkreis. 

(3) Der durch Freiheitsentziehung bedingte 
Zwangsaufenthalt und der Aufenthalt In 
einem DP-Lager gelten nicht als Wohnsitz 
oder dauernder Aufenthalt im Sinne des Ab- 
satzes 1. 

(4) Die Bundesregierung kann bestimmen, 
welche Staaten, mit deren Regierungen die 
Bundesrepublik Deutschland keine diplomati- 
schen Beziehungen unterhält, so behandelt 
werden, als ob mit Ihnen diplomatische Be- 
ziehungen unterhalten würden. 

(5) Für Schaden an Grundstücken besteht 
der Anspruch auf Entschädigung ohne Rück- 
sicht auf Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt des Verfolgten, wenn das Grundstück Im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes belegen it. 

§5 

(1) Anspruch auf Entschädigung besteht 
nidit, soweit der Anspruch auf Wiedergutma- 
chung des Schadens seiner Rechtsnatur nach 
unter besondere, im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes geltende Rechtsvorschriften zur Wie- 
dergutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts fällt. Rechtsvorschriften im Sinne des 
Satzes 1 sind insbesondere: 

die Rechtsvorschriften zur Rückerstattung 
feststellbarer Vermögensgegenstände und 
zurRegelung der rückerstattungsrechtlichen 
Geldverbindlichkeiten des Deutschen Rei- 
ches und gleichgestellter Rechtsträger; 

die Rechtsvorschriften für die Übertragung 
von Organlsations vermögen; 

die Rechtsvorschriften zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozlallstlsdien 
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Unredits für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes; 

die Rechtsvorschriften zur Wiedergutma- 
chung nationalsozialistischen Unrechts in der 
Sozialversicherung und in der Kriegsopfer- 
versorgung. 

(2) Anspruch auf Entschädigung besteht 
auch dann nicht, wenn der Anspruch auf Wie- 
dergutmachung des Schadens nur deshalb nicht 
unter besondere Rechtsvorschriften im Sinne 
des Absatzes 1 fällt, weil diese in ihrer räum- 
lichen Geltung beschränkt sind oder weil der 
Verfolgte seinen Anspruch auf Grund beson- 
derer Rechtsvorschriften im Sinne des Absat- 
zes 1 wegen Fristversäumnis nicht mehr gel- 
tend machen kann. 

(3) Hat eine Behörde oder ein Gericht, die 
für Ansprüche nach Absatz 1 zuständig sind, 
in einer nicht mehr anfechtbaren Entscheidung 
eine der in Absatz 1 aufgeführten besonderen 
Rechtsvorschriften wegen der Rechtsnatur des 
Anspruchs für anwendbar oder für nicht an- 
wendbar erklärt, so sind die Entschädigungs- 
behörden und die Entschädigungsgerichte an 
diese Beurteilung gebunden. 

§ 6 

V (1) Von der Entschädigung ausgeschlossen 
ist, 

1. wer Mitglied der NSDAP oder einer ihrer 
Gliederungen gewesen ist oder der natio- 
nalsozialistischen Gewaltherrschaft Vor- 
schub geleistet hat; die nominelle Mitglied- 
schaft in der NSDAP oder in einer ihrer 
Gliederungen schließt den Anspruch auf 
Entschädigung nicht aus, wenn der Ver- 
folgte unter Einsatz von Freiheit, Leib oder 
Leben den Nationalsozialismus aus Grün- 
den, die den Verfolgungsgründen des § 1 
entsprechen, bekämpft hat und deswegen 
verfolgt worden ist; 

2. wer nach dem 23. Mai 1949 die freiheit- 
liche demokratische Grundordnung im Sinne 
des Grundgesetzes bekämpft hat; 

3. wem nach dem 8. Mai 1945 rechtskräftig 
die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt 
worden sind; 

4. wer nach dem 8. Mai 1945 rechtskräftig zu 
Zuchthausstrafe von mehr als drei Jahren 
verurteilt worden ist. 

(2) Absatz 1 Nr. 3 und 4 findet keine An- 
wendung, wenn die Verurteilung außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes ausge- 
sprochen ist und wenn die Tat im Geltungsbe- 


reich dieses Gesetzes nicht mit Strafe bedroht 
oder die Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte oder die Verurteilung zu Zuchthaus- 
strafe von mehr als drei Jahren nach rechts- 
staatlichen Grundsätzen nicht gerechtfertigt 
ist. 

(3) Der Anspruch auf Entschädigung ist 
verwirkt, wenn nach Festsetzung oder nach 
rechtskräftiger gerichtlicher Entscheidung einer 
der Ausschließungsgründe des Absatzes 1 Nr. 
2 bis 4 eintritt. Die nach Eintritt eines Ver- 
wirkungsgrundes bewirkten Leistungen kön- 
nen zurückgefordert werden. 

§7 

(1) Der Anspruch auf Entschädigung kann 
ganz oder teilweise versagt werden, wenn der 
Berechtigte, um Entschädigung zu erlangen, 
sich unlauterer Mittel bedient oder vorsätzlich 
oder grobfahrlässig unrichtige oder irrefüh- 
rende Angaben über Grund oder Höhe des 
Schadens gemacht, veranlaßt oder zugelassen 
hat. 

(2) Der Anspruch auf Entschädigung kann 
ganz oder teilweise entzogen werden, wenn 
sich nach Festsetzung herausstellt, daß einer 
der Versagungsgründe des Absatzes 1 vorliegt 
oder die Entscheidung auf unrichtige Anga- 
ben des Berechtigten über die tatsächlichen 
Verhältnisse beruht. 

(3) Bereits bewirkte Leistungen können zu- 
rückgefordert werden. 

§8 

(1) Ansprüche gegen das Deutsche Reich, 
die Bundesrepublik Deutschland und die deut- 
schen Länder können unbeschadet der in § 5 
genannten und der durch § 228 Abs, 2 auf- 
rechterhaltenen Vorschriften nur nach diesem 
Gesetz geltend gemacht werden, wenn sie dar- 
auf beruhen, daß durch Maßnahmen, die aus 
den Verfolgungsgründen des § 1 oder aus dem 
Grunde des § 167 Abs. 1 getroffen worden 
sind, Schaden entstanden ist. 

(2) Ansprüche gegen andere Körperschaf- 
ten, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen 
Rechtes oder gegen Personen des privaten 
Rechtes werden durch dieses Gesetz nicht be- 
rührt. Sie gehen, soweit nach diesem Gesetz 
Entschädigung geleistet ist, auf das leistende 
Land über. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil des Berechtigten geltend gemacht 
werden. 
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§9 

(1) Die Grundsätze des bürgerlichen Rech- 
tes über die Berücksiditigung mitwirkenden 
Verschuldens und über die Anrechnung eines 
im Zusammenhang mit dem Schaden erlang- 
ten Vorteils gelten sinngemäß. 

(2) Ein mit der Verfolgung zusammenhän- 
gendes Einverständnis des Verfolgten mit der 
schädigenden Maßnahme steht dem Anspruch 
auf Entschädigung nicht entgegen. 

(3) Ist der Schaden dadurch entstanden, 
daß der Verfolgte unter dem Druck der Ver- 
folgung eine Handlung vorgenommen oder 
unterlassen hat, so steht dies dem Anspruch 
auf Entschädigung nicht entgegen. 

(4) Leistungen, die ein Dritter in Erfül- 
lung einer gesetzlichen oder sittlichen Unter-, 
haltspflicht dem Verfolgten gewahrt hat oder 
gewährt, stehen dem Anspruch auf Entschä- 
digung auch dann nicht entgegen, wenn der 
Smaden durch diese Leistungen ausgeglichen 
wird. 

(5) Für Schaden, der auch ohne die Verfol- 
gung entstanden wäre, wird keine Entschädi- 
gung geleistet. 

§ 10 

(1) Auf die Entschädigung sind aus deut- 
schen öffentlichen Mitteln gewährte Leistun- 
gen anzurechnen, die im Zuge der Entschädi- 
gung für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung bewirkt worden sind. Daibei sollen 
Leistungen, die für einen bestimmten Zeitraum 
oder für einen bestimmten Schadenstatbestand 
bewirkt worden sind oder bewirkt werden, 
nur auf die Entschädigung für diesen Zeit- 
raum oder für diesen Tatbestand angerechnet 
werden. Fürsorgeleistungen sind nimt anzu- 
rechnen. 

(2) Auf Fürsorgeleistungen an Verfolgte 
finden die §§ 25, 25 a der Reichsverordnung 
über die Fürsorgepflicht keine Anwendung; 
das gleiche gilt im Falle der §§ 21a, 22 für 
Fürsorgeleistungen, die für die Zeit vor dem 
1. November 1953 gewährt worden sind. So- 
weit der Verfolgte für die Zeit vor dem 
1. November 1953 Leistungen aus der Arbeits- 
losenfürsorge erhalten hat, ist die Überleitung 
des Anspruchs auf Entsdiädigung auf die 
Rechtsträger der Arbeitslosenfürsorge ausge- 
schlossen. 

(3) Stehen dem Berechtigten mehrere An- 
sprüche zu, die zu verschiedener Zeit befrie- 
digt werden, so ist von der Anrechnung auf 
Leistungen, die zum laufenden Lebensunter- 


halt oder zum Aufbau einer ausreichenden 
Lebensgrundlage erforderlich sind, insoweit 
abzusehen, als die Anrechnung auf spätere 
Leistungen gewährleistet ist. 

§ 11 

(1) Geldansprüche für die Zeit vor der 
Währungsumstellung werden in Reichsmark 
berechnet und im Verhältnis 10:2 in Deut- 
sche Mark umgerechnet. 

(2) Das Umrechnungsverhältnis 10:2 gilt 
auch für die nach § 10 anzurechnenden Lei- 
stungen, sofern diese in Reichsmark bewirkt 
worden sind, und für Reichsmarkbeträge, die 
nach anderen Vorschriften dieses Gesetzes auf 
die Entschädigung anzurechnen sind. 

§12 

Renten werden frühestens vom 1. Novem- 
ber 1953 an in monatlich vorauszahlbaren Be- 
trägen gezahlt. 

ZWEITER TITEL 

Übergang und Übertragung des 
Anspruchs auf Entsdiädigung 

§ 13 

(1) Der Anspruch auf Entschädigung ist 
vererblich. 

(2) Der Anspruch erlischt mit dem Tode 
des Verfolgten, wenn der Fiskus gesetzlicher 
Erbe ist. Er erlischt ferner, wenn der Verfolg- 
te vor Festsetzung des Anspruchs oder vor 
rechtskräftiger gerichtlicher Entscheidung über 
den Anspruch verstorben ist und ausschließ- 
lich von einer Person beerbt wird, die nach 
§ 6 von der Entschädigung ausgeschlossen 
wäre. Der Anspruch erlisoit nicht, soweit der 
Verfolgte ihn einer Person als Vermächtnis 
zugewandt hat, die nicht von der Entschädi- 
gung ausgeschlossen wäre. Das Vermächtnis 
ist unwirksam, wenn der Vermächtnisnehmer 
ausgeschlossen wäre. 

(31 Wird der Verfolgte von mehreren Er- 
ben beerbt und wäre nur ein Teil der Erben 
ausgeschlossen, so gebührt der Anspruch auf 
Entschädigung den übrigen Erben als Voraus. 
Auf den Voraus sind die für Vermächtnisse 
geltenden Vorschriften anzuwenden. 

§ 14 

Der Anspruch auf Entschädigung kann ab- 
getreten, verpfändet oder gepfändet werden. 
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Die Abtretung, Verpfändung oder Pfändung 
ist nur mit Genehmigung der Entsdiädigungs- 
behörde zulässig. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Schadenstatbestände 

ERSTER TITEL 
Schaden an Leben 

§ 15 

(1) Anspruch auf Entschädigung für Scha- 
den an Leben besteht, wenn der Verfolgte 
vorsätzlich oder leichtfertig getötet oder in 
den Tod getrieben worden ist. Es genügt, daß 
der ursächliche Zusammenhang zwischen Tod 
und Verfolgung wahrscheinlich ist. 

(2) Ist der Verfolgte während der Depor- 
tation oder während einer Freiheitsentziehung 
im Sinne dieses Gesetzes oder im unmittel- 
baren Anschluß daran verstorben, so wird 
vermutet, daß er durch nationalsozialistische 
Gewaltmaßnahmen vorsätzlich oder leichtfer- 
tig getötet oder in den Tod getrieben worden 
ist. 

§ 16 

Als Entschädigung werden geleistet: 

1. Rente, 

2. Abfindung im Falle der Wiederverheira- 
tung, 

3. Kapitalentschädigung. 

§17 

(1) Die Rente steht folgenden Hinterblie- 
benen zu; 

1. der Witwe bis zu ihrer Wiederverheiratung 
oder bis zu ihrem Tode; 

2. dem Witwer bis zu seiner Wiederverheira- 
tung oder bis zu seinem Tode, sofern ihn 
die Verfolgte zur Zeit des Beginns der Ver- 
folgung, die zum Tode geführt hat, unter- 
halten hat oder, wenn sie noch lebte, unter- 
halten würde; 

3. den Kindern für die Zeit, in der für sie 
nach Beamtenrecht Kinderzuschläge gewährt 
werden können, nach Vollendung des sech- 
zehnten Lebensjahres jedoch auch dann. 


wenn das Kind ein eigenes monatliches Ein- 
kommen im Sinne des Bundesbesoldungs- 
rechtes von mehr lals 75 Deutsche Mark hat; 

4. den elternlosen Enkeln unter den Voraus- 
setzungen der Nummer 3, sofern sie der 
Verfolgte zur Zeit des Beginns der Verfolr 
gung, die zum Tode geführt hat, unterhal- 
ten hat oder, wenn er noch lebte, unter- 
halten würde; 

5. den Verwandten der auf steigenden Linie 
für die Dauer der Bedürftigkeit, sofern sie 
der Verfolgte zur Zeit des Beginns der Ver- 
folgung, die zum Tode geführt hat, unter- 
halten hat oder, wenn er noch lebte, unter- 
halten würde; 

6. den Adoptiveltern unter den Voraussetzun- 
gen der Nummer 5. 

(2) Der Witwe oder dem Witwer werden 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nr. 1 oder 2 gleichgestelh: 

1. der schuldlos geschiedene Ehegatte; 

2. der einem schuldlos geschiedenen Ehegatten 
gleichgestellte frühere Ehegatte, dessen 
Ehe aufgehoben oder für nichtig erklärt 
worden ist; 

3. Personen, deren Verbindung mit dem Ver- 
folgten auf Grund des Bundesgesetzes über 
die Anerkennung freier Ehen rassisch und 
politisch Verfolgter oder auf Grund von 
Rechtsvorschriften der Länder die Rechts- 
wirkungen einer gesetzlichen Ehe zuerkannt 
worden sind; 

4. die Frau, deren Ehe mit dem Verfolgten 
nachträglich durch eine Anordnung auf 
Grund des Bundesgesetzes über die Rechts- 
wirkungen des Ausspruchs einer nachträg- 
lichen Eheschließung geschlossen worden ist. 

(3) Absatz 2 Nr. 1 und 2 findet keine An- 
wendung auf einen Ehegatten, der sich aus 
Gründen, die den Verfolgungsgründen des § 1 
entsprechen, von dem verfolgten Ehegatten 
abgewandt hat. 

§ 18 

(1) Die Rente wird nach Maßgabe der Ver- 
sorgungsbezüge festgesetzt, die den Hinter- 
bliebenen eines mit dem Verfolgten nach sei- 
ner wirtschaftlichen Stellung vergleichbaren 
Bundesbeamten einer Besoldungsgruppe mit 
aufsteigenden Gehältern im Falle seines durch 
Dienstunfall herbeigeführten Todes nach den 
Vorschriften über die Unfallfürsorge der Bun- 
desbeamten gewährt würden. Die wirtschaft- 
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lidie Stellung ist nadi dem Durdisdinittsein- 
kommen des Verfolgten in den letzten drei 
Jahren vor seinem Tode zu beurteilen; eine 
Minderung seines Einkommens durch voraus- 
gegangene Verfolgung bleibt außer Betracht. 
Neben der wirtschaftlidien Stellung ist auch 
die soziale Stellung des Verfolgten zu berück- 
sichtigen, wenn dies zu einer günstigeren Ein- 
reihung des Verfolgten in eine vergleichbare 
Beamtengruppe führt. 

(2) Die Rente ist in einem Hundertsatz 
von weniger als 100 vom Hundert der Ver- 
sorgungsbezüge nach Absatz 1 festzusetzen, 
wenn die Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Hinterbliebenen dies recht- 
fertigt. Bei der Würdigung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse sind audi die Beträge zu 
berücksichtigen, die der Hinterbliebene zu er- 
werben unterläßt, obwohl ihm der Erwerb zu- 
zumuten ist. 

(3) Bei der Berechnung der Rente ist die 
jeweilige Höhe der gesetzlichen Versorgungs- 
bezüge vergleichbarer Beamtengruppen im 
Sinne des Absatzes 1 zugrunde zu legen. 

§ 19 

Der monatliche Mindestbetrag der Rente 


beträgt für 

die Witwe 200 DM 

den Witwer 200 DM 

die Vollwaise 100 DM 


die erste und zweite Halb- 
waise, wenn keine 
Rente für die Witwe 
oder den Witwer ge- 
zahlt wird, je 75 DM 

wenn eine Rente für 
die Witwe oder den 
Witwer gezahlt wird, 
je 55 DM 

die dritte und jede fol- 
gende Halbwaise, je . . . 50 DM 

den elternlosen Enkel .... 100 DM 

die Eltern oder die Adop- 
tiveltern zusammen . . . 150 DM 

einen überlebenden Eltern- 
teil oder Adoptivel- 
ternteil 100 DM. 

§ 20 

(1) Die Renten nach § 18 dürfen zusammen 
das Unfallruhegehalt des vergleichbaren Bun- 


desbeamten nicht übersteigen. Ergibt sich bei 
der Zusammenrechnung der Renten mehrerer 
Hinterbliebenen ein höherer Betrag als das 
Unfallruhegehalt, so werden die einzelnen 
Renten in dem Verhältnis gekürzt, in dem 
sie ihrer Höhe nach zueinander stehen. § 19 
bleibt unberührt. 

(2) Wird die Rente eines Hinterbliebenen 
wegen der Vorschrift des Absatzes 1 Satz 3 
nicht gekürzt, so kann die Rente eines ande- 
ren Hinterbliebenen über den nach Absatz 1. 
Satz 2 sich ergebenden Betrag hinaus nicht ge- 
kürzt werden. 

(3) Sind in der Person eines Hinterblie- 
benen die Voraussetzungen mehrerer Renten- 
ansprüche nach § 17 erfüllt, so wird bei Ren- 
ten in gleicher Höhe nur eine und bei Renten 
in verschiedener Höhe die höchste Rente ge- 


§21 

Haben sich -die Verhältnisse, die der Bemes- 
sung der Rente zugrunde gelegt waren, nach- 
träglich so geändert, daß die auf Grund der 
veränderten Verhältnisse neu errechnete Rente 
um mindestens zehn vom Hundert von der 
festgesetzten Rente abweicht, so ist die Rente 
neu festzusetzen. 

§ 22 

Die Rente ruht, soweit und solange der 
Hinterbliebene wegen des Todes des Verfolg- 
ten aus deutschen öffentlichen Mitteln Versor- 
gungsbezüge oder sonstige laufende Leistungen 
erhält. Dies gilt nicht, wenn die Versorgungs- 
bezüge oder sonstigen laufenden Leistungen 
ganz oder zum Teil auf eigenen Geldleistun- 
gen des Verfolgten beruhen. 

§23 

Im Falle der Wieder Verheiratung erhält die 
Witwe oder der Witwer eine Abfindung in 
Höhe des vierundzwanzigfachen Betrages der 
für den letzten Kalendermonat vor der Wie- 
derverheiratung bezogenen Rente. Wird die 
neue Ehe aufgelöst oder für nichtig erklärt, 
so lebt die Rente mit Wirkung vom Ersten 
des Monats wieder auf, der dem Monat folgt, 
in dem die Ehe aufgelöst oder für nichtig er- 
klärt worden ist, jedoch frühestens nach Ab- 
lauf von zwei Jahren nach der Wiederverhei- 
ratung. Leistungen, die der Witwe oder dem 
Witwer auf Grund eines neuen, infolge der 
Auflösung oder Nichtigerklärung der Ehe er- 
worbenen Versorgungs- oder Unterhaltungs- 
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anspruchs zustehen, sind auf die Rente anzu- 
rechnen. 

§24 

Für die Zeit vor dem 1. November 1953 
steht den Hinterbliebenen (§ 17) vom Tode 
des Verfolgten an eine Kapitalentschädigung 
zu. 

§25 

(1) Der Berechnung der Kapitalentschädi- 
gung ist der Betrag der nach §§18 bis 20 er- 
rechneten Rente zugrunde zu legen, der auf 
den Monat November 1953 entfällt. § 22 fin- 
det entsprechende Anwendung. 

(2) Besteht für den Monat November 1953 
kein Anspruch auf Rente, so findet Absatz 1 
mit der Maßgabe Anwendung, daß der Be- 
rechnung der Kapitalentschädigung der Betrag 
zugrunde zu legen ist, der auf den letzten Ka- 
lendermonat entfällt, in dem die Vorausset- 
zungen für den Anspruch auf Rente erfüllt 
waren. 

(3) Für die Zeit vor der Währungsumstel- 
lung beträgt der nach Absatz 1 und 2 zu- 
grunde zu legende Monatsbetrag zwei Zehn- 
teile des in Deutscher Mark berechneten Mo- 
natsbetrages. 

§26 

(1) Der Anspruch auf die laufende Rente 
ist weder übertragbar noch vererblich; dies 
gilt auch für den Anspruch der Witwe oder 
des Witwers auf Abfindung im Falle der Wie- 
derverheiratung. 

(2) Der Anspruch auf die Summe der rück- 
ständigen Rentenbeträge und auf die Kapital- 
entschädi^ng ist vor Festsetzung oder vor 
rechtskrättiger gerichtlicher Entscheidung nur 
vererblich, wenn der Hinterbliebene von sei- 
nem Ehegatten, seinen Kindern, seinen En- 
keln oder seinen Eltern beerbt wird. 

§27 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
zur Durchführung der §§15 bis 26 Rechtsver- 
ordnungen zu erlassen. Hierbei kann sie als 
Grundlage für die Berechnung der Renten 
und Kapitalentschädigungen eine Besoldungs- 
übersicht aufstellen, welche die durchschnittli- 
chen ruhegehaltfähigen Diemstbezüige (Grund- 
gehalt und Wohnungsgeld) der Bunde^beamten 
des einfachen, mittleren, gehobenen und höhe- 
ren Dienstes ausweist. Auf Grund dieser Über- 


sicht ist der Verfolgte in eine vergleichbare Be- 
amtengruppe einzureihen. Für die Bestimmung 
des Hundertsatzes des Ruhegehalts, der als 
Rente zu zahlen ist, können Pauschsätze auf- 
gestellt werden. 

(2) Die Bundesregierung wird ferner er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung die monat- 
lichen Mindestbeträge der Rente (§ 19) ange- 
messen zu erhöhen, wenn sich die Dienst- und 
Versorgungsbezüge der Bundesbeamten auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften erhöhen. 


ZWEITER TITEL 
Schaden an Körper oder Gesundheit 

§28 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung, wenn er an seinem Körper oder 
an seiner Gesundheit nicht unerheblich geschä- 
digt worden ist. Es genügt, daß der ursäch- 
liche Zusammenhang zwischen dem Schaden 
an Körper oder Gesundheit und der Verfol- 
gung wahrscheinlich ist. 

(2) § 15 Abs. 2 findet entsprechende An- 
wendung. 

(3) Als unerheblich gilt eine Schädigung, 
die weder die geistige noch die körperliche 
Leistungsfähigkeit des Verfolgten nachhaltig 
beeinträchtigt hat und voraussichtlich auch 
nicht beeinträchtigen wird. 

§ 29 

Als Entschädigung werden geleistet; 

1. Heilverfahren, 

2. Rente, 

3. Kapitalentschädigung, 

4. Hausgeld, 

5. Umschulungsbeihilfe, 

6. Versorgung der Hinterbliebenen. 

§ 30 

(1) Umfang und Erfüllung des Anspruchs 
auf ein Heilverfahren richten sich nach den 
Vorschriften über die Unfallfürsorge der Bun- 
desbeamten. 

(2) Der Anspruch wird nicht dadurch aus- 
geschlossen, daß das Heilverfahren vor In- 
krafttreten dieses Gesetzes durchgeführt wor- 
den ist. 
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§ 31 

(1) Die Rente steht dem Verfolgten im 
Falle und für die Dauer einer Beeinträchti- 
gung der Erwerbsfähigkeit um mindestens 
25 vom Hundert zu. 

(2) Die Rente ist in einem Hundertsatz des 
Diensteinkommens (Grundgehalt und Woh- 
nungsgeld) eines mit dem Verfolgten nadi 
seiner wirtschaftlichen Stellung vergleichbaren 
Bundesbeamten einer Besoldungsgruppe mit 
aufsteigenden Gehältern festzusetzen. Die 
wirtschaftliche Stellung ist nach dem Durch- 
schnittseinkommen des Verfolgten in den 
letzten drei Jahren vor dem Beginn der gegen 
ihn gerichteten Verfolgung zu beurteilen; eine 
Minderung seines Einkommens durch voraus- 
gegangene Verfolgung bleibt außer Betracht. 
Neben der wirtschaftlichen Stellung ist auch 
die soziale Stellung des Verfolgten zu berück- 
sichtigen, wenn dies zu einer günstigeren Ein- 
reihung des Verfolgten in eine vergleichbare 
Beamtengruppe führt. 

(3) Bei der Bemessung des Hundertsatzes 
sind die persönlichen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse des Verfolgten, insbesondere seine 
nachhaltigen Einkünfte einschließlich der Ver- 
sorgungsbezüge, der Leistungen nach dem Ge- 
setz über die Versorgung der Opfer des Krie- 
ges (Bundesversorgungsgesetz), der Leistungen 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung und 
der Beträge, die er zu erwerben unterläßt, ob- 
wohl ihm der Erwerb zuzumuten ist, sowie 
der Grad der Minderung seiner Erwerbsfähig- 
keit und seine Belastung mit der Sorge für 
unterhaltsberechtigte Angehörige angemessen 
zu berücksichtigen. 

(4) Bei der Berechnung der Rente Ist die 
jeweilige Höhe des Diensteinkommens ver- 
gleichbarer Beamtengruppen im Sinne des Ab- 
satzes 2 zugrunde zu legen. 

(5) Die Rente beträgt bei einer Beeinträch- 
tigung der Erwerbsfähigkeit 

von 25 bis 39 v. H. mindestens 15 

und höchstens 40 v. H. 

von 40 bis 49 v. H. mindestens 20 

und höchstens 45 v. H. 

von 50 bis 59 v. H. mindestens 25 

und höchstens 50 v. H. 

von 60 bis 69 v. H. mindestens 30 

und höchstens 55 v.H. 

von 70 bis 79 v. H. mindestens 35 

und höchstens 60 v.H. 

von 80 und mehr v. H. mindestens 40 

und höchstens 70 v.H. 


des Diensteinkommens, das dem Verfolgten 
bei der Einreihung in eine vergleichbare Be- 
amtengruppe nach seinem Lebensalter am 
1. Mai 1949 zugestanden hätte. 

§32 

(1) Der monatliche Mindestbetrag der 
Rente beträgt bei einer Beeinträchtigung der 


Erwerbsfähigkeit 

von 25 bis 39 v.H 100 DM 

von 40 bis 49 v.H 125 DM 

von 50 bis 59 v.H 150 DM 

von 60 bis 69 v.H 175 DM 

von 70 bis 79 v.H 200 DM 

von 80 und mehr v.H 250 DM. 


(2) Der monatliche Mindestbetrag der 
Rente eines Verfolgten, der in seiner Er- 
werbsfähigkeit um mindestens 50 vom Hun- 
dert gemindert ist und das 65. Lebensjahr 
vollendet hat oder vollendet, beträgt 250 
Deutsche Mark; bei Frauen tritt an Stelle des 
65. das 60. Lebensjahr. Satz 1 gilt nur, wenn 
der Verfolgte vor dem 1. Januar 1900 ge- 
boren Ist; bei Frauen tritt an Stelle des 
1. Januar 1900 der 1. Januar 1905. Der An- 
spruch auf den monatlichen Mindestbetrag 
von 250 Deutsche Mark setzt nicht voraus, 
daß die Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
50 vom Hundert ausschließlich auf der Ver- 
folgung beruht. 

§ 33 

Der Grad der Minderung und der Beein- 
trächtigung der Erwerbsfähigkeit ist danach 
zu beurteilen, wie weit der Verfolgte im all- 
gemeinen Erwerbsleben geistig und körper- 
lich leistungsfähig ist. Der vor dem Beginn 
der Verfolgung ausgeübte Beruf oder eine 
vor diesem Zeitpunkt bereits begonnene oder 
nachweisbar angestrebte Berufsausbildung ist 
zu berücksichtigen. 

§ 34 

Ist die Erwerbsfähigkeit des Verfolgten 
neben der Beeinträchtigung durch die ver- 
folgungsbedingte Schädigung auch durch an- 
dere Ursachen gemindert, so wird bei der 
Bemessung der Höhe der Rente nur die durch 
die verfolgungsbedingte Schädigung herbei- 
geführte Beeinträchtigung der Erwerbsfähig- 
keit zugrunde gelegt. § 33 Satz 2 gilt sinn- 
gemäß. 

§ 35 

Haben sich die Verhältnisse, die der Be- 
messung der Rente zugrunde gelegt waren, 
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nachträglich so geändert, daß die auf Grund 
der veränderten Verhältnisse neu errechnete 
Rente um mindestens zehn vom Hundert 
von der festgesetzten Rente abweicht, so ist 
die Rente neu festzusetzen. § 32 Abs. 2 bleibt 
unberührt. 

§ 36 

Für die Zeit vor dem 1. November 1953 
steht dem Verfolgten vom Beginn der Beein- 
trächtigung der Erwerbsfähigkeit um min- 
destens 25 vom Hundert an eine Kapital- 
entschädigung zu. 

§ 37 

(1) Der Berechnung der Kapitalentschädi- 
gung ist der Betrag der nach §§31 bis 34 
errechneten Rente zugrunde zu legen, der auf 
den Monat November 1953 entfällt. 

(2) Besteht für den Monat November 1953 
kein Anspruch auf Rente, so findet Absatz 1 
mit der Maßgabe Anwendung, daß der Be- 
rechnung der Kapitalentsdiädigung der Betrag 
zugrunde zu legen ist, der auf den letzten 
Kalendermonat entfällt, in dem die Voraus- 
setzungen für den Anspruch auf Rente erfüllt 
waren. 

(3) Für die Zeit vor der Währungsumstel- 
lung beträgt der nach Absatz 1 und 2 zu- 
grunde zu legende Monatsbetrag zwei Zehn- 
teile des in Deutscher Mark berechneten 
Monatsbetrages. 

(4) § 32 Abs. 2 findet keine Anwendung. 

§ 38 

Dem Verfolgten steht ein Hausgeld zu, 
wenn er durch das Heilverfahren einen Ver- 
dienstausfall erleidet und die ihm verbleiben- 
den Einkünfte weniger als die Rente betragen, 
die ihm bei einer Beeinträchtigung der Er- 
werbsfähigkeit von 80 und mehr vom Hun- 
dert zu leisten wäre; hierbei ist von 55 vom 
Hundert des Diensteinkommens auszugehen, 
das dem Verfolgten bei einer Einreihung in 
eine vergleichbare Beamtengruppe (§ 31 
Abs. 5) nach seinem Lebensalter am 1. Mai 
1949 zustehen würde. Das Hausgeld ist in 
der Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen 
den dem Verfolgten verbleibenden Ein- 
künften und der nach Satz 1 zu berechnenden 
Rente, jedoch nicht über die Höhe des Ver- 
dienstausfalls hinaus, zu zahlen. 

§ 39 

(1) Der Anspruch auf die laufende Rente 
ist weder übertragbar noch vererblich. 


(2) Der Anspruch auf die Summe der rück- 
ständigen Rentenbeträge, auf die Kapital- 
entschädigung und auf das Hausgeld ist vor 
Festsetzung oder vor reditskräftiger gericht- 
licher Entscheidung nur vererblich, wenn der 
Verfolgte von seinem Ehegatten, seinen Kin- 
dern, seinen Enkeln oder seinen Eltern beerbt 
wird. 

§ 40 

Dem Verfolgten, der zu einer Umschulung 
für einen anderen Beruf bereit ist, können 
Beihilfen zu den entstehenden Kosten bewil- 
ligt werden, wenn mit Wahrscheinlichkeit zu 
erwarten ist, daß die Umschulung seine Lei- 
stungsfähigkeit wiederherstellen oder bessern 
wird. 

§ 41 

Ist der Verfolgte an den Folgen der Schädi- 
gung seines Körpers oder seiner Gesundheit 
verstorben, so stehen seinen Hinterbliebenen 
Leistungen nach Maßgabe der §§15 bis 26 zu. 

§ 42 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
zur Durchführung der §§ 28 bis 41 Rechts- 
verordnungen zu erlassen. Hierbei kann sie 
als Grundlage für die Berechnung der Renten 
und der Kapitalentschädigungen eine Besol- 
dungsübersidit aufstellen, die das durch- 
schnittliche Diensteinkommen (Grundgehalt 
und Wohnungsgeld) der Bundesbeamten des 
einfachen, mittleren, gehobenen und höheren 
Dienstes, nach Lebensaltersstufen gegliedert, 
ausweist. Auf Grund dieser Übersicht ist der 
Verfolgte in eine vergleichbare Beamten- 
gruppe einzureihen. 

(2) Die Bundesregierung wird ferner er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung die mo- 
natlichen Mindestbeträge der Rente (§ 32 
Abs. 1) angemessen zu erhöhen, wenn sich 
die Dienst- und Versorgungsbezüge der Bun- 
desbeamten auf Grund gesetzlicher Vor- 
schriften erhöhen. 

DRITTER TITEL 
Schaden an Freiheit 

I. Freiheitsentziehung 

§ 43 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung, wenn ihm in der Zeit vom 30. Ja- 
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nuar 1933 bis zum 8. Mal 1945 die Freiheit 
entzogen worden ist. Dies gilt auch dann, 
wenn ein ausländischer Staat unter Mißach- 
tung rechtsstaatlicher Grundsätze die Freiheit 
entzogen hat und 

1. die Freiheitsentziehung dadurch ermög- 
licht worden ist, daß der Verfolgte die 
deutsche Staatsangehörigkeit oder den 
Schutz des Deutschen Reiches verloren hat, 
oder 

2. die Regierung des ausländischen Staates 
von der nationalsozialistischen deutschen 
Regierung zu der Freiheitsentziehung ver- 
anlaßt worden ist. 

(2) Freiheitsentziehung sind insbesondere 
polizeiliche oder militärische Haft, Inhaft- 
nahme durch die NSDAP, Untersuchungs- 
haft, Strafhaft, Konzentrationslagerhaft und 
Zwangsaufenthalt In einem Ghetto. 

(3) Der Freiheitsentziehung werden Leben 
unter haftähnlichen Bedingungen, Zwangs- 
arbeit unter haftähnlichen Bedingungen und 
Zugehörigkeit zu einer Straf- oder Bewäh- 
rungseinheit der Wehrmacht gleichgeachtet. 

§ 44 

(1) Ist die Freiheit Im Zusammenhang mit 
einer strafgerichtlichen Verurteilung entzogen 
worden, so kann die Entschädigung ln Zwei- 
felsfällen davon abhängig gemacht werden, 
daß die Verurteilung im Wiederaufnahme- 
verfahren oder nach Rechtsvorschriften zur 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts in der Strafrechtspflege aufgehoben 
oder geändert worden Ist. Für die Zwecke 
dieses Gesetzes kann ein Antrag nach diesen 
Rechtsvorschriften bis zum 1. Oktober 1958 
gestellt werden. 

(2) Die Aufhebung oder die Änderung 
einer strafgerichtlichen Verurteilung ist durch 
die gerichtliche Entscheidung nachzuweisen, 
durcR welche die Verurteilung aufgehoben 
oder geändert worden ist. Im Falle der Auf- 
hebung oder der Änderung kraft Gesetzes 
ist eine Bescheinigung der nach den in Äb- 
satz 1 genannten Rechtsvorschriften zustän- 
digen Gerichte oder Behörden vorzulegen. 

§ 45 

Die Entschädigung nach § 43 wird als 
Kapitalentschädigung geleistet. Sie beträgt 
150 Deutsche Mark für jeden vollen Monat 
der Freiheitsentziehung. Zugrunde zu legen 
sind die Kalendermonate, während deren die 


Freiheit entzogen war sowie je 30 Tage der 
Monate, in denen die Freiheit nur zeitweise 
entzogen war; mehrere Zelten der Freiheits- 
entziehung werden zusammengcrechnet. 

§ 46 

(1) Der Änspruch auf Entschädigung für 
Freiheitsentziehung ist vor Festsetzung oder 
vor rechtskräftiger gerichtlicher Entscheidung 
nicht übertragbar. 

(2) Der Anspruch ist vor Festsetzung oder 
vor rechtskräftiger gerichtllciier Entscheidung 
nur vererblich, wenn der Verfolgte von sei- 
nem Ehegatten, seinen Kindern, seinen Enkeln 
oder seinen Eltern beerbt wird. 

(3) Der Anspruch ist beim Übergang im 
Erbwege auf den Ehegatten, die Kinder, die 
Enkel oder die Eltern des Verfolgten von der 
Erbschaftsteuer befreit. 


II. Freiheitsbeschränkung 
§ 47 

Der Verfolgte hat Anspruch auf Entschädi- 
gung, wenn er In der Zeit vom 30. Januar 
1933 bis zum 8. Mai 1945 den Judenstern 
getragen oder unter menschenunwürdigen 
Bedingungen In der Illegalität gelebt hat. 

§ 48 

Die Entschädigung nach § 47 wird als 
Kapitalentschädigung geleistet. Sie beträgt 
150 Deutsche Mark für jeden vollen Monat 
der Freiheitsbeschränkung. § 45 Satz 3 findet 
entsprechende Anwendung. 

§ 49 

Hat der Verfolgte für die Zeit, in der er 
den Judenstern getragen oder unter men- 
sdienunwürdlgen Bedingungen in der Illegali- 
tät gelebt hat, Ansprudi auf Entschädigung 
für Freiheitsentschädigung nach § 43, so ent- 
fällt Insoweit der Anspruch auf Entschädigung 
wegen Freiheitsbeschränkung. 

§ 50 

Der Anspruch auf Entschädigung für Frei- 
heitsbeschränkung ist nach Maßgabe des § 46 
übertragbar und vererblich. Für die Befrei- 
ung von der Erbschaftsteuer findet § 46 
Abs. 3 entsprechende Anwendung. 
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VIERTER TITEL 
Schaden an Eigentum 

§ 51 

(1) Der Verfolgte hat Ansprudi auf Ent- 
sdiädlgung für Schaden an Eigentum, wenn 
eine ihm im Zeitpunkt der Schädigung ge- 
hörende Sache im Reichsgebiet nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937 zerstört, ver- 
unstaltet oder der Plünderung preisgegeben 
worden ist. 

(2) Als Preisgabe zur Plünderung ist es 
Insbesondere anzusehen, wenn 

1. dem Verfolgten gehörende Sachen von 
Personen, die obrigkeitliche Befugnisse 
ausgeübt oder sich angemaßt haben, ver- 
untreut oder an eine Menschenmenge ver- 
teilt worden sind, 

2. dem Verfolgten die Freiheit unter solchen 
Umständen entzogen worden ist, daß 
seine Sachen ohne eine seine Interessen 
wahrende Aufsicht geblieben sind. 

(3) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung auch dann, wenn er ihm gehö- 
rende Sachen hat Im Stich lassen müssen, weil 
er, um nationalsozialistischen Gewaltmaß- 
nahmen zu entgehen, ausgewandert oder ge- 
flohen Ist oder in der Illegalität gelebt hat 
oder weil er aus den Verfolgungsgründen des 
§ 1 ausgewiesen oder deportiert worden ist. 

(4) Gehört der Verfolgte zu einem Per- 
sonenkreis, den in seiner Gesamtheit die 
nationalsozialistische deutsche Regierung oder 
die NSDAP vom kulturellen oder wirt- 
schaftlichen Leben Deutschlands auszuschlie- 
ßen beabsichtigte, so wird vermutet, daß der 
Schaden an Eigentum durch nationalsoziali- 
stische Gewaltmaßnahmen verursacht wor- 
den ist. 

§ 52 

(1) Die Entschädigung nach § 51 wird in 
Deutscher Mark berechnet. 

(2) Die Höhe der Entschädigung bemißt 
sich nach dem Wiederbeschaffungswert der 
zerstörten oder in Verlust geratenen Sadae 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes. Maß- 
gebend ist der Wiederbeschaffungswert im 
Zeitpunkt der Entscheidung unter Berück- 
sichtigung des Wertes der Sache im Zeitpunkt 
der Schädigung. 


(3) Im Falle der Verunstaltung einer Sache 
bemißt sich die Höhe der Entschädigung 
nach den Kosten, die Im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes im Zeitpunkt der Entsdiei- 
dung zur Wiederherstellung aufzuwenden 
wären. Das gleiche gilt im Falle der Zerstö- 
rung einer Sache, wenn ihre Wiederher- 
stellung möglich ist. 

§ 53 

Steht einer auf Grund rückerstattungs- 
rechtlicher Vorschriften errichteten Nach- 
folgeorganisation ein Anspruch auf Rück- 
erstattung oder auf Übertragung einer Sache 
nach den Rechtsvorschriften zur Rückerstat- 
tung feststellbarer Vermögensgegenstände 
oder nach den Rechtsvorschriften für die 
Übertragung von Organisationsvermögen zu, 
so hat diese Nachfolgeorganisation hinsicht- 
lich dieser Sache auch den Ansprudi auf Ent- 
schädigung nach § 51. Macht der Verfolgte 
oder machen seine Erben vor Festsetzung des 
Anspruchs nach § 51 oder vor rechtskräftiger 
gerichtlicher Entscheidung über diesen An- 
spruch den gleldien Entschädigungsanspruch 
geltend, so geht der Entschädigungsanspruch 
der Nachfolgeorganisation im Zeitpunkt der 
Geltendmachung auf den Verfolgten oder 
seine Erben über. 

§ 54 

(1) Hat der Verfolgte durch Zerstörung, 
Verunstaltung, Preisgabe zur Plünderung 
oder durch Imstichlassen Hausrat eingebüßt, 
so kann er vor Festsetzung des Anspruchs 
nach § 51 oder vor rechtskräftiger gericht- 
licher Entscheidung über diesen Anspruch an 
Stelle der Entschädigung nach § 51 eine Pau- 
schalabgeltung verlangen. Diese beträgt, 1 : 1 
in Deutsche Mark umgerechnet, das Einein- 
halbfache des im Jahre 1932 erzielten Rein- 
einkommens des Verfolgten, höchstens jedoch 
5000 Deutsche Mark. 

(2) Haben verfolgte Ehegatten Hausrat 
eingebüßt, so steht ihnen der Ansprudi auf 
die Pauschalabgeltung gemeinsam zu, ohne 
Rücksicht darauf, wer von ihnen Eigentümer 
des Hausrats gewesen ist. Ist ein Ehegatte 
verstorben, so steht der Anspruch auf die 
Pauschalabgeltung dem überlebenden Ehe- 
gatten zu. Leben die Ehegatten im Zeitpunkt 
der Entscheidung getrennt oder sind sie ge- 
sdiieden, so kann jeder Ehegatte die Hälfte 
der Pauschalabgeltung verlangen. 



§ 55 

(1) Die Entschädigung nach §§ 51, 54 darf 
für den einzelnen Verfolgten insgesamt den 
Betrag von 75 000 Deutsche Mark nicht über- 
steigen. Dies gilt auch, wenn dem Verfolgten 
teils allein, teils auf Grund seiner Zugehörig- 
keit zu einer Gesamthands- oder Bruchteils- 
gemeinsdiaft, die weder ein nichtrechtsfähiger 
Verein noch eine niditrechtsfähige Gesell- 
schaft des bürgerlichen Rechtes oder des Han- 
delsrechtes ist, Entschädigungsansprüche zu- 
stehen. 

(2) Werden von den in § 53 genannten 
Nachfolgeorganisationen Ansprüche auf Ent- 
schädigung geltend gemacht, so gilt der 
Höchstbetrag des Absatzes 1 für die Ent- 
schädigung, die der Nachfolgeorganisation an 
Stelle des einzelnen Verfolgten zusteht. 


FÜNFTER TITEL 
Schaden an Vermögen 

§ 56 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung, wenn er an seinem im Reichs- 
gebiet nach dem Stande vom 31. Dezember 
1937 belegenen Vermögen geschädigt wor- 
den ist. Eine Schädigung am Vermögen liegt 
auch dann vor, wenn der Verfolgte in der 
Nutzung seines Eigentums oder Vermögens 
beeinträchtigt worden ist. Der Anspruch be- 
steht audi, wenn der Schaden durch Boykott 
verursadit worden ist. Für Schaden bis zum 
Betrage von insgesamt 500 Reichsmark wird 
keine Entschädigung geleistet. 

(2) Ist der Verfolgte nicht nur in der Nut- 
zung seines Eigentums oder Vermögens be- 
einträchtigt, sondern auch im Bestände dieses 
Eigentums oder Vermögens gesdiädigt wor- 
den, so wird der Nutzungsschaden in der 
Weise abgegolten, daß der Entschädigung für 
den Schaden im Bestände seines Eigentums 
oder Vermögens ein Betrag von fünf vom 
Hundert hinzugerechnet wird. 

(3) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung auch dann, wenn eine Auswande- 
rung oder deren Vorbereitung zu einem 
Transferverlust geführt hat. Voraussetzung 


ist, daß der Verfolgte aus den Verfolgungs- 
gründen des § 1 zur Auswanderung genötigt 
gewesen ist und für den zum Transfer auf- 
gewendeten Betrag weniger als 80 vom Hun- 
dert des Betrages erhalten hat, den er er- 
halten hätte, wenn er freie Reichsmark zu 
dem jeweils geltenden amtlichen Kurs hätte 
transferieren können. Die Entschädigung 
wird in der Weise berechnet, daß der Reichs- 
markbetrag, für den der Verfolgte keinen 
Gegenwert erhalten hat, Im Verhältnis 10:2 
in Deutsche Mark umgerechnet wird. Nut- 
zungsschäden werden nicht ersetzt. 

(4) Gehört der Verfolgte zu einem Per- 
sonenkreis, den in seiner Gesamtheit die 
nationalsozialistische deutsche Regierung oder 
die NSDAP vom kulturellen oder wirtschaft- 
lichen Leben Deutschlands auszuschließen 
beabsichtigte, so wird vermutet, daß der 
Schaden an Vermögen durch nationalsoziali- 
stische Gewaltmaßnahmen verursacht wor- 
den ist. 

§ 57 

(1) Der Verfolgte, der aus den Verfol- 
gungsgründen des § 1 in der Zeit vom 30. Ja- 
nuar 1933 bis zum 8. Mai 1945 aus dem 
Reichsgebiet nach dem Stande vom 31. De- 
zember 1937 ausgewandert Ist oder aus- 
gewiesen worden ist, hat Anspruch auf Ersatz 
der notwendigen Aufwendungen, die durch 
die Auswanderung oder Ausweisung entstan- 
den sind; das gleidie gilt für die notwendigen 
Aufwendungen, die durch die Rückwande- 
rung entstanden sind. 

(2) Sind die notwendigen Aufwendungen 
in fremder Währung entstanden, so wird die 
Entschädigung nach dem Kurs dieser Wäh- 
rung im Zeitpunkt der Entscheidung be- 
rechnet. 

(3) Die Entschädigung nach Absatz 1 und 2 
darf für den einzelnen Verfolgten insgesamt 
den Betrag von 5000 Deutsche Mark nicht 
übersteigen. 

§ 58 

Die Entschädigung nach §§ 56, 57 darf für 
den einzelnen Verfolgten insgesamt den Be- 
trag von 75 000 Deutsche Mark nicht über- 
steigen. Im übrigen findet § 55 entsprechende 
Anwendung. 



SECHSTER TITEL 

Schaden durch Zahlung von Sonder- 
abgaben, Geldstrafen, Bußen und 
Kosten 

§ 59 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung für entrichtete Sonderabgaben, 
die ihm aus den Verfolgungsgründen des § 1 
auferlegt worden sind. Nutzungssdiäden 
werden nicht ersetzt. 

(2) Als Sonderabgaben gelten auch 

1. der Verlust, der dem Verfolgten aus der 
Aufzwingung eines Heimeinkaufvertrages 
entstanden ist; 

2. die Abgaben an die Deutsche Golddiskont- 
bank zur Erlangung einer Ausfuhrgeneh- 
migung; 

3. die Entrichtung von Reichsfluchtsteuer; 

4. die Zahlung von Säumniszuschlägen, Ver- 
zugszinsen, Bankspesen und Vollstrek- 
kungskosten, die aus Anlaß der Entrich- 
tung von Sonderabgaben entstanden sind. 

Abgaben an die Deutsche Golddiskontbank 
und Entrichtung von Reichsfluchtsteuer 
gelten als Sonderabgaben nur, wenn der Ver- 
folgte aus den Verfolgungsgründen des § 1 
zur Auswanderung genötigt gewesen ist. 

§ 60 

(1) Der Verfolgte hat den Anspruch nach 
§ 59 auch dann, wenn die Sonderabgabe ganz 
oder teilweise mittels Vermögensgegenstän- 
den, die als solche der Rückerstattung unter- 
liegen, entrichtet worden ist. Die dem 
Verfolgten zustehenden Rückerstattungsan- 
sprüche gehen bis zur Höhe der nach § 59 
für den Annahmewert der einzelnen ent- 
zogenen Vermögensgegenstände zu leistenden 
Entschädigung auf das leistende Land über. 
Ein Verzicht des Verfolgten auf den Rück- 
erstattungsanspruch hat gegenüber dem lei- 
stenden Land keine Wirkung. Hat der Ver- 
folgte im Wege der Rückerstattung Leistungen 
erhalten, so ist der Wert dieser Leistungen 
auf die Entschädigung anzuredanen. Anzu- 
rechnen sind auch Vorleistungen und Dar- 
lehen, die mit der Maßgabe einer Verrechnung 
nach Regelung der rückerstattungsrechtlichen 
Geldverbindlichkelten des Deutschen Reiches 


und gleichgestellter Rechtsträger gewährt 
worden sind. 

(2) Hat der Verfolgte die Sonderabgabe 
ganz oder teilweise aus dem Erlös eines der 
Rüdeerstattung unterliegenden Vermögens- 
gegenstandes entrichtet und ist er nach den 
Rechtsvorschriften zur Rückerstattung fest- 
stellbarer Vermögensgegenstände zur Rück- 
gewähr des Kaufpreises oder zur Abtretung 
des Wiedergutmachungsansprudis wegen des 
nicht erlangten oder des nicht in seine freie 
Verfügung gelangten Kaufpreises verpflichtet, 
so wird der Anspruch nach § 59 insoweit im 
Verhältnis 10:1 in Deutsche Mark umge- 
rechnet. Der Anspruch nach § 59 besteht 
nicht, wenn der Verfolgte den der Rück- 
erstattung unterliegenden Vermögensgegen- 
stand zurückerhalten hat oder zurückerhält, 
aber weder den Kaufpreis zurückgewährt 
noch den Wiedergutmachungsanspruch wegen 
des nicht erlangten oder des niclut in seine 
freie Verfügung gelangten Kaufpreises ab- 
getreten hat. 

§ 61 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung für entrichtete Geldstrafen und 
Bußen, soweit ihm diese aus den Verfolgungs- 
gründen des § 1 auferlegt worden sind. Der 
Anspruch besteht nur, wenn die Geldstrafe 
oder die Buße im Reichsgebiet nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937 gezahlt oder 
beigetrieben worden ist. Ist der Verfolgte 
Vertriebener im Sinne des § 1 des Bundes- 
vertriebenengesetzes, so hat er den Anspruch 
auch dann, wenn die Geldstrafe oder die 
Buße im Vertreibungsgebiet gezahlt oder 
beigetrieben worden Ist. § 44 gilt sinngemäß. 

(2) § 60 findet entsprechende Anwendung. 

§ 62 

Der Verfolgte hat Ansprucli auf Entschä- 
digung für gerichtliche und notwendige 
außergerichtliche Kosten, soweit ihm die 
Kosten dadurch entstanden sind, daß gegen 
ihn aus den Verfolgungsgründen des § 1 ein 
Strafverfahren oder ein Dienststrafverfahren 
anhängig gemacht worden ist. Der Anspruch 
besteht nur, wenn das Verfahren im Reichs- 
gebiet nach dem Stande vom 31. Dezember 
1937 anhängig gewesen ist. Ist der Verfolgte 
Vertriebener im Sinne des § 1 des Bundes- 
vertrlebenengesetzes, so besteht der Anspruch 
auch dann, wenn das Verfahren im Vertrei- 
bungsgebiet anhängig gewesen ist. § 44 gilt 
sinngemäß. 
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2. Selbständige Berufe 


§ 63 

Gehört der Verfolgte zu einem Personen- 
kreis, den in seiner Gesamtheit die national- 
sozialistische deutsche Regierung oder die 
NSDAP vom kulturellen oder wirtschaft- 
lichen Leben Deutschlands auszuschließen be- 
absichtigte, so wird vermutet, daß der Scha- 
den durch Zahlung von Sonderabgaben, 
Geldstrafen, Bußen und Kosten durch natio- 
nalsozialistische Gewaltmaßnahmen verur- 
sacht worden ist. 

SIEBENTER TITEL 

Schaden im beruflichen und im 
wirtschaftlichen Fortkommen 

1. Grundsatz 
§ 64 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung für Schaden im beruflichen und 
im wirtschaftlichen Fortkommen, wenn er 
im Zuge einer im Reichsgebiet nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937 begonnenen 
Verfolgung in seinem beruflichen oder in 
seinem wirtschaftlichen Fortkommen nicht 
nur geringfügig benachteiligt worden ist. Ist 
der Verfolgte Vertriebener im Sinne des § 1 
des Bundesvertriebenengesetzes, so hat er den 
Anspruch audi dann, wenn die Verfolgung 
im Vertreibungsgebiet begonnen hat. 

(2) Gehört der Verfolgte zu einem Per- 
sonenkreis, den in seiner Gesamtheit die 
nationalsozialistische deutsche Regierung oder 
die NSDAP vom kulturellen oder wirtschaft- 
lichen Leben Deutschlands auszuschließen 
beabsichtigte, so wird vermutet, daß der 
Sdiaden im beruflichen und im wirtschaft- 
lichen Fortkommen durch nationalsozia- 
listische Gewaltmaßnahmen verursacht wor- 
den ist. 

II. Schaden im beruflichen 
Fortkommen 

1. Begriff 
§ 65 

Ein Schaden im beruflichen Fortkommen 
liegt vor, wenn der Verfolgte in der Nutzung 
seiner Arbeitskraft gesdiädigt worden ist. 


§ 66 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung, wenn er aus einer selbständigen 
Erwerbstätigkeit, einschließlich land- und 
forstwirtschaftlicher oder gewerblicher Tätig- 
keit, verdrängt oder in ihrer Ausübung 
wesentlich beschränkt worden ist. 

(2) Der selbständigen Erwerbstätigkeit ist 
die Geschäftsführung des tätigen Teilhabers 
einer Kapitalgesellschaft des FI and eis recht es 
gleichzuachten, der mit mehr als 50 vom 
Plündert am Kapital der Gesellschaft beteiligt 
war. 

(3) Wesentlich ist in der Regel die Be- 
schränkung der selbständigen Erwerbstätig- 
keit, wenn die Beschränkung in der Gesamt- 
zeit der Schädigung zu einer Einkommens- 
minderung von mehr als 25 vom Plündert 
geführt hat. 

§ 67 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch darauf, 
daß ihm die Wiederaufnahme seiner früheren 
selbständigen oder die Aufnahme einer gleich- 
wertigen selbständigen Erwerbstätigkeit 
durch Erteilung der erforderlichen Genehmi- 
gungen, Zulassungen und Bezugsberechtigun- 
gen ermöglicht wird. Plierbei darf die Frage 
des öffentlichen Bedürfnisses nicht geprüft 
werden. Plängt die Erteilung der Genehmi- 
gungen, Zulassungen und Bezugsberechtigun- 
gen von besonderen Voraussetzungen ab, so 
gelten diese in der Person des Verfolgten als 
gegeben, wenn er die Voraussetzungen nur 
deshalb nicht erfüllt, weil gegen ihn national- 
sozialistische Gewaltmaßnahmen gerichtet 
worden sind. 

(2) Der Verfolgte, der vor dem 4. Septem- 
ber 1939 nach deutschen Vorschriften als 
Arzt, Zahnarzt oder Dentist zur Kassen- 
praxis zugelassen war und noch nicht wieder 
zugelas'sen ist, gilt weiterhin als zur Kassen- 
praxis zugelassen. Der Verfolgte, der nicht 
zur Kaissenpraxis zugelassen war, obwohl er 
die persönlichen und fachlichen Voraus- 
setzungen erfüllt hatte, ist zur Kassenpraxis 
zuzulassen. Der Verfolgte gilt an dem Ort 
als zugelassen oder ist an dem Ort zuzulassen, 
für den er seine Niederlassung beantragt; ihm 
ist ohne Rücksicht auf die Zahl der im Zu- 
lassungsbezirk bereits Zugelassenen und ohne 
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Anrechnung auf die Verhältniszahl der von 
ihm beantragte Tätigkeitsbereich zuzuweisen. 

(3) Absätze 1 und 2 berühren nicht die Be- 
stimmungen über die persönlichen und fach- 
lichen Voraussetzungen, von denen der Zu- 
gang zu bestimmten Berufen abhängig ist. 

(4) Der Verfolgte hat Ansprudi darauf, 
daß er von einer inzwischen eingeführten 
Prüfung oder von einem inzwischen einge- 
führten Befähigungsnachweis befreit wird. 
Der Anspruch besteht nicht, wenn die Prü- 
fung oder der Befählgungsnadiweis für alle 
in diesem Beruf bisher Erwerbstätigen vorge- 
schrieben Ist. 

§ 68 

(1) Verfolgte sind bei der Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen unbeschadet der Re- 
gelungen für notleidende Gebiete bevorzugt 
zu berücksichtigen. Dies gilt auch für Unter- 
nehmen, an denen Verfolgte maßgeblich be- 
teiligt sind. 

(2) Finanzierungsbeihilfen der öffentlichen 
Hand sollen unter der Auflage gegeben wer- 
den, daß die Empfänger dieser Hilfen sich 
verpflichten, bei der Vergabe von Aufträgen 
entsprechend Absatz 1 zu verfahren. 

§ 69 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf zins- 
lose oder zinsverbilligte Darlehen, soweit für 
die Wiederaufnahme seiner früheren selbstän- 
digen oder die Aufnahme einer gleichwerti- 
gen selbständigen Erwerb Stätigkeit Geld- 
mittel benötigt werden, die er sich nicht 
anderweitig beschaffen kann. 

(2) Der Verfolgte hat den Anspruch nach 
Absatz 1 auch dann, wenn er eine der dort 
genannten selbständigen Erwerbstätigkeiten 
bereits aufgenommen hat und das Darlehen 
zur Festigung der Grundlage dieser Tätigkeit 
erforderlich ist. Das gleiche gilt für den in 
der Ausübung seiner selbständigen Erwerbs- 
tätigkeit wesentlich beschränkten Verfolgten, 
wenn er das Darlehen zur vollen Entfaltung 
seiner früheren Erwerbstätigkeit benötigt. 

(3) Der Höchstbetrag des Darlehens be- 
trägt 30 000 Deutsche Mark. 

§ 70 

(1) Hat der Verfolgte bei Beginn der Ver- 
folgung mehrere selbständige Erwerbstätig- 


keiten ausgeübt, so steht Ihm der Anspruch 
auf ein Darlehen zur Wiederaufnahme jeder 
früheren Erwerbstätigkeit zu. 

(2) Der Gesamtbetrag mehrerer Darlehen 
darf den Höchstbetrag des § 69 Abs. 3 nicht 
übersteigen. 

§ 71 

Der Darlehensvertrag ist nach Maßgabe 
der folgenden Bedingungen abzuschließen: 

1. das Darlehen ist in der Regel mit drei vom 
Hundert jährlich zu verzinsen; 

2. das Darlehen ist nach zwei tilgungsfreien 
Jahren, spätesterLs im Verlaufe weiterer 
zehn Jahre zu tilgen; 

3. das Darlehen ist nach Möglichkeit zu 
sichern, insbesondere durch Sicherungs- 
übereignung von Gegenständen, die aus 
dem Darlehen beschafft werden; 

4. der Darlehensnehmer ist verpflichtet, jähr- 
lich über die Verwendung des Darlehens 
Auskunft zu erteilen; auf Verlangen hat 
er Einsicht in seine Geschäftsgebarung, ins- 
besondere in seine Geschäftsbücher, zu ge- 
statten; eine Verschlechterung seiner be- 
ruflichen und wirtschaftlichen Verhältnisse, 
welche die Rückzahlung des Darlehens ge- 
fährden könnte, hat er unverzüglich anzu- 
zeigen; 

5. der Darlehens vertrag kann aus einem in 
der Person oder in den Verhältnissen des 
Darlehensnehmers liegenden wichtigen 
Grund fristlos gekündigt werden. 

§ 72 

(1) Muß der Verfolgte seine frühere oder 
eine gleichwertige Erwerbstätigkeit unter be- 
sonders erschwerenden Bedingungen aufneh- 
men und können aus diesem Grund ertrag- 
lose Anfangsaufwendungen einschließlich an- 
gemessener Lebenshaltungskosten durch das 
Darlehen nicht hinlänglich ausgeglichen wer- 
den, so hat er Anspruch auf ein zusätzliches 
Darlehen, auf dessen Rückzahlung bei nach- 
weisbar ordnungsmäßiger Verwendung ver- 
zichtet werden kann. 

(2) Besonders erschwerende Bedingungen 
im Sinne des Absatzes 1 können insbesondere 
dann vorliegen, wenn der Verfolgte seine 
Erwerbstätigkeit mehr als fünf Jahre hatte 
unterbrechen müssen, wenn er sie an einem 
anderen Ort als dem früheren aufnehmen 


38 



muß, wenn er sein Geschäftsvermögen eln- 
gebüßt hat und es auch im Wege der Rück- 
erstattung nicht in ausreichendem Maße zu- 
rückerlangcn kann, wenn die Verfolgung 
den Kreis seiner Geschäftsfreunde besonders 
stark verringert hat oder wenn ihm das in- 
zwischen erreichte Alter die Aufnahme seiner 
Erwerbstätigkeit in ungewöhnlichem Maße 
erschwert. 

(3) Der Höchstbetrag des zusätzlichen 
Darlehens beträgt 20 000 Deutsche Mark. 

(4) § 71 gilt sinngemäß mit der Maßgabe, 
daß das zusätzliche Darlehen stets zinslos zu 
gewähren ist. 

§ 73 

(1) § 69 Abs. 1 und 2, §§ 70, 71, 72 Abs. 1, 
2 und 4 finden auf den überlebenden Ehe- 
gatten und die Kinder eines verstorbenen 
Verfolgten entsprechende Anwendung, wenn 
sie die frühere Erwerbstätigkeit des Verfolg- 
ten wiede rauf genommen haben oder wieder- 
aufzunehmen beabsichtigen. 

(2) Der Gesamtbetrag mehrerer Darlehen 
im Falle des Absatzes 1 darf die in § 69 
Abs. 3, § 72 Abs. 3 genannten Höchstbeträge 
nicht übersteigen. 

§ 74 

Der Verfolgte hat für die Zeit der Ver- 
drängung aus oder der wesentlichen Be- 
schränkung in seiner selbständigen Erwerbs- 
tätigkeit Anspruch auf Entschädigung. Die 
Entschädigung besteht in einer Kapital- 
entschädigung oder in einer Rente. 

§ 75 

(1) Die Kapitalentschädigung wird nicht 
über den Zeitpunkt hinaus geleistet, in dem 
der Verfolgte eine Erwerbstätigkeit aufge- 
nommen hat, die ihm eine ausreichende 
Lebensgrundlage bietet. Es wird vermutet, 
daß dies erst am 1. Januar 1947 der Fall war, 
wenn der Verfolgte zu diesem Zeitpunkt 
seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes gehabt 
hat. 

(2) Ausreichend ist eine Lebensgrundlage, 
die dem Verfolgten und seinen unterhalts- 
berechtigten Familienangehörigen nachhaltig 
eine solche Lebensführung einschließlich einer 
angemessenen Vorsorge für sein Alter und 
seine Hinterbliebenen ermöglicht, die Per- 


sonen mit gleicher oder ähnlicher Berufsaus- 
bildung in der Regel haben. 

(3) Hat der Verfolgte nach den in § 5 ge- 
nannten Rechtsvorschriften oder nach § 56 
bereits einen Ausgleich für den durch die 
Verdrängung oder Beschränkung eingetre- 
tenen Einkommensverlust erhalten oder ist 
ihm ein solcher Anspruch durch unanfecht- 
baren Bescheid, reditskräftige gerichtliche 
Entscheidung oder Vergleich zuerkannt wor- 
den, so entfällt insoweit der Anspruch auf 
Kapitalentschädigung. 

§ 76 

(1) Ist der Verfolgte aus seiner Erwerbs- 
tätigkeit verdrängt worden, so wird die 
Kapitalentschädigung auf der Grundlage von 
drei Vierteln der Dienstbezüge errechnet, die 
einem vergleichbaren Bundesbeamten im 
Zeitpunkt seiner Entlassung zugestanden hät- 
ten. Dabei ist an Stelle des Besoldungsdienst- 
alters des Bundesbeamten im Zeitpunkt der 
Entlassung vom Lebensalter des Verfolgten 
bei Beginn der Schädigung auszugehen. Für 
die Einreihung des Verfolgten in eine ver- 
gleichbare Beamtengruppe sind seine Berufs- 
ausbildung und seine wirtschaftliche Stellung 
vor Beginn der Verfolgung maßgebend. Die 
wirtschaftliche Stellung ist nach dem Durch- 
schnittseinkommen des Verfolgten in den 
letzten drei Jahren vor Beginn der Verfol- 
gung zu beurteilen. Berufliche Entwicklungs- 
möglichkeiten des Verfolgten, der erst am 
Anfang der Ausübung seines Berufes stand, 
sind angemessen zu berücksichtigen. 

(2) Ist der Verfolgte in der Ausübung 
seiner Erwerbstätigkeit wesentlich beschränkt 
worden, so findet Absatz 1 mit der Maßgabe 
Anwendung, daß die Kapitalentschädigung 
ln der Höhe festgesetzt wird, die sich aus 
dem Verhältnis der durch die Beschränkung 
verursaditen Einkommensminderung zu den 
erreichbaren Dienstbezügen eines vergleich- 
baren Bundesbeamten ergibt. Erreichbare 
Dienstbezüge sind die Bezüge, die ein ver- 
gleichbarer Bundesbeamter am Ende des Ent- 
schädigungszeitraumes gehabt hätte. War das 
Durchschnittseinkommen, das der Verfolgte 
innerhalb der letzten drei Jahre vor dem 
Beginn der Beschränkung gehabt hat, höher 
als die erreichbaren Dienstbezüge eines ver- 
gleichbaren Bundesbeamten, so findet Absatz 1 
mit der Maßgabe Anwendung, daß die Kapi- 
talentschädigung in der Höhe festgesetzt 
wird, die sich aus dem Verhältnis der durch 
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die Beschränkung verursachten Einkommens- 
minderung zu diesem Durchschnittseinkom- 
men ergibt. 

(3) Zugunsten des Verfolgten wird die feh- 
lende Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
des vergleichbaren Bundesbeamten dadurch 
berücksichtigt, daß der Summe der nach Ab- 
satz 1 oder 2 errechneten Bezüge ein Betrag 
in Höhe von 20 vom Hundert hinzugerech- 
net wird. 

(4) Die Gesamtzeit, während der der Ver- 
folgte aus seiner Erwerbstätigkeit verdrängt 
oder in ihrer Ausübung wesentlich beschränkt 
war, wird als einheitlicher Schadenszeitraum 
behandelt. Das gleidie gilt für einzelne Zeit- 
abschnitte, während deren der Verfolgte aus 
seiner Erwerbstätigkeit verdrängt oder in 
ihrer Ausübung wesentlich beschränkt war. 

§ 77 

V^on dem nach § 76 Abs. 1, 3 und 4 er- 
rechneten Betrag ist das während des gesam- 
ten Entschädigungszeitraumes durch ander- 
weitige Verwertung der Arbeitskraft erzielte 
Einkommen abzuziehen, soweit es zusammen 
mit dem nacli § 76 errechneten Betrag die 
erreichbaren Dienstbezüge eines vergleich- 
baren Bundesbeamten übersteigt. § 76 Abs. 2 
Satz 2 findet Anwendung. Dabei ist Einkom- 
men, das vor dem 1. Juli 1948 erzielt wor- 
den ist, nicht zu berücksichtigen. 

§ 78 

Die Kapitalentschädigung wird nach vollen 
Monaten berechnet. Zugrunde zu legen sind 
die Kalendermonate, während deren der Ver- 
folgte aus seiner Erwerbstätigkeit verdrängt 
oder in ihrer Ausübung wesentlich beschränkt 
war, sowie je 30 Tage der Monate, in denen 
der Verfolgte nur zeitweise aus seiner Er- 
werbstätigkeit verdrängt oder in ihrer Aus- 
übung wesentlich beschränkt war. 

§ 79 

(1) Der Zeitraum, für den die Kapitalent- 
schädigung geleistet wird, endet spätestens 
mit dem Zeitpunkt, in dem der Verfolgte tat- 
sächlich nicht mehr arbeitsfähig ist. Es wird 
vermutet, daß dies der Fall ist, wenn der 
Verfolgte das 70. Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Arbeits- 
unfähigkeit in Höhe von mindestens 50 vom 
Hundert verfolgungsbedingt ist. 


§ 80 

Bestehen nach Festsetzung oder nadi 
rechtskräftiger gerichtlicher Entscheidung die 
Voraussetzungen für die Leistung einer Ka- 
pitalentschädigung fort, so wird der der Be- 
rechnung der Kapitalentsdiädigung nach § 76 
zugrunde gelegte Jahresbetrag in monatlichen 
Teilbeträgen solange wcitergezahlt, bis der 
Höchstbetrag der Kapitalentsdiädigung 
(§ 123) erreicht ist. 

§ 81 

Der Verfolgte kann an Stelle der Kapital- 
entschädigung eine Rente wählen. Die Rente 
wird ohne Rücksicht auf die Höhe der Kapi- 
talentschädigung auf Lebenszeit geleistet. 

§ 82 

Voraussetzung für das Wahlrecht nach 
§ 81 ist, daß der Verfolgte im Zeitpunkt der 
Entscheidung keine Erwerbstätigkeit ausübt, 
die ihm eine ausreichende Lebensgrundlage 
bietet, und daß ihm die Aufnahme einer 
soldien Erwerbstätigkeit auch nicht zuzu- 
muten ist. Die Aufnahme einer solchen Er- 
werbstätigkeit ist dem Verfolgten insbeson- 
dere dann nicht zuzumuten, wenn er im Zeit- 
punkt der Entscheidung das 65. Lebensjahr 
vollendet hat; bei Frauen tritt an Stelle des 
65. das 60. Lebensjahr. Der Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit, die dem Verfolgten eine 
ausreichende Lebensgrundlage bietet, ist eine 
Versorgung aus einer früher ausgeübten Er- 
werbstätigkeit gleichzuachten. 

§ 83 

(1) Die Rente wird auf der Grundlage von 
zwei Dritteln der Versorgungsbezüge eines 
vergleichbaren Bundesbeamten errechnet. 
§ 76 Abs. 1 Satz 2 bis 5 findet mit der Maß- 
gabe Anwendung, daß von dem Lebensalter 
des Verfolgten im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes auszugehen ist. 

(2) Der monatliche Höchstbetrag der Rente 
beträgt 600 Deutsche Mark. 

(3) Hat der Verfolgte die Rente gewählt, 
so erhält er für die Zelt vor dem 1. Novem- 
ber 1953 eine Entsdiädigung in Höhe der 
Rentenbezüge eines Jahres. 

§ 84 

Das Wahlredit nadi § 81 ist bis zum Ab- 
lauf einer Frist von drei Monaten oder, wenn 
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der Verfolgte im außereuropäischen Ausland 
wohnt, bis zum Ablauf einer Frist von sechs 
Monaten durch Erklärung gegenüber der zu- 
ständigen Entschädigungsbehörde auszuüben. 
Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem der 
Bescheid der E.ntschädigungsbehörde unan- 
fechtbar oder die gerichtliche Entscheidung 
rechtskräftig geworden ist. Die Wahl Ist end- 
gültig. 

§ 85 

(1) Ist der Verfolgte nach Ausübung des 
Wahlredites verstorben, so steht der Witwe 
bis zu ihrer Wiederverheiratung und den Kin- 
dern, solange für sie nach Beamtenrecht Kin- 
derzuschläge gewährt werden können, der 
Anspruch auf eine Rente zu. Der Anspruch 
besteht nicht, wenn die Ehe nach Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes geschlossen worden ist. 

(2) Die Rente der Witwe beträgt 60 vom 
Flundert und die Rente für jedes Kind 
30 vom Hundert der Pvcntc, die dem Ver- 
folgten nach § 83 zugestanden hat. Auf die 
Rente sind andere Versorgungsbezüge aus 
deutschen öffentlichen Mitteln anzurechnen, 
soweit die Versorgungsbezüge den Betrag 
von 150 Deutsche Mark im Monat über- 
steigen. 

(3) Die Renten nach Absatz 2 dürfen zu- 
sammen die Rente des Verfolgten nicht über- 
steigen. Ergibt sich bei einer Zusammenrech- 
nung der Renten ein höherer Betrag als die 
Rente des Verfolgten, so werden die ein- 
zelnen Renten in dem Verhältnis gekürzt, 
in dem sie ihrer Höhe nach zueinander 
stehen. 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß für 
den Witwer unter den Voraussetzungen des 
§ 17 Abs. 1 Nr. 2. 

§ 86 

(1) Ist der Verfolgte innerhalb der Frist 
des § 84 verstorben, ohne das ihm zustehende 
Wahlrecht nach § 81 ausgeübt zu haben, so 
kann die Witwe das Wahlrecht ausüben. Die 
Frist für die Ausübung des W ahlrechts nach § 84 
beginnt mit dem Tage, an dem der Verfolgte 
verstorben ist. 

(2) Ist der Verfolgte vor Beginn der Frist 
des § 84 nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
verstorben, ohne das Wahlredit ausgeübt zu 
haben, und lagen vor seinem Tode die Vor- 
aussetzungen für die Ausübung des Wahl- 


rechtes nach § 82 vor, so kann die Witwe das 
Wahlrecht ausüben, wenn sie selbst Verfolgte 
ist oder von der Verfolgung mitbetroffen 
war. Auf die Ausübung des Wahlrechtes durch 
die Witwe findet § 84 entsprechende An- 
wendung. 

(3) Wählt die Witwe die Rente, so findet 
§ 85 Abs. 1 bis 3 entsprechende Anwendung. 
Für die Zeit vor dem Tode des Verfolgten 
erhalten die Witwe und die Kinder eine Ent- 
schädigung in Höhe der Rentenbezüge eines 
Jahres, die dem Verfolgten nach § 83 Abs. 3 
zugestanden hätten. Die Entschädigung ver- 
teilt sich nadi Maßgabe des § 85 Abs. 2 
Satz 1 und Abs. 3 auf die Witwe und die 
Kinder. 

(4) Sind auf den Anspruch des Verfolgten 
wegen Schadens im beruflichen Fortkommen 
bereits Leistungen bewirkt worden, so sind 
diese auf die Rente und auf die Entschädi- 
gung für die Zeit vor dem Tode des Ver- 
folgten voll anzureclinen. Dies gilt auch 
dann, wenn diese Leistungen an einen Drit- 
ten bewirkt worden sind. 

(5) Absätze 1 bis 4 gelten sinngemäß für 
den Witwer unter den Voraussetzungen des 
§ 17 Abs. 1 Nr. 2, 

3, Unselbständige Berufe 
A. Privater Dienst 

§87 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung, wenn er im privaten Dienst durch 
Entlassung, vorzeitiges Ausscheiden oder 
durch Versetzung in eine erheblich geringer 
entlohnte Beschäftigung geschädigt worden 
ist. 

(2) Versetzung in eine erheblich geringer 
entlohnte Beschäftigung liegt in der Regel 
vor, wenn die Versetzung in der Gesamtzeit 
der Schädigung zu einer Einkommensminde- 
rung von mehr als 25 vom Flundert geführt 
hat. 

§ 88 

§ 87 gilt sinngemäß, wenn 

1. dem Verfolgten von seinem Arbeitgeber 
unter Beachtung der gesetzlichen, vertrag- 
lichen oder tariflichen Bestimmungen 
gekündigt worden Ist, sofern nach der Ver- 
kehrssitte oder den Umständen des Ein- 
zelfalles das Arbeitsverhältnis fortgesetzt 
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worden wäre, wenn keiner der Verfol- 
gungsgründe des § 1 Vorgelegen hätte; 

2. ein befristetes Arbeitsverhältnis nicht er- 
neuert worden Ist, sofern nach der Ver- 
kehrssitte oder den Umständen des Ein- 
zelfalles die Erneuerung zu erwarten ge- 
wesen wäre, wenn keiner der Verfolgungs- 
gründe des § 1 Vorgelegen hätte; 

3. der Verfolgte seinen Arbeitsplatz durch 
Freiheitsentziehung, Berufsverbot oder da- 
durch verloren hat, daß er, um national- 
sozialistischen Gewaltmaßnahmen zu ent- 
gehen, ausgewandert oder geflohen Ist oder 
in der Illegalität gelebt hat oder aus den 
Verfolgungsgründen des § 1 ausgewiesen 
oder deportiert worden ist; 

4. der arbeitslose Verfolgte aus den in Num- 
mer 3 genannten Gründen keinen Arbeits- 
platz erlangt hat oder aus den Verfol- 
gungsgründen des § 1 von der Vermitt- 
lung in Arbeit ausgeschlossen geblieben Ist; 

5. der Arbeitnehmer seinen Arbeitsplatz da- 
durch verloren hat, daß der Arbeitgeber 
im Zuge der Verfolgung seine Tätigkeit 
hat einstellen müssen und der Arbeitneh- 
mer wegen seines Dienstes bei diesem Ar- 
beitgeber keine gleichwertige Beschäftigung 
gefunden hat; 

6. die Aufgaben des arbeitgebenden Verban- 
des im Zuge nationalsozialistischer Orga- 
nisationsmaßnahmen auf einen anderen 
Verband übergeführt worden sind und der 
Arbeitnehmer aus den Verfolgungsgrün- 
den des § 1 von der allgemeinen Über- 
nahme in den Dienst dieses Verbandes 
ausgeschlossen geblieben Ist. 

§ 89 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ein- 
räumung seines früheren oder eines gleich- 
wertigen Arbeitsplatzes, es sei denn, daß er 
das 65. Lebensjahr vollendet hat oder er- 
werbsunfähig Ist. Die Erwerbsunfähigkeit Ist 
nach der geistigen und körperlichen Lei- 
stungsfähigkeit des Verfolgten im allgemei- 
nen Erwerbsleben zu beurteilen. 

(2) Die Verpflichtung zur Einräumung des 
früheren oder eines gleichwertigen Arbeits- 
platzes obliegt jedem Arbeitgeber, aus dessen 
Dienst der Verfolgte entlassen worden oder 
vorzeitig ausgeschieden ist, oder dessen 
Rechtsnachfolger. 


(3) Der in Anspruch genommene Arbeit- 
geber oder dessen Rechtsnachfolger kann die 
Erfüllung des Anspruchs auf Einräumung des 
früheren oder eines gleichwertigen Arbeits- 
platzes verweigern, wenn 

1. er zur Erfüllung dieses Anspruchs aus 
zwingenden wirtschaftlichen oder betrieb- 
lichen Gründen nicht in der Lage ist; 

2. bei Vorhandensein mehrerer Verpflichte- 
ter ein anderer Arbeitgeber unter Berück- 
sichtigung aller Umstände nach billigem Er- 
messen zur Erfüllung des Anspruchs in 
erster Linie als verpflichtet anzusehen ist. 

(4) Ist die Verpflichtung zur Einräumung 
des früheren oder eines gleichwertigen Ar- 
beitsplatzes durch unanfechtbaren Bescheid 
oder durch rechtskräftige gerichtliche Ent- 
scheidung festgestellt, so gilt das Arbeltsver- 
hältnis als wiederhergestellt. 

§ 90 

Hat der Verfolgte eine selbständige Er- 
werbstätigkeit aufgenommen oder weist er 
nach, daß er die Voraussetzungen für die er- 
folgreiche Aufnahme einer solchen Tätigkeit 
erfüllt, so kann ihm nach Maßgabe der §§ 69, 
71 ein Darlehen gewährt werden. § 72 gilt 
sinngemäß. 

§ 91 

Der Verfolgte hat Anspruch auf eine Ent- 
schädigung für Schaden, der ihm durch Ent- 
lassung, vorzeitiges Ausscheiden oder durch 
Versetzung in eine erheblich geringer ent- 
lohnte Beschäftigung entstanden ist. Die Ent- 
schädigung besteht in einer Kapitalentschädi- 
gung oder in einer Rente. 

§ 92 

(1) Auf die Kapitalentschädigung finden 
die §§ 75, 76 Abs. 1, 2 und 4, §§ 78 bis 80 
entsprechende Anwendung. 

(2) Hat der Verfolgte weder Ansprüche 
auf Rente aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung wegen Vollendung des 65. Lebens- 
jahres noch Anspruch auf Entschädigung nach 
§§ 134 bis 137, so wird der Summe der nach 
Absatz 1 errechneten Bezüge ein Betrag In 
Höhe von 20 vom Hundert hinzugerechnet. 

(3) § 77 findet mit der Maßgabe Anwen- 
dung, daß außer dem durch anderweitige 
Verwertung der Arbeitskraft erzielten Ein- 
kommen solche Entschädigungen, Zuwen- 
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düngen, Unterhaltsbeiträge oder ähnliche 
Leistungen zu berücksichtigen sind, die der 
Verfolgte von einem früheren Arbeitgeber 
oder dessen Rechtsnachfolger erhalten hat. 

§ 93 

Der Verfolgte kann an Stelle der Kapital- 
entschädigung eine Rente wählen. Bel Bei- 
messung der Rente sind das Lebensalter des 
Verfolgten und die Ihm nach § 92 zustehende 
Kapitalentschädigung angemessen zu berück- 
sichtigen. 

§ 94 

Voraussetzung für das Wahlrecht nach 
§ 93 Ist, daß der Verfolgte Im Zeitpunkt der 
Entscheidung das 65. Lebensjahr vollendet 
hat oder In seinem Beruf nicht mehr als 
50 vom Hundert arbeitsfähig Ist; bei Frauen 
tritt an Stelle des 65. das 60. Lebensjahr. 

§ 95 

(1) Der monatliche Höchstbetrag der 

Rente beträgt 600 Deutsche Mark. 

(2) Der monatliche Mindestbetrag der 

Rente beträgt 100 Deutsche Mark. 

(3) Der monatliche Mindestbetrag der 

Rente wird insoweit gekürzt, als er zusam- 

men mit Versorgungsbezügen oder wieder- 
kehrenden Leistungen aus deutschen öffent- 
lichen Mitteln den Betrag von 300 Deutsche 
Mark im Monat übersteigt. Der Betrag von 
300 Deutsche Mark erhöht sich bei verhei- 
rateten Verfolgten um 60 Deutsche Mark im 
Monat und für jedes Kind, für das nadi Be- 
amtenrecht Kinderzuschläge gewährt werden 
können, um 20 Deutsche Mark im Monat. 
Der Verfolgte erhält jedodi mindestens den 
Betrag der nach § 93 errechneten Rente. 

§ 96 

Das Wahlrecht nach § 93 ist bis zum Ablauf 
einer Frist von drei Monaten oder, wenn der 
Verfolgte im außereuropäischen Ausland 
wohnt, bis zum Ablauf einer Frist von sechs 
Monaten durch Erklärung gegenüber der Ent- 
schädigungsbehörde auszuüben. Die Frist be- 
ginnt mit dem Tage, an dem der Bescheid der 
Entschädigungsbehörde unanfechtbar oder die 
gerichtliche Entscheidung rechtskräftig gewor- 
den Ist. Die Wahl ist endgültig. 

§ 97 

(1) Ist der Verfolgte nach Ausübung des 
Wahlrechtes verstorben, so findet § 85 ent- 


sprechende Anwendung. Der Berechnung der 
Rente Ist die Rente zugrunde zu legen, die 
dem Verfolgten nach §§ 93, 95 zugestanden 
hat. 

(2) Der monatliche Mindestbetrag der Rente 
beträgt für die Witwe oder den Witwer 
60 Deutsche Mark, für jedes Kind 30 Deutsche 
Mark; § 95 Abs. 3 findet entsprechende An- 
wendung. Ergibt sich bei einer Zusammen- 
rechnung der Mindestbeträge der Renten nach 
Satz 1 ein höherer Betrag als der Mindest- 
betrag der Rente des Verfolgten, so werden 
die einzelnen Mindestbeträge der Renten in 
dem Verhältnis gekürzt, in dem sie ihrer 
Höhe nach zueinander stehen. 

§ 98 

Ist der Verfolgte vor Ausübung des Wahl- 
rechtesverstorben, so findet § 86 entsprechende 
Anwendung. Die Rente ist nach § 97 zu be- 
rechnen. 

B. öffentlicher Dienst 

a) Gemeinsame Vorschriften 

§ 99 

(1) Der verfolgte Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes (§§ 1, 2, 2 a des Gesetzes zur 
Regelung der Wiedergutmachung national- 
sozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes) hat Anspruch auf Ent- 
schädigung für die Zeit vor dem 1. April 1950, 
wenn Ihm auf Grund einer der folgenden 
Maßnahmen Bezüge entgangen sind 

1. bei Beamten und Berufssoldaten 

a) Beendigung des Dienstverhältnisses auf 
Grund Strafurteils, 

b) Entfernung aus dem Dienst, 

c) Entlassung ohne Versorgung oder mit 
gekürzter Versorgung, 

d) vorzeitige Versetzung in den Ruhestand, 

e) Versetzung in den Wartestand, 

f) Versetzung in ein Amt oder auf einen 
Dienstposten mit niedrigerem End- 
grundgehalt; 

2. bei Versorgungsempfängern 

a) Vorenthaltung der Versorgungsbezüge, 

b) Kürzung der Versorgungsbezüge; 

3. bei Angestellten und Arbeitern 
a) Entlassung, 
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b) vorzeitige Beendigung des Arbeitsver- 
hältnisses, 

c) Verwendung in einer Tätigkeit mit ge- 
ringerer Vergütung oder geringerem 
Lohn; 

4. bei nichtbeamteten außerordentlichen Pro- 
fessoren und Privatdozenten an den wis- 
senschaftlichen Hochschulen 
Entziehung der Lehrbefugnis (venia le- 
gendi). 

Es wird vermutet, daß das Dienst- oder Ar- 
beitsverhältnis über den 8. Mai 1945 hinaus 
fortgedauert hätte, wenn es ohne die Ver- 
folgung zu diesem Zeitpunkt noch bestanden 
hätte. 

(2) Ais Entlassung, vorzeitige Versetzung in 
den Ruhestand, Vorcnthaltung der Versor- 
gungsbezüge oder Fmtziehung der Lehrbefug- 
nis im Sinne des Absatzes 1 gelten auch Maß- 
nahmen, welche die gleiche Folge kraft Ge- 
setzes gehabt haben. Als Entlassung gelten 
ferner bei verfolgten Angehörigen des öf- 
fentlichen Dienstes in den in § 1 Abs. 2 des 
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehö- 
rige des öffentlichen Dienstes erwähnten Ge- 
bieten die Ablehnung der Weiterverwendung 
und bei Verfolgten, deren Dienstverhältnis 
mit der Ablegung der den Vorbereitungsdienst 
abschließenden Prüfung geendet hat, die 
Nichtübernahme als außerplanmäßiger Be- 
amter. 

(3) §§ 1 bis 14, 64 finden Anwendung. 

§ 100 

Anspruch auf Entschädigung besteht nicht, 
wenn eine gleiche Maßnahme aus beamten- 
oder tariflichen Gründen, die nicht mit natio- 
nalsozialistischen Gewaltmaßnahmen im Zu- 
sammenhang stehen, nach heutiger Rechtsauf- 
fassung gerechtfertigt gewesen wäre. Die Ver- 
heiratung einer verfolgten Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes ist kein beamten- oder 
tarif rechtlicher Grund im Sinne des Satzes 1. 

§ 101 

Ist eine Maßnahme nach § 99 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 durch Strafurteil oder durch Dienst- 
strafurteil ausgesprochen worden oder ist sie 
die gesetzliche Folge eines solchen Urteils, so 
findet § 44 entsprechende Anwendung. Der 
Aufhebung des Urteils steht die Beseitigung 
der beamten- oder versorgungsrechtlichen Fol- 
gen des Urteils im Gnadenwege gleich. 


b) Beamte 

§ 102 

(1) Der Beamte, dem auf Grund einer der 
in § 99 Abs. 1 Nr. 1 genannten Maßnahmen 
Dienstbezüge entgangen sind, hat Anspruch 
auf eine Kapitalentschädigung, wenn er 

1. keine Versorgungsbezüge erhalten hat, in 
Höhe von drei Vierteln der ihm zuletzt ge- 
währten Dienstbezüge; 

2. Versorgungs- oder Wartestandsbezüge er- 
halten oder ein niedrigeres Diensteinkom- 
men gehabt hat, insoweit als diese Bezüge 
hinter drei Vierteln der ihm bis zu diesem 
Zeitpunkt gewährten Dienstbezüge zurück- 
geblieben sind. 

(2) Gehaltskürzungen auf Grund der Ver- 
ordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung 
von Wirtschaft und Finanzen vom 1. Dezem- 
ber 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 523), der Zwei- 
ten Verordnung des Reichspräsidenten zur 
Sicherung von Wirtschaft und Finanzen vom 
5. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 282) und 
der Vierten Verordnung des Reichspräsiden- 
ten zur Sicherung von Wirtschaft und Finan- 
zen zum Schutze des inneren Friedens vom 
8. Dezember 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 699) 
werden nur für den Zeitraum berücksichtigt, 
in dem sie für die Reichs- und Bundesbeam- 
ten gegolten haben. 

(3) Befand sich der Beamte im Zeitpunkt 
der Schädigung im Wartestand (einstweiligen 
Ruhestand), so finden Absätze 1 und 2 mit 
der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle einer 
Kapitalentschädigung in Höhe von drei Vier- 
teln der letzten Dienstbezüge eine Kapital 
entschädigung in Höhe von drei Vierteln der 
Wartestandsbezüge tritt. 

(4) Hatte der Beamte im Zeitpunkt der 
Schädigung eine vorgeschriebenc oder übliche 
Laufbahnprüfung abgelegt, aber noch keine 
planmäßige Anstellung erlangt, so finden Ab- 
sätze 1 und 2 mit der Maßgabe Anwendung, 
daß an Stelle einer Kapitalentschädigung in 
Höhe von drei Vierteln der letzten Dienst- 
bezüge eine Kapitalentschädigung in Höhe 
von drei Vierteln der Dienstbezüge der Ein- 
gangsstufc seiner Dienstlaufbahn tritt. Dies 
gilt auch im Falle der Nichtübernahme als 
außerplanmäßiger Beamter (§ 99 Abs. 2 
Satz 2). 

(5) § 75 Abs. 1 und 2 findet entsprechende 
Anwendung. 
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§ 103 

Ruhestandsbeamte, Witwen und Waisen, 
denen Versorgungsbezüge ganz oder teil- 
weise vorenthalten worden sind (§ 99 Abs. 1 
Nr. 2), haben Anspruch auf eine Kapitalent- 
schädigung in Höhe der entgangenen Versor- 
gungsbezüge. 

§ 104 

(1) Ein versorgungsberechtigter Hinterblie- 
bener eines verfolgten Beamten oder Versor- 
gungsempfängers, der als Folge einer gegen 
den Verfolgten gerichteten Maßnahme (§ 99 
Abs. 1 Nr. 1 und 2) keine oder nur gekürzte 
Versorgungsbezüge erhalten hat, hat Anspruch 
auf eine Kapitalcntschädigung in Höhe der 
nach den allgemeinen beamtenrechtlichcn Vor- 
schriften sich ergebenden Hinterbliebenen- 
bezüge unter Zugrundelegung der Kapitalent- 
schädigung, die dem Verfolgten nach den 
§§ 102, 103 zugestanden hätte. 

(2) Es genügt, daß der versorgungsbercch- 
tigte Hinterbliebene die Voraussetzungen des 
§ 4 erfüllt. Im übrigen finden §§ 5 bis 14 ent- 
sprechende Anwendung. 

§ 105 

Bei einem Beamten oder Versorgungs- 
empfänger, der auf Grund mehrerer aufein- 
anderfolgender Maßnahmen (§ 99 Abs. 1 
Nr. 1 und 2) geschädigt worden ist, bemißt 
sich die Kapitalentsdiädigung nach dem 
Rechtsverhältnis im Zeitpunkt der ersten 
Schädigung. War der Beamte im Zeitpunkt 
einer späteren Maßnahme entsprechend seiner 
früheren Rechtsstellung wiederverwendet, so 
bemißt sich die Kapitalentschädigung für die 
Folgezeit nach dem letzten Dienstverhältnis. 

§ 106 

Für die Bemessung der Entschädigung nach 
§§ 102 bis 105 sind die Vorschriften des für 
die Bundesbeamten am 1. April 1951 gelten- 
den Besoldungs- und Versorgungsrechts an- 
zuwenden. Dabei sind die Dienstbezüge nur 
insoweit zugrunde zu legen, als sie ruhe- 
gehaltfähig wären. 

§ 107 

(1) Auf die Kapitalentschädigung nach 
§§ 102 bis 106 sind für den gleichen Zeit- 
raum gewährte Versorgungsbezüge, Kapital- 
abfindungen, Unterhaltsbciträge, Zuwendun- 
gen und ähnliche Leistungen aus deutschen 


öffentlichen Mitteln mit Ausnahme von Lei- 
stungen aus der Arbeitslosenversicherung und 
der Arbeitslosenfürsorge in vollem Umfange 
anzurechnen. Bezüge, die bei der Bemessung 
der Kapitalentschädigung bereits berücksich- 
tigt sind (§ 102 Abs. 1 Nr. 2, §§ 103, 104) 
bleiben bei der Anrechnung außer Betracht. 

(2) Ein Berechtigter, der durch anderv/eitige 
Verwertung seiner Arbeitskraft ein Einkom- 
men erzielt hat, erhalt die Kapitalcntschädi- 
gung insoweit, als diese zusammen mit dem 
Einkommen und den in Absatz 1 genannten 
Leistungen 

1. bei einem entlassenen, vorzeitig in den 
Ruhestand oder in den Wartestand ver- 
setzten Beamten das Diensteinkommen, das 
der Beamte bei Belassung im Dienst in 
regelmäßiger Dienstlaufbahn erreicht hätte, 

2. bei einem Ruhe- oder Wartestandsbeamten 
die dem Ruhegehalt oder Wartegeld zu- 
grunde liegenden ruhegehaltfähigcn Dienst- 
bezüge, 

3. bei einer Witwe 75 vom Hundert der 
Dienstbezüge nach Nummer 2, 

4. bei einer Waise 40 vom Hundert der 
Dienstbezüge nach Nummer 2 

nicht übersteigt. Dabei ist Einkommen, das 
vor dem 1. Juli 1948 erzielt worden ist, nicht 
zu berücksichtigen. 

c) Berufssoldaten 

§ 108 

(1) §§ 102 bis 107 finden auf Berufssol- 
daten der früheren Wehrmacht sowie ihre 
Hinterbliebenen entsprechende Anwendung. 

(2) Für die Bemessung der ruhegchaltfähi- 
gen Dienstbezüge nach den BesoldungsordnuiiT 
gen A und B ist die zu § 20 Abs. 1 Nr. 2 des 
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehö- 
rige des öffentlichen Dienstes als Anlage beir 
gefügte Tabelle maßgebend. Die Festsetzung 
des Besoldungsdienstalters in den Besoldungs- 
gruppen der Besoldungsordnung A bestimmt 
sich, insbesondere für die Frage, welche Be- 
züge als ruhegehaltfähige Dienstbezüge zu gel- 
ten haben, nach den für Beamte geltenden 
Vorschriften des Rcichsbesoldungsgesetzes ge- 
mäß der Verordnung zur Durchführung des 
§ 20 des Gesetzes zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes. 
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(3) Zur früheren Wehrmacht gehören die 
Wehrmacht im Sinne des Wehrgesetzes vom 
21. Mai 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 609), die 
Reichswehr und die alte Wehrmacht (Heer, 
Marine, Schutztruppe). 


d) Angestellte und Arbeiter 

§ 109 

§§ 102 bis 107 finden auf Angestellte und 
Arbeiter (§ 99 Abs. 1 Nr. 3), die einen ver- 
traglichen Anspruch auf Versorgung nach be- 
amtenrechtlichen Grundsätzen oder auf Ruhe- 
lohn haben, sowie auf ihre Hinterbliebenen 
entsprechende Anwendung. 

§ 110 

(1) §§ 87, 88, 90 bis 98 finden auf An- 
gestellte und Arbeiter (§ 99 Abs. 1 Nr. 3), die 
keinen vertraglichen Anspruch auf Versorgung 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen oder auf 
Ruhelohn haben, sowie auf ihre Hinterblie- 
benen entsprechende Anwendung. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Angestellten 
und Arbeiter sowie ihre Hinterbliebenen 
haben abweichend von § 99 Abs. 1 Anspruch 
auf Entschädigung auch für die Zeit nach dem 
1. April 1950, längstens jedoch bis zu dem 
Zeitpunkt, von dem an sie laufende Bezüge 
nach § 21 a des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts für Angehörige des öffentlichen Dien- 
stes erhalten. 

e) Nichtbeamtete außerordentliche Profes- 
soren und Privatdozenten an den wissen- 
schaftlichen Hochschulen 

§ 111 

(1) Nichtbeamtete außerordentliche Profes- 
soren und Privatdozenten an den wissen- 
schaftlichen Hochschulen (§ 99 Abs. 1 Nr. 4) 
haben Anspruch auf eine Kapitalentschädi- 
gung in Höhe von drei Vierteln der Dienst- 
bezüge, die ihnen zugestanden hätten, wenn 
ihnen im Zeitpunkt der Schädigung eine Diä- 
tendozentur übertragen worden und das Ge- 
setz über die Besoldung der Hochschullehrer 
vom 17. Februar 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 252) in diesem Zeitpunkt bereits in Kraft 
gewesen wäre. 

(2) §§ 104 bis 107 finden entsprechende An- 
wendung. 


C. Dienst bei Religionsgesellsdiaften 

§ 112 

§§ 109, 110, 88 finden auf Verfolgte, die 
im Dienst von Religionsgesellschaften gestan- 
den haben und in diesem Dienst gesdiädigt 
worden sind, sowie auf ihre Hinterbliebenen 
entsprechende Anwendung. Der Anspruch auf 
Entschädigung besteht auch für die Zeit nach 
dem 1. April 1950, längstens jedoch bis zu 
dem Zeitpunkt, von dem an laufende Bezüge 
auf Grund des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts für Angehörige des öffentlichen Dien- 
stes gezahlt werden. 

4. Schädigung in selbständiger und 
unselbständiger Erwerbstätigkeit 

§ 113 

(1) Ist der Verfolgte selbständig und un- 
selbständig erwerbstätig gewesen und ist er 
nur in einer der beiden Erwerbstätigkeiten 
geschädigt worden, so sind für die Entschädi- 
gung nur die diesen Schaden regelnden Vor- 
schriften maßgebend. 

(2) Ist der Verfolgte sowohl in seiner selb- 
ständigen als auch in seiner unselbständigen 
Erwerbs tätigkeit geschädigt worden, so ist 
für den Anspruch auf Kapitalentschädigung 
oder auf Rente entscheidend, aus welcher 
Erwerbstätigkeit er nicht nur vorübergehend 
vlas höhere Einkommen bezogen hat. 

(3) Ist das Einkommen des Verfolgten aus 
seiner selbständigen und seiner unselbstän- 
digen Erwerbstätigkeit annähernd gleich ge- 
wesen, so ist sein Anspruch auf Kapitalent- 
schädigung oder auf Rente wie der eines nur 
selbständig Erwerbstätigen zu behandeln. 

5. Niditaufnahme einer Erwerbstätigkeit 

trotz abgeschlossener Berufsausbildung 

§ 114 

(1) Der Verfolgte, der trotz abgeschlosse- 
ner Berufsausbildung aus den Verfolgungs- 
gründen des § 1 keine dieser Ausbildung ent- 
sprechende Erwerbstätigkeit hat aufnehmen 
können, sowie seine Hinterbliebenen haben 
Anspruch auf Entschädigung nach §§ 66 
bis 86. 

(2) Ist den Umständen nach anzunehmen, 
daß der Verfolgte keine selbständige Er- 


46 



werbstätigkeit hat aufnehmen wollen, so 
haben der Verfolgte sowie seine Hinterblie- 
benen Anspruch auf Entschädigung nach 
§§ 87, 90 bis 98. 

(3) Die Einreihung des Verfolgten in eine 
vergleichbare Beamtengruppe bestimmt sich 
nach seiner Berufsausbildung und nach sei- 
nem mutmaßlichen Einkommen. 

(4) Absätze 1 bis 3 finden keine Anwen- 
dung, wenn der Verfolgte oder seine Hinter- 
bliebenen eine Entschädigung nach § 102 
Abs. 4 Satz 2, §§ 104 bis 107 erhalten. 

6. Sdiaden in der Ausbildung 
§ 115 

(1) Als Schaden im beruflichen Fortkom- 
men im Sinne von § 65 gilt auch der Scha- 
den, den der Verfolgte in seiner Berufsaus- 
bildung oder in seiner vorberuflichen Aus- 
bildung durch Ausschluß von der erstrebten 
Ausbildung oder durch deren erzwungene 
Unterbrechung erlitten hat. 

(2) § 67 gilt sinngemäß mit der Maßgabe, 
daß ein Anspruch nach § 67 Abs. 2 Satz 2 
und 3 von dem Zeitpunkt an besteht, in dem 
der Verfolgte ohne Ausschluß von der er- 
strebten Ausbildung oder ohne deren er- 
zwungene Unterbrechung zur Kassenpraxis 
zugelassen worden wäre. 

S 116 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf eine 
Beihilfe zu den Aufwendungen, die ihm bei 
der Nachholung seiner Ausbildung erwach- 
sen oder erwachsen sind. Die Beihilfe beträgt 
5000 Deutsche Mark. Nachgewiesene höhere 
Ausbildungskosten sind bis zu einem weite- 
ren Betrage von 5000 Deutsche Mark zu er- 
statten. 

(2) Auf die Beihilfe sind Leistungen anzu- 
redinen, die der Verfolgte nach anderen Ge- 
setzen für seine Ausbildung aus deutschen 
öffentlichen Mitteln erhalten hat. § 10 bleibt 
unberührt. 

S 117 

(1) Der Verfolgte hat nach erfolgreich ab- 
geschlossener Ausbildung Anspruch auf ein 
Darlehen. § 69 Abs. 1 und 2 gilt sinngemäß. 

(2) Der Höchstbetrag des Darlehens be- 
trägt 10 000 Deutsche Mark. § 71 findet ent- 
sprechende Anwendung. 


S 118 

(1) Will der Verfolgte die Ausbildung 
nicht nachholen, so hat er als Ersatz für die 
fehlende Ausbildung Anspruch auf eine Ent- 
schädigung in Höhe von 5000 Deutsche 
Mark. 

(2) Hat der Verfolgte mit der Nachholung 
der Ausbildung begonnen, will er aber die 
Ausbildung nicht abschließen, so sind auf die 
Entschädigung nach Absatz 1 die Beihilfe 
und Leistungen, die der Verfolgte nach ande- 
ren Gesetzen für seine Ausbildung aus deut- 
schen öffentlichen Mitteln erhalten hat, an- 
zurechnen. 

S 119 

(1) Kinder, die wegen der Verfolgung 
ihrer Eltern ihre erstrebte Berufsausbildung 
oder ihre vorberufliche Ausbildung nicht 
haben aufnehmen oder beenden können, 
haben, solange für sie nach Beamtenrecht 
Kinderzuschläge gewährt werden können, 
Anspruch auf eine Beihilfe zu den notwendi- 
gen Aufwendungen, die bei der Nachholung 
ihrer Ausbildung erwachsen. Der Anspruch 
besteht nur, soweit die Eltern wegen der 
Verfolgung nicht in der Lage sind, die 
Kosten der Ausbildung aus eigenen Mitteln 
zu bestreiten. 

(2) Es genügt, daß die Kinder die Voraus- 
setzungen des § 4 erfüllen. Im übrigen fin- 
den §§ 5 bis 14 entsprechende Anwendung. 

(3) Die Beihilfe wird in Teilbeträgen ge- 
zahlt, die dem Bedarf während der Dauer 
der Ausbildung entsprechen. Die Beihilfe 
darf für jedes Kind den Betrag von insge- 
samt 5000 Deutsche Mark nicht übersteigen. 
§116 Abs. 2 findet entsprechende Anwen- 
dung. 

7. Zusammentreffen von Ansprüchen auf 
Entschädigung für Schaden im beruflichen 
Fortkommen mit Ansprüchen auf Ent- 
sdiädigung für Schaden an Leben, Körper 
oder Gesundheit 

S 120 

Hat der Hinterbliebene eines Verfolgten 
Anspruch auf Rente für Schaden im beruf- 
lichen Fortkommen nach §§ 85, 86 oder 
§§ 97, 98 und Anspruch auf Rente für Scha- 
den an Leben, so erhält er die höhere Rente 
in voller Höhe und 25 vom Hundert der 
niedrigeren Rente. 
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§ 121 

(1) Hat der Verfolgte für denselben Ent- 
sdiädigungszeitraum Anspruch auf Kapital- 
entschädigung oder auf Rente für Schaden 
im beruflichen Fortkommen sowie Anspruch 
auf Rente und auf Kapitalentschädigung für 
Sdiaden an Körper oder Gesundheit, so er- 
hält er die Entschädigung für den Schaden, 
auf den sich der höhere Anspruch gründet, 
in voller Höhe und 25 vom Hundert der 
Entschädigung für den Schaden, auf den sich 
der niedrigere Anspruch gründet. 

(2) Bei der Bemessung des Anspruchs für 
Schaden im beruflichen Fortkommen bleibt 
außer Betracht, daß der Verfolgte wegen des 
Schadens an Körper oder Gesundheit nicht 
voll leistungsfähig war oder ist. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten nicht in den 
Fällen der §§ 115 bis 119. 


§ 122 

(1) Ist die Entschädigung für den Scha- 
den, auf den sich der niedrigere Anspruch 
gründet, durch unanfechtbaren Bescheid oder 
rechtskräftige gerichtliche Entscheidung be- 
reits festgesetzt worden, so ist diese Entschä- 
digung in Höhe von 75 vom Hundert auf 
die Entschädigung für den Schaden anzurech- 
nen, auf den sich der höhere Anspruch grün- 
det. 

(2) Absatz 1 gilt auch dann, wenn die Ent- 
schädigung für den Schaden, auf den sich der 
niedrigere Anspruch gründet, auf aridere 
Weise, insbesondere durch Vergleich oder 
Abfindung, geregelt worden ist. 


8, Hödistbetrag der Kapitalentsdiädigung 
§ 123 

(1) Die Kapitalentschädigung für Schaden 
im beruflichen Fortkommen darf für den 
einzelnen Verfolgten insgesamt den Betrag 
von 40 000 Deutsche Mark nicht übersteigen. 

(2) Die Beihilfe und die Entschädigung für 
Schaden in der Ausbildung sowie die Ent- 
schädigung nach § 19 des Gesetzes zur Rege- 
lung der Wiedergutmachung nationalsozia- 
listischen Unrechts für Angehörige des 


öffentlichen Dienstes sind in den Höchst- 
betrag einzurechnen. 

§ 124 

Soweit nach §§99 bis 109, 111 ein versor- 
gungsberechtigter Hinterbliebener Anspruch 
auf Entschädigung hat, mindert sich der 
Höchstbetrag des § 123 In dem Verhältnis, 
in dem nach versorgungsrechtlichen Vor- 
schriften die Hinterbliebenenbezüge zu dem 
Ruhegehalt oder Ruhelohn des verstorbenen 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
stehen. 

§ 125 

Der Höchstbetrag des § 123 gilt auch 
dann, wenn Kapitalentschädigungen nach 
§§ 99 bis 109, 111 aus einem Dienstverhält- 
nis zugunsten mehrerer Berechtigter zu zah- 
len sind. 


9. Ermächtigung der Bundesregierung zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen 

§ 126 

(1) Die Bundesregierung wir^ ermächtigt, 
zur Durchführung der §§ 65 bis 98 sowie der 
§§ HO bis 122 Rechtsverordnungen zu er- 
lassen. Hierbei kann sie als Grundlage für 
die Berechnung der Kapitalentschädigungen 
und der Renten Bestimmungen über die 
Einreihung des Verfolgten in eine seiner Be- 
rufsausbildung und seiner wirtschaftlichen 
Stellung innerhalb der letzten drei Jahre vor 
der Schädigung vergleichbare Beamtengruppe 
mit aufsteigenden Gehältern treffen und Ta- 
bellen für das durchschnittliche Dienstein- 
kommen und die durchschnittlichen Versor- 
gungsbezüge der Bundesbeamten des ein- 
fachen, mittleren, gehobenen und höheren 
Dienstes, nach Lebensaltersstufen gegliedert, 
aufstellen. Für die anrechmmgsfähigen Be- 
träge können Pauschsätze bestimmt werden. 
Ferner kann die Bundesregierung nähere Be- 
stimmungen für die Berechnung der in §§ 93 
bis 98 bezeichneten Renten treffen. 

(2) Die Bundesregierung wird ferner er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung die mo- 
natlichen Höchstbeträge der Rente nach § 83 
Abs. 2, § 95 Abs. 1 angemessen zu erhöhen, 
wenn sich die Dienst- und Versorgungs- 
bezüge der Bundesbeamten auf Grund ge- 
setzlicher Vorschriften erhöhen. 
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IIL Schaden im 

wirtschaftlichen Fortkommen 

1. Schaden an einer Versicherung außerhalb 
der Sozialversicherung 

§ 127 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung, wenn er als Versicherungsneh- 
mer oder als Bezugsberechtigter den Schutz 
einer Lebensversicherung (Kapital- oder Ren- 
tenversicherung), die bei einer privaten oder 
öffentlich-rechtlichen Versicherungseinrich- 
tung außerhalb der Sozialversicherung ge- 
nommen worden ist, ganz oder teilweise da- 
durch verloren hat, daß ein satzungs- oder 
bedingungsgemäß bestehender Anspruch auf 
eine Versidierungsleistung oder Gefahrtra- 
gung beeinträchtigt worden ist. 

(2) Ein nicht verfolgter Bezugsberechtig- 
ter hat Anspruch auf Entschädigung, wenn 
der Versicherungsnehmer Verfolgter ist und 
der Bezugsberechtigte Ehegatte des Verfolg- 
ten ist oder im Falle der gesetzlichen Erb- 
folge zu den Erben der ersten oder zweiten 
Ordnung gehören würde. Es genügt, daß der 
Bezugsberechtigte die Voraussetzungen des 
§ 4 erfüllt. Im übrigen finden die §§ 5 bis 
14 entsprechende Anwendung. 

§ 128 

(1) Entschädigung für Schaden an einer 
Lebensversicherung, die eine Kapitalleistung 
zum Gegenstand hat, wird in der Weise ge- 
leistet, daß der Berechtigte als Kapitalent- 
schädigung die Leistungen einschiließlich 
einer etwaigen Altsparerentschädigung er- 
hält, die ihm ohne die Schädigung nach dem 
Versidierungsverhältnis zugestanden hätten 
oder zustehen würden, Leistungen auf 
Grund von Verbindlichkeiten, die auf 
Reichsmark lauteten oder nach den vor der 
Währungsumstellung in Geltung gewesenen 
Vorschriften in Reichsmark zu erfüllen ge- 
wesen wären, werden unter Anwendung der 
aus Anlaß der Neuordnung des Geldwesens 
erlassenen Gesetze und Verordnungen be- 
rechnet. 

(2) Nicht entriditete Prämien sowie Rück- 
vergütungen und andere Leistungen des Ver- 
sicherers an den Versicherungsnehmer, den 
Bezugsberechtigten oder an einen sonst zum 
Empfang der Versicherungsleistung Berech- 
tigten werden auf die Kapitalentschädigung 


mit der Maßgabe angerechnet, daß Reichs- 
markbeträge Im Verhältnis 10 : 1 In Deutsche 
Mark umgerechnet werden. Ein zum Emp- 
fang der Versicherungsleistung Berechtigter 
im Sinne des Satzes 1 ist nicht das Deutsche 
Reich oder ein deutsches Land, wenn diese 
die Versidierungsleistung Im Zuge national- 
sozialistischer Gewaltmaßnahmen in Emp- 
fang genommen haben. Zinsen werden nicht 
berechnet. 

(3) Sind auch die Ansprüche aus der Prä- 
mienreserve verlorengegangen, so erhält der 
Bereditigte an Stelle der Kapitalentschädi- 
gung nach Absatz 1 als Kapitalentschädigung 
die Rückvergütung, die sich im Zeitpunkt 
des Beginns der schädigenden Einwirkung 
von nationalsozialistischen Gewaltmaßnah- 
men auf das Versidierungsverhältnis nach 
den Versicherungsbedingungen ergeben 
hätte, sofern dies für den Berechtigten gün- 
stiger ist. Der Reichsmarkbetrag der Rück- 
vergütung ist im Verhältnis 10:2 in Deut- 
sche Mark umzurechnen. Leistungen des 
Versicherers werden auf die Kapitaleiitsdiä- 
dlgung mit der Maßgabe angerechnet, daß 
Reichsmarkbeträge im Verhältnis 10:1 in 
Deutsche Mark umgerechnet werden. 

§ 129 

(1) Entschädigung für Schaden an einer 
Lebensversicherung, die eine Rentenleistung 
zum Gegenstand hat, wird in der Weise ge- 
leistet, daß der Berechtigte als Rente die 
Leistungen einschließlidi einer etwaigen Alt- 
sparerentschädigung oder einer Leistung nach 
dem Rentenaufbesserungsgesetz erhält, die 
ihm ohne die Schädigung nach dem Versiche- 
rungsverhältnis zugestanden hätten oder zu- 
stehen würden. Leistungen auf Grund von 
Verbindlichkeiten, die auf Reichsmark lau- 
teten oder nach den vor der Währungsuni- 
stellung in Geltung gewesenen Vorschriften 
in Reichsmark zu erfüllen gewesen wären, 
werden unter Anwendung der aus Anlaß 
der Neuordnung des Geldwesens erlassenen 
Gesetze und Verordnungen berechnet. 

(2) Nicht entrichtete Prämien sowie Rück- 
vergütungen oder andere Leistungen des 
Versicherers an den Versicherungsnehmer, 
den Bezugsberechtigten oder an einen sonst 
zum Empfang der Versicherungsleistung Be- 
rechtigten werden auf die Rente mit der 
Maßgabe angerechnet, daß Reichsmarkbe- 
träge Ini Verhältnis 10 : 1 in Deutsche Mark 
umgerechnet werden. Ein zum Empfang der 
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Versicherungsleistung Berechtigter Im Sinne 
des Satzes 1 Ist nicht das Deutsche Reich 
oder ein deutsches Land, wenn diese die 
Versicherungslelstung Im Zuge nationalsozia- 
listischer Gewaltmaßnahmen In Empfang ge- 
nommen haben. Zinsen werden nicht be- 
rechnet. Die Summe der anzurechnenden Be- 
träge Ist dem Versicherungsverhältnis ent- 
sprechend zu verrenten. Die Rente nach Ab- 
satz 1 Ist um die so ermittelten Beträge zu 
kürzen. 

(3) An Stelle der Rente nach Absatz 1 er- 
hält der Berechtigte als Entschädigung die 
Leistungen, die er erhalten würde, wenn die 
Versicherung Im Zeitpunkt des Beginns der 
schädigenden Einwirkung von nationalsozia- 
listischen Gewaltmaßnahmen auf das Ver- 
sicherungsverhältnis In eine beitragsfreie 
Versicherung umgewandelt worden wäre, so- 
fern dies für den Berechtigten günstiger Ist. 
Leistungen des Versicherers werden nach 
Absatz 2 auf diese Rente angerechnet. 

(4) Renten bis zu einem Monatsbetrag von 
zehn Deutsche Mark sind nach dem Bewer- 
tungsgesetz zu kapitalisieren; sie sind mit 
dem kapitalisierten Betrag abzugelten. 

(5) Rentenlelstungen, die nach dem Ver- 
sicherungsverhältnis zu bewirken waren und 
seit Eintritt des Versicherungsfalles rück- 
ständig sind, werden In einer Summe unver- 
zlnst nachgezahlt. 

§ 130 

(1) Stehen dem Berechtigten nach den 
Rechtsvorschriften zur Rückerstattung fest- 
stellbarer Vermögensgegenstände und den 
Rechtsvorschriften zur Regelung der rück- 
erstattungsrechtllchen Geldverblndllchkelten 
des Deutschen Reiches und gleichgestellter 
Rechtsträger Ansprüche gegen das Deutsche 
Reich oder ein deutsches Land zu, so kann 
er eine Entschädigung nach §§ 128, 129 nur 
gegen Abtretung dieser Ansprüche bis zur 
Höhe der Entschädigung an das leistende 
Land verlangen. Ein Verzicht des Berechtig- 
ten auf den Rückerstattungsanspruch hat 
gegenüber dem leistenden Land keine Wir- 
kung. 

(2) Hat der Berechtigte im Wege der 
Rückerstattung Leistungen erhalten, so Ist 
der Wert dieser Leistungen im Falle des 
§128 auf die Kapitalentschädigung und im 
Falle des § 129 auf die rückständigen Ren- 
tenleistungen und die laufende Rente voll 
anzurechnen. Anzurechnen sind auch Vor- 


leistungen und Darlehen, die mit der Maß- 
gabe einer Verrechnung nach Regelung der 
rückerstattungsrechtlichen Geldverbindlich- 
kelten des Deutschen Reiches und gleichge- 
stellter Rechtsträger gewährt worden sind. 

§ 131 

Hat der Versicherer fällige Ansprüche im 
Zuge der Verfolgung nicht erfüllt, so bestim- 
men sich die Ansprüche des Berechtigten aus- 
schließlich nach den allgemeinen Rechtsvor- 
schriften. Der Berechtigte kann jedoch Ent- 
schädigung nach §§ 127 bis 130 verlangen, 
soweit die Verfolgung dazu geführt hat, daß 
er die Erfüllung eines Anspruchs auf eine 
Kapital- oder eine Rentenleistung durch den 
Versicherer nicht mehr erlangen kann. 

§ 132 

Für Schäden an anderen als den In §§ 127 
bis 129 behandelten Versicherungen wird 
keine Entschädigung nach diesem Gesetz ge- 
leistet. 

§ 133 

(1) Die Entschädigung nach §§ 127 bis 130 
darf für den einzelnen Versicherungsnehmer 
oder die Bezugsberechtigten insgesamt 25 000 
Deutsche Mark nicht übersteigen. Dies gilt 
auch dann, wenn ein Versicherungsnehmer 
oder ein Bezugsberechtigter an mehreren 
Versicherungen geschädigt worden ist. 

(2) Der Kapitalwert der Rente ist unter 
entsprechender Anwendung des Bewertungs- 
gesetzes zu errechnen. 

2. Versorgungsschäden 

§ 134 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf En- 
schädigung, wenn ihm als Arbeitnehmer im 
privaten Dienst für den Fall des Alters oder 
der Arbeitsunfähigkeit oder als Hinterblie- 
benen eines solchen Arbeitnehmers Versor- 
gungsleistungen zustanden oder in Aussicht 
gestellt waren und wenn er In dieser Ver- 
sorgung geschädigt worden ist. 

(2) Anspruch auf Entschädigung hat auch 
der Hinterbliebene eines Verfolgten, wenn 
er als Folge einer gegen diesen gerichte- 
ten nationalsozialistischen Gewaltmaßnahme 
keine oder nur eine gekürzte Versorgung er- 
halten hat oder erhält. Es genügt, daß der 
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Hinterbliebene die Voraussetzungen des § 4 
erfüllt. Im übrigen finden §§ 5 bis 14 ent- 
sprechende Anwendung. 

§ 135 

(1) Der Anspruch auf Entschädigung ent- 
fällt, 

1. soweit der Berechtigte von dem Versor- 
gungspflichtigen oder dessen Rechtsnach- 
folger wieder Versorgungsleistungen er- 
hält; 

2. soweit durch rechtskräftige gerichtliche 
Entscheidung oder wenn durch Vergleich 
festgestellt ist, daß der Versorgungspflich- 
tige oder dessen Rechtsnachfolger zu Ver- 
sorgungsleistungen an den Berechtigten 
verpflichtet ist; 

3. wenn der Berechtigte nach dem 8. Mai 
1945 gegenüber dem Versorgungspflichti- 
gen oder dessen Rechtsnachfolger auf die 
Versorgungsleistungen verzichtet hat oder 
für diese Leistungen abgefunden worden 
ist; 

4. soweit der Berechtigte auf Grund eines 
nach der Schädigung begründeten Dienst- 
oder Arbeitsverhältnisses Versorgungslei- 
stungen erhält, 

(2) Der Anspruch entfällt auch dann, wenn 
der Verfolgte In seiner selbständigen und un- 
selbständigen Erwerbstätigkeit geschädigt 
worden Ist, aber als selbständig Erwerbstäti- 
ger entschädigt wird; das gleiche gilt für die 
Hinterbliebenen eines solchen Verfolgten. 

§ 136 

(1) Als Entschädigung erhält der Berech- 
tigte die Leistungen, die Ihm bei Eintritt des 
Versorgungsfalles ohne die Schädigung zuge- 
standen hätten oder zustehen würden. 

(2) Ist der Versorgungsfall vor dem 1. No- 
vember 1952 eingetreten und hat die Ver- 
sorgung in einer Rente bestanden, so erhält 
der Berechtigte für die Zeit vor dem 1. No- 
vember 1953 eine Entschädigung in Höhe 
der Rentenbezüge eines Jahres. 

(3) Renten bis zu einem Monatsbetrag von 
zehn Deutsche Mark sind nach dem Bewer- 
tungsgesetz zu kapitalisieren; sie sind mit 
dem kapitalisierten Betrage abzugelten. 

§ 137 

(1) Die Entschädigung nach §§ 134 bis 136 
darf für den einzelnen Verfolgten und für 


seine Hinterbliebenen Insgesamt 25 000 Deut- 
sche Mark nicht übersteigen. 

(2) Der Kapitalwert der Rente Ist unter 
entsprechender Anwendung des Bewertungs- 
gesetzes zu errechnen. 


3. Schaden in der Sozialversicherung 
§ 138 

Die Wiedergutmachung für Schaden, den 
der Verfolgte oder seine Hinterbliebenen In 
der Sozialversicherung erlitten haben, richtet 
sich nach den hierfür geltenden besonderen 
Rechtsvorschriften, insbesondere nach dem 
Gesetz über die Behandlung der Verfolgten 
des Nationalsozialismus in der Sozialversiche- 
rung; Anträge nach diesen Rechtsvorschrif- 
ten können bis zum Ablauf der Antragsfrist 
des § 189 Abs. 1 gestellt werden. 


4. Schaden in der Kriegsopferversorgung 
§ 139 

Die Wiedergutmachung für Schaden, den 
der Verfolgte oder seine Hinterbliebenen 
In der Kriegsopferversorgung erlitten haben, 
richtet sich nach dem Gesetz über die Be- 
handlung der Verfolgten des Nationalsozia- 
lismus in der Sozialversicherung und nach 
dem Gesetz zur Wiedergutmachung national- 
sozialistischen Unrechts In der Kriegsopfer- 
versorgung für Berechtigte im Ausland; An- 
träge nach diesen Rechtsvorschriften können 
bis zum Ablauf der Antragsfrist des § 189 
Abs. 1 gestellt werden. 

IV. Gemeinsame Vorschriften 
über Vererblichkeit und 
Übertragbarkeit 

§ 140 

(1) Ist der Verfolgte vor Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes verstorben, so Ist der Anspruch 
auf die Ihm zustehende Kapitalentschädigung 
nur vererblich, wenn der Erbe Ehegatte des 
Verfolgten ist oder im Falle der gesetzlichen 
Erbfolge zu den Erben der ersten oder zwei- 
ten Ordnung gehören würde. Satz 1 findet 
in den Fällen der §§ 104, 127 Abs. 2, § 134 
Abs. 2 entsprechende Anwendung. 
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(2) Der Anspruch auf die laufende Rente 
ist weder übertragbar noch vererblich. 

(3) Der Ansprudi auf die Summe der rück- 
ständigen Rentenbeträge ist vor Festsetzung 
oder vor rechtskräftiger gerichtlicher Ent- 
scheidung nur nach Maßgabe des Absatzes 1 
vererblich. 

(4) Der Anspruch auf Entschädigung als 
Ersatz für die fehlende Ausbildung ist vor 
Festsetzung oder vor rechtskräftiger geridit- 
licher Entscheidung weder übertragbar noda 
vererblich. 

(5) Der Anspruch auf Darlehen und der 
Ansprudi auf Beihilfe für Schaden in der 
Ausbildung sind weder übertragbar noch 
vererblich. 

ACHTER TITEL 
Soforthilfe für Rückwanderer 

§ 141 

(1) Der Verfolgte deutscher Staatsangehö- 
rigkeit oder deutscher Volkszugehörigkeit, 
der in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 
8. Mai 1945 aus den Verfolgungsgründen des 
§ 1 ausgewandert ist, deportiert oder aus- 
gewlesen worden ist und seinen letzten 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt In Ge- 
bieten gehabt hat, die am 31. Dezember 1937 
zum Deutschen Reich gehört haben, hat An- 
spruch auf eine Soforthilfe in Höhe von 
6000 Deutsche Mark, wenn er nach dem 
8. Mai 1945 im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes seinen Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt genommen hat oder nimmt. 

(2) Die Soforthilfe ist zur Hälfte mit der 
Entschädigung für Schaden an Eigentum und 
für Schaden an Vermögen zu verrechnen. 

(3) Der Anspruch auf die Soforthilfe ist 
vor Festsetzung oder vor rechtskräftiger ge- 
richtlicher Entscheidung weder übertragbar 
noch vererblich. 

DRITTER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für juristische 
Personen, Anstalten oder Personen- 
vereinigungen 

§ 142 

(1) Eine juristische Person, Anstalt oder 
Personenvereinigung (nichtrechtsfähiger Ver- 


ein, nichtrechtsfähige Gesellschaft des bürger- 
lichen Rechtes oder des Handelsrechtes) 
hat Anspruch auf Entsdiädigung, wenn sie 
durch nationalsozialistische Gewaltmaßnah- 
men geschädigt worden ist. 

(2) Besteht eine der in Absatz 1 genann- 
ten juristischen Personen, Anstalten oder Per- 
sonenvereinigungen nicht mehr und hat sie 
auch keinen Rechtsnachfolger, so kann der 
Anspruch auf Entschädigung von derjenigen 
juristisdicn Person, Anstalt oder Personen- 
vereinigung geltend gemacht werden, die 
nada ihrer Verfassung, Zv/eckbestimmung, 
Zusammensetzung oder organisatorischen 
Stellung und nach ihrer tatsädillchen Betäti- 
gung als Zwecknachfolger anzusehen Ist. 
Rechtsnachfolger Im Sinne des Satzes 1 ist für 
Ansprüche nach § 51 auch eine auf Grund 
rückerstattungsrcchtlicher Vorschriften er- 
richtete Nachfolgeorganisation. 

§ 143 

(1) Der Anspruch auf Entschädigung be- 
steht nur, wenn die juristische Person, An- 
stalt oder Personenvereinigung 

1. am 31. Dezember 1952 ihren Sitz im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gehabt hat 
oder sidi dort der Ort ihrer Verwaltung 
befunden hat, 

2. vor dem 31. Dezember 1952 aus den Ver- 
folgungsgründcn des § 1 ihren Sitz oder 
ihre Verwaltung aus Gebieten, die am 31. 
Dezember 1937 zum Deutschen Reich ge- 
hört haben, in das Ausland verlegt hat, es 
sei denn, daß sich Im Zeitpunkt der Ent- 
scheidung ihr Sitz oder ihre Verwaltung In 
Gebieten befindet, mit deren Regierungen 
die Bundesrepublik Deutschland keine di- 
plomatischen Beziehungen unterhält; § 4 
Abs. 4 findet entsprechende Anwendung. 

(2) Besteht eine juristische Person, Anstalt 
oder Personenvereinigung nicht mehr, so Ist 
der Anspruch auf Entschädigung nur gege- 
ben, wenn sie ihren Sitz oder den Ort ihrer 
Verwaltung in Gebieten gehabt hat, die am 
31. Dezember 1937 zum Deutschen Reich ge- 
hört haben, und wenn sich der Sitz oder der 
Ort der Verwaltung eines Rechts- oder 
Zwecknachfolgers am 3l. Dezember 1952 Im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes befunden hat. 

§ 144 

Der Ansprudi auf Entschädigung besteht 
nicht, wenn mit Wahrscheinlidikeit anzuneh- 
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men ist, daß die juristische Person, Anstalt 
oder Personenvereinigung oder deren Redits- 
oder Zwecknachfolger nach der jetzigen Ver- 
fassung, Zweckbestimmung, Zusammenset- 
zung, organisatorischen Stellung oder tat- 
sächlichen Betätigung nicht verfolgt worden 
wäre. 

§ 145 

(1) Eine juristische Person, Anstalt oder 
Personenvereinigung ist von der Entschädi- 
gung ausgeschlossen, wenn sie nach ihrer 
Verfassung, Zweckbestimmung, Zusammen- 
setzung, organisatorischen Stellung oder tat- 
sächlichen Betätigung 

1. der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 

Vorschub geleistet hat; 

2. nach dem 23. Mai 1949 die freiheitliche de- 
mokratische Grundordnung im Sinne des 

Grundgesetzes bekämpft hat. 

(2) Der Ansprudi auf Entschädigung ist 
verwirkt, wenn nadi Festsetzung oder rechts- 
kräftiger gerichtlicher Entscheidung der Aus- 
sdilleßungsgrund des Absatzes 1 Nummer 2 
eintritt. Die nach Eintritt des Verwirkungs- 
grundes bewirkten Leistungen können zu- 
rückgefordert werden. 

(3) Absätze 1 und 2 finden auf den Rechts- 
oder Zwecknachfolger einer juristischen Per- 
son, Anstalt oder Personenvereinigung An- 
wendung. 

§ 146 

(1) Anspruch auf Entschädigung besteht 
nur für Schaden an Eigentum und für Scha- 
den an Vermögen und nur insoweit, als der 
Schaden im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
eingetreten ist. 

(2) Gemeinschaften, die Einrichtungen von 
Rcligionsgesellschaften oder von diesen an- 
erkannt sind und deren Angehörige sich ver- 
pflichtet haben, durdi ihre Arbeit nicht für 
sich, sondern für die Gemeinschaft zu erwer- 
ben, können als Schaden an Vermögen auch 
den Schaden geltend machen, der der Ge- 
meinschaft durch den Ausfall der Arbeits- 
tätigkeit ihrer Angehörigen entstanden Ist. 

(3) Für Ausfälle an Beiträgen, Spenden 
und ähnlichen Einnahmen wird eine Ent- 
schädigung nicht geleistet. 

§ 147 

Fiat eine juristische Person, Anstalt oder 
Personenvereinigung oder deren Rechts- oder 


Zwecknadifolger nach den Rechtsvorschrif- 
ten für die Übertragung von Organisations- 
vermögen Leistungen erhalten, so besteht der 
Anspruch auf Entschädigung nur insoweit, 
als der Schaden durch diese Leistungen nicht 
ausgeglidien ist. 

§ 148 

(1) Die Flöchstbeträge des § 55 Abs. 1, 
§ 58 gelten auch für die Ansprüche einer ju- 
ristisdien Person, Anstalt oder Personenver- 
einigung oder deren Rechts- oder Zweck- 
nachfolger. 

(2) Zugunsten von verfolgten Religionsge- 
sellsdiaften und ihren Einrichtungen oder 
deren Rechts- oder Zwecknachfolger gelten 
die Flöchstbeträge des § 55 Abs. 1, § 58 für 
jeden einzelnen Vermögensgegenstand, für 
den ein Anspruch auf Entsdiädigung wegen 
Sdiadens an Eigentum oder wegen Schadens 
an Vermögen besteht. Im Falle des § 146 
Abs. 2 gilt der Flöchstbetrag des § 58 für den 
Gesamtschaden, der dem einzelnen Rechts- 
träger entstanden ist. 

(3) FJer Flöchstbetrag kann überschritten 
werden, soweit dies zur Erfüllung der Auf- 
gaben der Religionsgesellschaft oder ihrer 
Einrichtungen oder deren Rechts- oder 
Zwecknachfolger Im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes erforderlich Ist. Daß die Vorausset- 
zungen für eine Überschreitung des Fiöchst- 
betrages vorliegen, ist von der Religions- 
gesellschaft oder ihren Einrichtungen oder 
deren Rechts- oder Zwccknachfolger geltend 
zu machen; der den Fiödistbetrag übersdirei- 
tende Betrag ist an die Religionsgesellschaft 
oder ihre Einrichtungen oder Ihren Rechts- 
oder Zwecknachfolger zu leisten. § 142 Abs. 2 
Satz 2 findet keine Anwendung. 

(4) § 55 Abs. 2 findet entsprechende An- 
wendung. 


VIERTER ABSCHNITT 
Besondere Gruppen von Verfolgten 

ERSTER TITEL 
Grundsatz 

§ 149 

Erfüllen Verfolgte aus den Vertreibungs- 
gebieten sowie verfolgte Staatenlose und 
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Flüchtlinge im Sinne der Genfer Konvention 
und die Hinterbliebenen solcher Verfolgten 
die Voraussetzungen des § 4 nicht, so haben 
sie einen nach Art und Umfang beschränk- 
ten Anspruch auf Entschädigung, 


ZWEITER TITEL 
Verfolgte 

aus den Vertreibungsgebieten 

§ 150 

(1) Der Verfolgte aus den Vertreibungs- 
gebieten, der Vertriebener im Sinne des § 1 
des Bundesvertriebenengesetzes ist, hat An- 
spruch auf Entschädigung für Schaden an 
Körper oder Gesundheit, für Schaden an 
Freiheit, für Schaden durch Zahlung von Son- 
derabgaben und für Schaden im beruflichen 
Fortkommen. § 4 Abs, 2 findet Anwendung. 

(2) Der Hinterbliebene eines Verfolgten, 
der zu dem in Absatz 1 bezeichneten Per- 
sonenkreis gehört, hat Anspruch auf Ent- 
schädigung für Schaden an Leben, Der An- 
spruch besteht auch dann, wenn der Hinter- 
bliebene zu dem in Absatz 1 bezeichneten 
Personenkreis gehört. 

§ 151 

Die Entschädigung für Schaden an Körper 
oder Gesundheit wird nach Maßgabe der 
§§ 28 bis 40 geleistet. 

§ 152 

Die Entschädigung für Schaden an Freiheit 
wird nach Maßgabe der §§ 43 bis 50 geleistet. 

§ 153 

(1) Die Entschädigung für Schaden durch 
Zahlung von Sonderabgaben wird nach Maß- 
gabe der §§ 59, 60 geleistet. Voraussetzung 
ist, daß der Verfolgte vor der allgemeinen 
Vertreibung in das Ausland ausgewandert 
ist. 

(2) Die für Sonderabgaben entrichteten 
Beträge werden bis zu einem Höchstbetrag 
von insgesamt 150 000 Reichsmark berück- 
sichtigt. Der ermittelte Reichsmarkbetrag 
wird im Verhältnis 100:6,5 in Deutsche 
Mark umgerechnet. 

(3) Der Anspruch ist vor Festsetzung oder 
vor rechtskräftiger gerichtlicher Entscheidung 


nur vererblich, wenn der Erbe Ehegatte des 
Verfolgten ist oder im Falle der gesetzlichen 
Erbfolge zu den Erben der ersten oder zwei- 
ten Ordnung gehören würde. 

§ 154 

(1) Die Entschädigung für Schaden im be- 
ruflichen Fortkommen wird nach Maßgabe 
der §§ 64 bis 66, 87, 88, 112, 114 geleistet. 
Voraussetzung ist, daß der Verfolgte vor der 
allgemeinen Vertreibung in das Ausland aus- 
gewandert Ist. 

(2) Die Entschädigung besteht in einer 
Kapitalentschädigung oder in einer Rente, 

§ 155 

Die Kapitalentschädigung beträgt 10 000 
Deutsche Mark. 

§ 156 

(1) Der Verfolgte kann an Stelle der Kapi- 
talentschädigung eine Rente wählen. Voraus- 
setzung für das Wahlrecht ist, daß der Ver- 
folgte im Zeitpunkt der Entscheidung das 
65. Lebensjahr vollendet hat oder in seinem 
Beruf nicht mehr als 50 vom Hundert ar- 
beitsfähig ist; bei Frauen tritt an Stelle des 
65. das 60. Lebensjahr. 

(2) § 84 findet Anwendung. 

(3) Der Monatsbetrag der Rente beträgt 
200 Deutsche Mark. 

§ 157 

(1) Ist der Verfolgte nach Ausübung des 
Wahlrechtes verstorben, so steht der Witwe 
der Anspruch auf eine Rente zu. Im Falle der 
Wiederverheiratung oder des Todes der 
Witwe steht der Anspruch auf eine Rente 
den Kindern zu, solange für sie nach Be- 
amtenrecht Kinderzuschläge gewährt werden 
können. 

(2) Der Monatsbetrag der Rente beträgt 
für die Witwe oder im Falle des Abatzes 1 
Satz 2 für die Kinder insgesamt 150 Deutsche 
Mark; ist nur ein Kind vorhanden, so be- 
trägt der Monatsbetrag der Rente 75 Deut- 
sche Mark. 

(3) Der Anspruch nach Absatz 1 und 2 be- 
steht nicht, wenn die Ehe nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geschlossen worden Ist. 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß für 
den Witwer unter den Voraussetzungen des 
§ 17 Abs. 1 Nr. 2. 
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§ 158 

Für die Vererblichkeit und Übertragbar- 
keit des Anspruchs auf Entschädigung nach 
§§ 154 bis 157 findet § 140 Abs. 1 bis 3 ent- 
sprechende Anwendung. 

§ 159 

Die Entschädigung für Schaden an Leben 
wird nadi Maßgabe der §§15 bis 26, 41 ge- 
leistet. Der Anspruch auf die Kapitalentsdiä- 
digung besteht nur für die Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1949 an. 


DRITTER TITEL 

Staatenlose und Flüchtlinge 
im Sinne der Genfer Konvention 

§ 160 

(1) Der Verfolgte, der bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes Staatenloser oder Flüchtling 
im Sinne der Genfer Konvention vom 
28. Juli 1951 ist und von keinem Staat oder 
keiner zwischenstaatlidien Organisation we- 
gen des erlittenen Schadens durch Zuwen- 
dungen laufend betreut wird oder durch 
Kapitalabfindun^ betreut worden ist, hat 
Anspruch auf Entschädigung für Schaden an 
Körper oder Gesundheit und für Schaden an 
Freiheit. 

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 steht audi 
dem Verfolgten zu, der als Staatenloser oder 
Flüchtling im Sinne der Genfer Konvention 
nadi Beendigung der Verfolgung eine neue 
Staatsangehörigkeit ervv^orben hat. Dies gilt 
nicht, wenn der Verfolgte als Österreicher 
durch die Vereinigung Österreichs mit dem 
Deutschen Reldi die deutsche Staatsangehö- 
rigkeit erworben hatte und durch den Ver- 
lust dieser Staatsangehörigkeit staatenlos ge- 
worden ist. 

(3) Der Fiinterblicbene eines Verfolgten, 
der zu dem in Absatz 1 und 2 bezeichneten 
Personenkreis gehörte, hat Anspruch auf Ent- 
schädigung für Schaden an Leben, Der An- 
spruch besteht auch dann, wenn der Fiinter- 
bliebene zu dem in Absatz 1 und 2 bezeich- 
neten Personenkreis gehört. 

(4) Soweit Ansprüche nach §§ 150 bis 159 
bestehen, verbleibt es bei dieser Regelung. 


§ 161 

Die Entsdiädigung für Schaden an Körper 
oder Gesundheit wird nach Maßgabe der 
§§ 28, 29 Nr. 1 bis 3, §§ 30 bis 37, 39 ge- 
leistet. Der Anspruch auf die Kapitalentschä- 
digung besteht nur für die Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1949 an. 

§ 162 

Die Entsdiädigung für Schaden an Freiheit 
wird nach Maßgabe der §§43 bis 50 geleistet. 

§ 163 

(1) Die Entschädigung für Schaden an 
Leben wird nach Maßgabe der §§ 15, 16 Nr. 1 
und 3, 17 bis 22, 24, 25 geleistet. Der An- 
spruch auf die Kapitalentschädigung besteht 
nur für üle Zeit vom 1. Januar 1949 an. 

(2) Der Anspruch auf die laufende Rente 
ist v/eder übertragbar noch vererblich. Der 
Anspruch auf die Summe der rückständigen 
Rentenbeträge und auf die Kapitalentschädi- 
gung ist vor Festsetzung oder vor rechts- 
kräftiger gerichtlicher Entscheidung weder 
übertragbar noch vererblich. 

§ 164 

(1) Der Verfolgte, der zu dem in § 160 
Abs. 1 und 2 bezeichneten Personenkreis ge- 
hört und bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Staatsangehöriger eines Staates ist, der von 
der Bundesrepublik Deutschland Ersatz für 
Eingliederungskosten erhält, hat nur An- 
spruch auf Entschädigung für Schaden an 
Freiheit. 

(2) Der Filnterbliebene, der zu dem In 
§160 Abs. 3 bezeichneten Personenkreis ge- 
hört und bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Staatsangehöriger eines Staates ist, der von 
der Bundesrepublik Deutschland Ersatz für 
Eingliederungskosten erhält, hat nur An- 
spruch auf Rente für Schaden an Leben. 

§ 165 

Reicht die Entschädigung nach §§ 161 bis 
164 unter Berücksichtigung des Vermögens 
und des sonstigen Einkommens des Verfolg- 
ten zur Bestreitung seines Lebensunterhaltes 
nicht aus, so wird ihm ein angemessener 
Härtcausgleich gewährt. Dies gilt auch dann, 
wenn der Verfolgte zu einem Personenkreis 
gehört, für den Fonds mit besonderer Zweck- 
bestimmung anderweitig vorgesehen sind. 
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§ 166 

§§ 160 bis 165 flmd'en auf Staatenlose, die 
nach Artikel 1 F der Genfer Konvention von 
der Anerkennung als Flüchtlinge ausgeschlos- 
sen wären, keine Anwendung. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Aus Gründen ihrer Nationalität 
Geschädigte 

§ 167 

(1) Personen, die unter der nationalsozia- 
listischen Gewaltherrschaft aus Gründen ihrer 
Nationalität unter Mißachtung der Men- 
schenrechte geschädigt worden und bei In- 
krafttreten dieses Gesetzes Flüchtlinge im 
Sinne der Genfer Konvention vom 28. Juli 
1951 sind, haben Anspruch auf Entschädi- 
gung für einen dauernden Schaden an Kör- 
per oder Gesundheit. 

(2) Von der Entschädigung nach Absatz 1 
ist ausgeschlossen, wer 

1. ein Verbrechen gegen den Frieden, ein 
Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen ge- 
gen die Menschlidikeit im Sinne der inter- 
nationalen Vertragswerke begangen hat; 

2. ein schweres nichtpolitisches Verbrechen 
außerhalb des Aufnahmelandes begangen 
hat, bevor er dort als Flüchtling auf genom- 
men worden ist; 

3. sich Handlungen hat zuschulden kommen 
lassen, die den Zielen und Grundsätzen 
der Vereinten Nationen zuwiderlaufen. 

(3) §§ 6 bis 10, 12 finden entsprechende 
Anwendung. 

§ 168 

(1) Ein dauernder Schaden an Körper oder 
Gesundheit im Sinne des § 167 liegt vor, 
wenn die Erwerbsfähigkeit des Geschädigten 
im Zeitpunkt der Entscheidung noch um 
mindestens 25 vom Hundert beeinträchtigt 
ist und sich voraussichtlich nicht wesentlich 
bessern wird. 

(2) Die Entschädigung besteht in einer 
Rente. Diese beträgt monatlich bei einer Be- 
einträchtigung der Erwerbsfähigkeit 


von 25 bis 49 v. H 100 DM 

von 50 bis 59 v. H 120 DM 


von 60 bis 69 V. H 140 DM 

von 70 bis 79 v. H 160 DM 

von 80 und mehr v. H. ... 200 DM. 


(3) §§ 28, 33 bis 35 finden entsprechende 
Anwendung. 

(4) Der Anspruch auf die laufende Rente 
und auf die Summe der rückständigen Ren- 
tenbeträge ist weder übertragbar noch ver- 
erblich. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Befriedigung 

der Entschädigungsansprüche 

§ 169 

(1) Die durch Geldleistungen zu erfüllen- 
den Ansprüche werden, soweit es sich nicht 
um wiederkehrende Leistungen für zukünf- 
tige Zeitabschnitte handelt, spätestens bis 
zum Ablauf des Rechnungsjahres 1962 be- 
friedigt. 

(2) Die Ansprüche sind sofort fällig. Dies 
gilt nicht für Ansprüche wegen Schadens an 
Eigentum und wegen Schadens an Vermögen 
sowie für Ansprüche auf Leistung einer Kapi- 
talentschädigung wegen Schadens im beruf- 
lichen und im wirtschaftlichen Fortkommen, 
soweit diese Ansprüche den Betrag von je 
10 000 Deutsche Mark übersteigen und so- 
lange der Berechtigte das 60. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat. Diese Ansprüche werden 
am 1. April 1957 fällig. 

(3) Ist der Berechtigte verstorben und der 
Anspruch vererblich, so muß das Alters- 
erfordernis nach Absatz 2 in der Person des 
Erben erfüllt sein. Bei Miterben genügt es, 
daß einer von ihnen das Alterserfordernis 
erfüllt. Ist der Anspruch abgetreten, ver- 
pfändet oder gepfändet, so bleibt für die 
Fälligkeit das Alter des ursprünglich Berech- 
tigten maßgebend. 

§ 170 

(1) Vorschüsse können gewährt werden, 
wenn ein Anspruch wegen eines bestimmten 
Schadens glaubhaft gemacht und die Gewäh- 
rung eines Vorschusses zur Beseitigung einer 
Notlage erforderlich ist, Vorschüsse können 
auch aus sonstigen wichtigen Gründen, die 
einen Vorschuß als billig erscheinen lassen, 
gewährt werden. Der Vorschuß kann in einer 
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einmaligen Leistung oder in einer befristeten 
laufenden Beihilfe bestehen. 

(2) Der Vorschuß ist auf den bevorschuß- 
ten Anspruch anzurechnen. Ist dies nicht 
möglich, so kann der Vorschuß auch auf an- 
dere Ansprüche angerechnet oder zurückge- 
fordert werden. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Härteausgleich 

§ 171 

(1) Zur Milderung von Härten kann Per- 
sonen, deren Schädigung auf die Verfolgungs- 
gründe des § 1 zurückzuführen ist und für 
die Fonds mit besonderer Zweckbestimmung 
nicht anderweitig vorgesehen sind, ein Härte- 
ausgleich gewährt werden. Als Leistungen 
kommen in Betracht Beihilfen zum Lebens- 
unterhalt, zur Durchführung eines Heilver- 
fahrens, zur Beschaffung von Hausrat, zum 
Existenzaufbau und zur Berufsausbildung. 
Zum Existenzaufbau können auch Darlehen 
gegeben werden. Die Leistungen sollen in der 
Regel die in diesem Gesetz vorgesehenen 
Höchstbeträge nicht übersteigen. 

(2) Ein Härteausgleich nach Absatz 1 kann 
auch Personen gewährt werden, die dadurch 
Schaden erlitten haben, daß ihre Versorgungs- 
einrichtung durch nationalsozialistische Ge- 
waltmaßnahmen aufgelöst worden ist, wenn 
sie sich infolge .dieses Schadens in einer Not- 
lage befinden. Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung zu be- 
stimmen, welche Versorgungseinrichtungen 
als durch nationalsozialistische Gewaltmaß- 
nahmen aufgelöst anzusehen sind. 

(3) Ein Härteausgleidi kann ferner gewährt 
werden: 

1. Geschädigten, die ohne vorausgegangenes 
Verfahren nach dem Gesetz zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 529) sterilisiert worden 
sind; 

2. unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen von 
Personen, die unter der nationalsozialisti- 
schen Gewaltherrschaft der Euthanasie zum 
Opfer gefallen sind, wenn anzunehmen ist, 
daß die Hinterbliebenen ohne die Tötung 
des Unterhaltsverpfliditeten von ihm ge- 
genwärtig Unterhalt erhalten würden. 


(4) In besonderen Fällen können Leistun- 
gen auch anerkannten karitativen Organisa- 
tionen oder karitativ tätigen Stellen gewährt 
werden, wenn dies zur Errichtung oder 
Unterhaltung wohltätiger Einrichtungen zu- 
gunsten von Verfolgten erforderlich er- 
scheint. Dies gilt nicht für Organisationen 
oder karitativ tätige Stellen, für die Fonds 
mit besonderer Zweckbestimmung ander- 
weitig vorgesehen sind. 

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Personengruppen, deren Schädigung auf 
die Verfolgungsgründe des § 1 zurückzufüh- 
ren ist, die aber keine räumliche Beziehung 
zum Geltungsbereich dieses Gesetzes haben 
und auch nicht nach §§149 bis 166 anspruchs- 
berechtigt sind, Globalregelungen über die 
Gewährung von Leistungen im Wege des 
Härteausgleichs zu treffen. 

ACHTER ABSCHNITT 
Verteilung der Entschädigungslast 

§ 172 

(1) Die nach diesem Gesetz von den Län- 
dern Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, 
Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nord- 
rhein- Westfalen, BJieinland-Pfalz und Schles- 
wig-Holstein zu leistenden Entschädigungs- 
aufwendungen werden ab 1. April 1956 je 
zur Hälfte vom Bund und von der Gesamt- 
heit dieser Länder getragen. Die vom Land 
Berlin zu leistenden Entschädigungsausgaben 
werden ab 1, April 1956 zu 60 vom Hundert 
vom Bunid, zu 25 vom Hundert von der Ge- 
samtheit der in Satz 1 bezeichnet en Länder 
und zu 15 vom Hundert vom Land Berlin 
getragen. 

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten 
Länder bringen ihre nach Absatz 1 insgesamt 
zu tragenden Anteile an den Entschädigungs- 
aufwendungen nach dem Verhältnis ihrer 
Einwohnerzahl auf. Soweit die Entschädi- 
gungsaufwendungen einzelner Länder den 
hiernach auf sie entfallenden Anteil über- 
steigen, erstattet der Bund diesen Ländern 
den Unterschiedsbetrag; soweit die Entschä- 
digungsaufwendungen einzelner Länder den 
auf sie entfallenden Anteil nicht erreichen, 
führen dieise Länder den Unterschiedsbetrag 
an den Bund ab. 

(3) Entschädigungsaufwendungen sind die 
Entschädigungsausgaben nach Abzug der da- 
mit zusammenhängenden Einnahmen. 
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(4) Der Bundesminister der Finanzen be- 
stimmt nach den Vorschriften der Absätze 1 
und 2 auf Grund von Schätzungen die Höhe 
der vorläufigen Überweisungen und auf 
Grund der Rechnungsergebnisse die Höhe der 
endgültigen Überweisungen und das Über- 
weisungsverfahren durch Rechtsverordnung. 
§ 7 Abs. 1 Satz 1 des Länderfinanzausgleichs- 
gesetzes vom 27. April 1955 (Bundes- 
gesctzbl. I S. 199) und § 6 des Vierten Über- 
leitungsgesetzes vom 27. April 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 189) gelten entsprechend. 


NEUNTER ABSCHNITT 
Entschädigungsorgane und Verfahren 


ERSTER TITEL 
Entschädigungsorgane 

§ 173 

Entschädigungsorgane sind 

1. die Entschädigungsbehörden der Länder, 

2. die Entschädigungsgerichte. 

§ 174 

Das Entschädigungsverfahren gliedert sich 
in 

1. das Verfahren bei den Entschädigungsbe- 
hörden, 

2. das Verfahren vor den Entschädigungsge- 
richten, soweit das Verfahren bei den Ent- 
schädigungsbehörden keine Erledigung ge- 
funden hat. 

ZWEITER TITEL 
Gemeinsame Verfahrensvorschriften 

§ 175 

(1) Für die nach diesem Gesetz zu treffen- 
den Entscheidungen sind die Entschädigungs- 
organe zuständig. 

(2) Über die Erteilung der Genehmigun- 
gen, Zulassungen, Bezugsberechtigungen und 
Befreiungen nach §§ 67, 115 Abs. 2 entschei- 
det die fachlich zuständige oberste Behörde. 


(3) Im Falle des Absatzes 2 haben die Ent- 
schädigungsorgane nur über die Vorausset- 
zungen des Anspruchs nach diesem Gesetz 
zu entscheiden. Diese Entscheidung ist für die 
fachlich zuständige oberste Behörde und die 
Verwaltungsgerichte bindend. Ist streitig, ob 
für den Anspruch die Voraussetzungen nach 
diesem Gesetz gegeben sind und hängt hier- 
von die Entscheidung der fachlich zuständi- 
gen obersten Behörde oder der Verwaltungs- 
gerichte ab, so ist das Verfahren bis zur Ent- 
scheidung der Entschädigungsorgane auszu- 
setzen. 

§ 176 

(1) Die Entschädigungsorgane haben von 
Amts wegen alle für die Entscheidung erheb- 
lichen Tatsachen zu ermitteln und alle erfor- 
dcrliclien Beweise zu erheben. 

(2) Kann der Beweis für eine Tatsache in- 
folge der Lage, in die der Antragsteller durch 
nationalsozialistische Gewaltmaßnahmen ge- 
raten ist, nicht vollständig erbracht werden, 
so können die Entschädigungsorgane diese 
Tatsache unter Würdigung aller Umstände 
zugunsten des Antragstellers für festgestcllt 
erachten. Ebenso ist zu verfahren, wenn Ur- 
kunden verlorengegangen, Zeugen verstor- 
ben oder unauffindbar sind oder wenn die 
Vernehmung des Antragstellers oder eines 
Zeugen mit Schwierigkeiten verbunden ist, 
die ln keinem Verhältnis zu der Bedeutung 
der Aussage stehen. 

§ 177 

Vergleiche sind zulässig. 

§ 178 

Für die Ansprudasberechtigung nach die- 
sem Gesetz oder nach weltergehendem Lan- 
desrecht im Sinne von § 228 Abs. 2 ist eine 
auf Landesrecht beruhende Anerkennung als 
Verfolgter nicht erforderlich. Die Entsdiei- 
dung der für die Anerkennung zuständigen 
Behörden ist für die Entschädigungsorgane 
nicht bindend. 

§ 179 

(1) Das Entschädigungsverfahren ist mit 
besonderer Beschleunigung durchzuführen. 

(2) Ansprüche von Antragstellern, die über 
60 Jahre alt oder bedürftig oder durch 
Krankheit oder durch Gebredien in ihrer 
Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 vom 
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Hundert gemindert sind, sollen mit Vorrang 
vor allen anderen Ansprüchen behandelt 
werden. 

§ 180 

(1) Hat ein Verfolgter seinen letzten be- 
kannten Aufenthalt in Gebieten, die am 
31. Dezember 1937 zum Deutschen Reich ge- 
hört haben oder in einem vom Deutschen 
Reich oder seinen Verbündeten beherrsch- 
ten oder besetzten Gebiet gehabt und ist sein 
Aufenthalt seit dem 8. Mai 1945 unbekannt, 
so wird vermutet, daß er am 8. Mai 1945 
verstorben ist, es sei denn, daß nach dem 
Verschollenheitsgesetz oder nach anderen 
Rechtsvorschriften bereits ein anderer Zeit- 
punkt des Todes festgestellt worden ist. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 kann im Entschädigungsverfahren 
ein anderer Zeitpunkt als der des 8. Mai 1945 
festgestellt werden, wenn nach den Umstän- 
den des Einzelfalles, ohne daß es weiterer Er- 
mittlungen bedarf, ein anderer Zeitpunkt des 
Todes wahrscheinlich ist. 


§ 181 

(1) Im Entschädigungsverfahren soll von 
der Vorlage eines Erbsdieins abgesehen wer- 
den, wenn die Erbberechtigung auch ohne 
Vorlage eines Erbscheins nachweisbar ist. 

(2) Verlangen die Entschädigungsorganc 
die Vorlage eines Erbscheins, so hat das 
Nachlaßgericht auf Antrag des Erben einen 
Erbschein für den Entschädigungsansprucli 
zu erteilen; hierbei hat das Nachlaßgericht 
nicht zu prüfen, ob der Erbe nach diesem 
Gesetz entschädigungsberechtigt ist. In dem 
Erbschein ist anzugeben, ob der Erbe Ehe- 
gatte des Verfolgten oder ob und wie er mit 
ihm verwandt war. Für die Erteilung eines 
solchen Erbscheins ist die Todesvermutung 
des § 180 Abs. 1 oder, falls im Entschädi- 
gungsverfahren nach ^ 180 Abs. 2 ein an- 
derer Zeitpunkt des Todes festgestellt wor- 
den ist, diese Feststellung maßgebend. 

(3) Die Erteilung des Erbscheins für den 
Entschädigungsanspruch einschließlich des 
vorausgegangenen Verfahrens ist gebühren- 
frei. § 99 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung über 
die Kosten in Angelegenheiten der freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit und der Zwangsvoll- 
streckung in das unbewegliche Vermögen 
(Kostenordnung) bleibt unberührt. 


'§ 182 

(1) Bei der Regelung der Ansprüche auf 
Entschädigung für Schaden an einer Versiche- 
rung außerhalb der Sozialversicherung sind 
die beteiligten Versicherungseinrichtungen 
auf Verlangen der Entschädigungsorgane zur 
Mitwirkung verpflichtet; sie haben insbeson- 
dere die erforderlichen Berechnungen vorzu- 
nehmen und aus Büchern oder Akten schrift- 
lich oder mündlich Auskünfte zu geben. 

(2) Die Entsdiädlgungsorgane sollen bei 
der Entscheidung über den Entschädigungs- 
anspruch die zuständige Versicherungsauf- 
sichtsbehörde zu den Berechnungen und 
Auskünften der beteiligten Versicherungs- 
einrichtungen hören. 

(3) Den Versicherungseinrichtungen sind 
die erforderlidien Kosten, die ihnen durch 
ihre Mitwirkung nach Absatz 1 entstehen, 
nach Pausdisätzen zu erstatten, die der Bun- 
desminister für Wirtschaft durch Rechtsver- 
ordnung festseizt; der Bundesminister für 
Wirtschaft kann diese Erm/ächtigung weiter 
übertragen. 

§ 183 

(1) Personen, die im Ausland ihren Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt haben, frü- 
her bei einem deutschen Geridit als Rechts- 
anwalt zugelassen waren und deren Zulas- 
sung aus den Verfolgungsgründen des § 1 er- 
loschen ist, sind ln Rechtsangclegenheiten, die 
in diesem Gesetz geregelt sind, zur Beratung 
und zur Vertretung im Verfahren bei den 
Entschädigungsbehörden und vor den Ent- 
schädigungsgerichten erster Instanz berech- 
tigt. Die Landesjustizverwaltung kann diese 
Tätigkeit untersagen, wenn sie mißbräudi- 
lich ausgeübt wird. § 157 Abs. 2 der Zivil- 
prozeßordnung findet keine Anwendung. 

(2) Die Landesjustizverwaltung kann Or- 
ganisationen, deren Aufgabe in der Wahrneh- 
mung der Interessen von Verfolgten besteht 
und deren Zweck nicht auf einen wirtschaft- 
liclien Geschäftsbetrieb gerichtet ist, die Er- 
laubnis erteilen, ihre Mitglieder in Rechts- 
angelegenheiten, die in diesem Gesetz gere- 
gelt sind, unentgeltlich zu beraten und im 
Verfahren bei den Entschädigungsbehörden 
unentgeltlich zu vertreten. Die Erlaubnis ist 
zu versagen, wenn ein wichtiger Grund vor- 
liegt, insbesondere, wenn die Gewähr für 
eine ordnungsgemäße Geschäftsführung und 
für eine sachgemäße Beratung durch hierzu 
geeignete Personen nicht gegeben ist. Die Er- 
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laubnis ist zu widerrufen, wenn Tatsachen 
eintreten oder nachträglich bekannt werden, 
die eine Versagung der Erlaubnis rechtferti- 
gen würden. Die Erlaubnis kann widerrufen 
werden, wenn gegen Anordnungen oder Auf- 
lagen der Landesjustizverwakung wiederholt 
verstoßen worden Ist. 


DRITTER TITEL 
Entsdiädigungsbehörden 

§ 184 

(1) Die Landesregierungen regeln die Er- 
richtung der Entsdiädigungsbehörden und 
das Verwaltungsverfahren bei diesen Behör- 
den. Nach bisherigem Landesrecht geltende 
Vorschriften über den Aufbau der Entschä- 
digungsbehörden und über das Verwaltungs- 
verfahren bei diesen Behörden sind den Vor- 
schriften dieses Gesetzes anzugleichen. 

(2) Die Entschädigungsbehörden müssen 
den Weisungen einer obersten Landesbehörde 
unterstehen. 

§ 185 

(1) Die Entschädigungsbehörden sind für 
die Anmeldung und, unbeschadet des § 175 
Abs. 2, für die Entscheidung über die An- 
sprüche nach diesem Gesetz zuständig. 

(2) örtlich zuständig sind 

1. die Entsdiädigungsbehörden des Landes, in 
dem der Verfolgte am 31. Dezember 1952 
seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt gehabt hat (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe a); 

2. hilfsweise: 

wenn der Verfolgte vor dem 31. Dezem- 
ber 1952 verstorben ist, die Entschädi- 
gungsbehörden des Landes, in dem er sei- 
nen letzten Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt gehabt hat (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b); 

3. hilfs weise: 

wenn der Verfolgte vor dem 31. Dezem- 
ber 1952 ausgewandert ist, deportiert oder 
ausgewiesen worden ist (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe c) und seinen letzten Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt gehabt hat 

a) in einem Land innerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes, 


die Entschädigungsbehörden dieses 
Landes, 

b) im Gebiet der sowjetisch besetzten 
Zone Deutschlands, 

die Entschädigungsbehörden des Lan- 
des Niedersachsen, 

c) im sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin, 

die Entschädigungsbehörden des Landes 
Berlin, 

d) in Vertreibungsgebieten innerhalb der 
Grenzen des Deutschen Reiches nach 
dem Stande vom 31. Dezember 1937 
für Verfolgte mit Wohnsitz oder dau- 
erndem Aufenthalt in europäischen 
Ländern, 

die Entschädigungsbehörden des Landes 
Nordrhein-Westfalen, 
für Verfolgte mit Wohnsitz oder dau- 
erndem Aufenthalt in außereuropä- 
ischen Ländern, 

die Entschädigungsbehörden des Landes 
Rheinland-Pfalz; 

4. hilfsweise: 

für die in § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben d 
bis f genannten Verfolgten die Entschädi- 
■ gungsbehörden des Landes, in dem der 
Verfolgte nach dem 31. Dezember 1952 
erstmals seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt genommen hat oder nimmt; 

5. hilfsweise: 

für die in § 4 Abs. 1 Nr. 2 genannten Ver- 
folgten die Entsdiädigungsbehörden des 
Landes, in dem der Verfolgte sich am 1. Ja- 
nuar 1947 aufgehalten hat, wobei der Auf- 
enthalt in einem Durchgangslager für Aus- 
wanderer außer Betracht bleibt. 

(3) Für die Ansprüche eines Hinterbliebe- 
nen ist, wenn sich aus dem Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt des verstorbenen Ver- 
folgten keine Zuständigkeit nach Absatz 2 
ergibt, der Wohnsitz oder dauernde Aufent- 
halt des Hinterbliebenen maßgebend. Dies 
gilt sinngemäß in den Fällen der 104, 119, 
127 Abs. 2, 134 Abs. 2. 

(4) Ist im Falle des § 4 Abs. 5 keine Zu- 
ständigkeit nach den vorstehenden Vor- 
schriften gegeben, so sind die Entschädigungs- 
behörden des Landes zuständig, in dem das 
Grundstück belegen ist. 

(5) In allen übrigen Fällen sind zuständig 
die Entschädigungsbehörden 
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1. des Landes Nordrhein-Westfalen für An- 
tragsteller mit Wohnsitz oder dauerndem 
Aufenthalt in europäischen Ländern, 

2, des Landes Rheinland-Pfalz für Antrag- 
steller mit Wohnsitz oder dauerndem Auf- 
enthalt in außereuropäischen Ländern. 

(6) Durch den dauernden Aufenthalt wird 
nur in Ermangelung eines Wohnsitzes eine 
örtliche Zuständigkeit begründet. 

§ 186 

§ 185 findet auf juristische Personen, An- 
stalten oder Personenvereinigungen oder 
deren Rechts- oder Zwecknachfolger mit der 
Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle des 
Wohnsitzes der Sitz und an die Stelle des 
dauernden Aufenthaltes der Ort der Verwal- 
tung tritt. 

§ 187 

(1) Für die Bewilligung eines Härteaus- 
gleichs sind die obersten Entschädigungsbe- 
hörden der Länder zuständig. 

(2) örtlich zuständig ist die oberste Ent- 
schädigungsbehördc des Landes, dessen Ent- 
schädigungsbehörden nach §§ 185, 186 für 
die Entscheidung über die Ansprüche nach 
diesem Gesetz zuständig sind oder zuständig 
wären. 

(3) Ist nach Absatz 2 keine Zuständigkeit 
gegeben, so ist die oberste Entschädigungsbe- 
hörde des Landes örtlich zuständig, in dem 
der Antragsteller nach dem 31. Dezember 
1952 erstmals seinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt genommen hat oder nimmt. 
In allen übrigen Fällen gilt § 185 Abs. 5 sinn- 
gemäß. 

§ 188 

Der Anspruch auf Entschädigung ist gegen 
das Land, dessen Entschädigungsbehörden 
nach §§ 185, 186 zuständig sind, und im 
Falle des § 89 auch gegen den Arbeitgeber 
zu richten. 

§ 189 

(1) Entschädigung wird nur auf Antrag 
gewährt. Der Antrag ist bis zum 1. Oktober 
1957 bei der zuständigen Entschädigungsbe- 
hörde zu stellen. 

(2) Die Antragsfrist gilt auch dann als ge- 
wahrt, wenn der Antrag fristgemäß bei einer 
für Ansprüche nach diesem Gesetz unzustän- 


digen Behörde gestellt oder wenn der An- 
spruch bei Geridit geltend gemacht worden 
ist. 

(3) War der Antragsteller ohne sein Ver- 
schulden verhindert, die Antragsfrist einzu- 
halten, so ist ihm auf Antrag Wiedereinset- 
zung in den vorigen Stand zu gewähren. 

§ 190 

Der Antrag soll enthalten 

1. Angaben zur Person und zu den wirt- 
schaftlichen Verhältnissen, 

2. eine Darstellung des den Anspruch begrün- 
denden Sachverhalts, 

3. Angabe von Beweismitteln, 

4. Angaben über Art und Umfang des An- 
spruchs, 

5. eine Erklärung, ob und wo der Antragstel- 
ler schon früher einen Antrag gestellt oder 
einen Anspruch angemeldet hat, 

6. eine Erklärung über Leistungen, die im 
Zuge der Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung aus 
deutschen Öffentlichen Mitteln oder von 
einem nach bürgerlichem Recht Schadens- 
ersatzpflichtigen bewirkt worden sind, 

7. eine Erklärung darüber, ob und mit wel- 
chem Erfolg ein Rückerstattungsverfahren 
wegen eines dem Antragsteller oder sei- 
nem Rechtsvorgänger vor der Entziehung 
gehörenden Vermögensgegenstandes an- 
hängig gemacht worden ist. 

§ 191 

(1) Soweit in diesem Gesetz oder In den 
nach § 184 Abs. 1 erlassenen landesrechtlidien 
Vorschriften nicht Abweichendes bestimmt 
ist, gelten für die Beweiserhebung durch die 
Entschädigungsbehörde §§ 355 ff. der Zivil- 
prozeßordnung sinngemäß. Eine Beeidigung 
durch die Entschädigungsbehörde findet nicht 
statt. 

(2) Die Entschädigungsbehörde ist berech- 
tigt, in entsprechender Anwendung des § 287 
der Zivilprozeßordnung die Höhe eines Scha- 
dens zu schätzen. 

(3) Der Entschädigungsbehörde ist Rechts- 
und Amtshilfe zu leisten. Gebühren und Aus- 
lagen werden nicht erstattet, soweit die 
Rechts- und Amtshilfe im Inland geleistet 
wird. 
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(4) Die Entschädigungsbehörde kann Ins- 
besondere 

1. die Staatsanwaltschaft oder unmittelbar 
die Polizeibehörde um die Erforschung 
eines Verfolgungstatbestandes ersuchen; 

2. das Amtsgericht, in dessen Bezirk der An- 
tragsteller, ein Zeuge oder ein Sachverstän- 
diger sich aufhält, um Vernehmung des 
Antragstellers, des Zeugen oder des Sach- 
verständigen ersuchen, wobei die Tat- 
sachen und Vorgänge anzugeben sind, die 
Gegenstand der Vernehmung sein sollen; 

3. eine Auslandsvertretung der Bundesrepu- 
blik, in deren Bezirk der Antragsteller, ein 
Zeuge oder ein Sachverständiger sich auf- 
hält, um Vernehmung des Antragstellers, 
des Zeugen oder des Sadtverständigen er- 
suchen, wobei die Tatsachen und Vorgänge 
anzugeben sind, die Gegenstand der Ver- 
nehmung sein sollen; 

4. die Strafregisterbehörden um unbe- 
schränkte Auskunft, auch über getilgte 
Strafen, ersuchen. 

(5) Im Falle des Absatzes 4 Nr. 2 gelten 
die Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
über den Beweis durch Parteivernehmung, 
über den Zeugenbeweis, über den Beweis 
durch Sacliverständlge und über das Verfah- 
ren bei der Abnahme von Eiden sinngemäß. 

§ 192 

(1) Mit Einverständnis des Antragstellers 
kann die Entschädigungsbehörde von Öffent- 
lichen, freien gemeinnützigen und privaten 
Krankenanstalten sowie Krankenanstalten 
Öffentlich-rechtlicher Körperschaften und 
Trägern der Sozialversidterung Kranken- 
papiere, Aufzeidinungen, Krankengeschidt- 
ten, Sektions- und Untersuchungsbefunde so- 
wie Röntgenbilder zur Einsicht beiziehen. 
Die Entschädigungsbehörde hat für die Wah- 
rung des ärztlichen Berufsgeheimnisses Sorge 
zu tragen. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Absat- 
zes 1 kann die Entschädigungsbehörde von 
privaten Ärzten, die den Verfolgten behan- 
delt haben oder behandeln, Auskünfte ein- 
holen und Untersuchungsunterlagen zur Ein- 
sicht beiziehen. 

§ 193 

(1) Der Antragsteller und sein Bevollmäch- 
tigter können die Akten der Entsdiädigungs- 


behörde elnsehen. Sie können sich daraus 
Auszüge und Abschriften selbst fertigen oder 
gegen Erstattung der Kosten erteilen lassen. 

(2) Aus besonderen Gründen kann dem 
Antragsteller die Einsicht in die Akten oder 
in Aktentelle sowie die Fertigung oder Er- 
teilung von Auszügen und Abschriften ver- 
sagt werden. 

(3) Ein Redit auf Aushändigung der Akten 
haben nur Reditsanwältc, die bei einem Ge- 
richt im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu- 
gelassen sind. 

§ 194 

Die Entschädigungsbehörde hat dem nach 
§ 89 In Anspruch genommenen Arbeitgeber 
eine beglaubigte Abschrift des Antrages zu- 
zustellen und den Arbeitgeber vor der Ent- 
scheidung zu dem Anspruch, den Angaben 
des Antragstellers und dem Ergebnis der 
Ermittlungen zu hören. 

§ 195 

(1) Die Entschädigungsbehörde entscheidet 
durch Bescheid. Teilbescheide sind zulässig. 

(2) Der Bescheid muß enthalten 

1. die Bezeichnung der Entschädigungsbe- 
hörde, 

2. die Entsdteldungsformel einschließlich et- 
waiger Leistungsvorbehalte und der Be- 
zeichnung des Fälligkeitszeitpunktes, falls 
der Anspruch nicht sofort fällig ist, 

3. den Flinweis, daß Klage erhoben werden 
kann, soweit der Anspruch abgelehnt wor- 
den Ist, und die Belehrung, in welcher 
Form, innerhalb weldier Frist sowie bei 
welchem Gericht die Klage zu erheben ist, 

4. das Datum und die Unterschrift. 

(3) Der Besdield soll enthalten 

1. die Personalangaben des Antragstellers, 

2. die Feststellung des Sachverhalts, 

3. die Entscheidungsgründe. 

§ 196 

(1) Der Bescheid ist dem Antragsteller zu- 
zustellen. Ist ein Bevollmächtigter bestellt, so 
ist der Bescheid diesem zuzustellen. 

(2) In den Fällen der § 86 Abs. 2, § 98 ist 
der Bescheid der Witwe oder dem Witwer 
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auch dann zuzustellen, wenn diese nicht 
Erben sind. 

§ 197 

(1) Zustellungen erfolgen nach den Vor- 
schriften des Verwaltungszustellungsgesetzes. 

(2) Wohnt der Zustellungsempfänger nicht 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, so fin- 
den auch §§ 174, 175 der Zivilprozeßord- 
nung entsprechende Anwendung. Die Zustel- 
lung kann auch mit Postrückschein erfolgen. 

§ 198 

(1) Über die Verpflichtung des Arbeit- 
gebers zur Einräumung des früheren oder 
eines gleichwertigen Arbeitsplatzes ist durch 
besonderen Bescheid zu entscheiden. 

(2) Der Bescheid ist auch dem Arbeitgeber 
zuzustellen. § 197 Abs. 1 findet Anwendung. 

§ 199 

Ist bei Ansprüdieu für Sdiaden im beruf- 
lichen Fortkommen ein Wahlrecht gegeben, 
so hat die Entschädigungsbehörde in dem Be- 
scheid audi den Anspruch der Höhe nach 
festzusetzen, der gewählt werden kann. Dies 
ist nidnt erforderlich, wenn das Wahlrecht 
vor Entscheidung über den Anspruch bereits 
ausgeübt worden ist. 

§ 200 

(1) Die Entschädigungsbehörde hat einen 
zugunsten des Antragstellers ergangenen Be- 
scheid zu widerrufen, wenn sich nach Erlaß 
des Bescheides herausstellt, daß ein Verwir- 
kungsgrund nadi § 6 Abs. 3, § 145 Abs. 2, 
§ 167 Abs. 2 und 3 vorliegt. 

(2) Absatz 1 findet auf Vergleidie, die im 
Verfahren bei den Entschädigungsbehörden 
abgeschlossen worden sind, entsprechendeAn- 
wendung. 

§ 201 

(1) Die Entschädigungsbehördc kann einen 
zugunsten des Antragstellers ergangenen Be- 
scheid widerrufen, wenn sich nadi Erlaß des 
Bescheides herausstellt, daß ein Entziehungs- 
grund nach § 7 Abs. 2 vorliegt. 

(2) Absatz 1 findet auf Vergleiche, die im 
Verfahren bei den Entschädigungsbehörden 
abgeschlossen worden sind, entsprechende 
Anwendung. 


§ 202 

Ein Leistungsvorbehalt, der in einem zu- 
gunsten des Antragstellers ergangenen Be- 
scheid enthalten Ist, kann auch dann geltend 
gemacht werden, wenn die Voraussetzungen 
der §§ 200, 201 nicht vorliegen. Der Lei- 
stungsvorbehalt ist durch Widerruf geltend 
zu machen. 

§ 203 

(1) Der Widerruf ist durch Bescheid aus- 
zusprechen. 

(2) Die Widerrufsfrist beträgt sechs Mo- 
nate. Sie beginnt mit dem Tage, an dem die 
Entschädigungsbehörde von dem Widerrufs- 
grund Kenntnis erlangt hat. 

§ 204 

(1) Will die Entschädigungsbehörde im 
Falle des § 200 von der Möglichkeit der 
Rückforderung der nach Eintritt eines Ver- 
wirkungsgrundes bewirkten Leistungen Ge- 
brauch machen, so hat sie die Verpflichtung 
zur Rückzahlung dieser Leistungen in dem 
Widerrufsbescheid auszusprechen. 

(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwen- 
dung, wenn die Entschädigungsbehördc im 
Falle des § 201 von der Möglichkeit der 
Rückforderung bereits bewirkter Leistungen 
Gebrauch machen will. 

§ 205 

(1) Der Widerrufsbeschcld ist vorläufig 
vollstreckbar, soweit die Entscheidungsformel 
die Verpflichtung zur Rückzahlung bestimm- 
ter Beträge enthält. 

(2) Die Zwangsvollstreckung richtet sich 
nach den Vorsdtriften der Zivilprozeßord- 
nung über die Vollstreckung von Urteilen in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. Die voll- 
streckbare Ausfertigung wird von der Ent- 
schädigungsbehörde erteilt. 

(3) Für Klagen, die durch die Einwendun- 
gen gegen den Anspruch selbst geltend ge- 
macht werden (§ 767 der Zivilprozeßord- 
nung), ist das Entschädigungsgericht erster 
Instanz zuständig, In dessen Bezirk die Ent- 
schädigungsbehörde ihren Sitz hat. 

§ 206 

(1) Ist ein Anspruch auf wiederkehrende 
Leistungen zuerkannt oder abgelehnt worden 
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und haben sich die tatsächlichen Verhältnisse, 
die für die Zuerkennung oder Ablehnung 
maßgebend waren, wesentlich geändert, so 
ist die Entschädigungsbehörde befugt und 
auf Verlangen des Antragstellers verpflichtet, 
einen neuen Bescheid über den Anspruch zu 
erlassen; die Rechtskraft einer gerichtlichen 
Entscheidung steht dabei nicht entgegen. 
Satz 1 gilt nur, soweit die Änderung der tat- 
sächlichen Verhältnisse eine neue Entschei- 
dung über Gewährung, Erhöhung, Minde- 
rung oder Entziehung einer Rente notwen- 
dig macht. 

(2) Absatz 1 findet auf Vergleiche, die im 
Verfahren bei den Entschädigungsbehörden 
oder im gerichtlichen Verfahren abgeschlos- 
sen worden sind, entsprechende Anwendung. 

(3) § 323 der Zivilprozeßordnung findet 
keine Anwendung. 

§ 207 

(1) Verfahren bei den Entschädigungsbe- 
hörden sind gebühren- und auslagenfrei. Für 
offensichtlich unbegründete Anträge können 
dem Antragsteller die Kosten auferlegt wer- 
den. Uber die Verpflichtung zur Tragung 
der Kosten ist zugleich mit der Entschei- 
dung in der Hauptsache zu erkennen. 

(2) Gebühren und Auslagen werden nicht 
erstattet. 

(3) Personenstandsurkunden zur Vorlage 
bei den Entschädigungsbehörden sind ge- 
bührenfrei auszustellen. 


VIERTER TITEL 
Entschädigungsgeridite 

§ 208 

(1) Entschädigungsgerichte sind das Land- 
gericht (Entschädigungskammer), das Ober- 
landesgericht (Entschädigungssenat), der Bun- 
desgerichtshof (Entschädigungssenat). 

(2) Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, durch Reditsverordnung die Entschä- 
gungssachen einem Landgeridit für die Be- 
zirke mehrerer Landgerichte zuzuweisen, 
wenn die Zusammenfassung für eine sach- 
dienliche Förderung und schnellere Erledi- 
gung der Verfahren erforderlich ist. Die Lan- 
desregierungen können die Ermächtigung auf 
die Landesjustizverwaltungen übertragen. 


Entsprechendes gilt, wenn in einem Lande 
mehrere Oberlandesgerichte errichtet sind. 

(3) Bei der Besetzung der Entschädigungs- 
kammern und der Entschädigungssenate ist 
dem Wesen der Wiedergutmachung in geeig- 
neter Weise Rechnung zu tragen. Der Vor- 
sitzende oder einer der Beisitzer der Ent- 
schädigungskammer und der Entschädigungs- 
senate soll dem Kreis der Verfolgten ange- 
hören. 

§ 209 

(1) Für das Verfahren vor den Entschä- 
digungsgerichten und für die Zwangsvoll- 
streckung gelten, unbeschadet der §§ 175 bis 
183, die Vorschriften des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes, der Zivilprozeßordnung und 
die Kostenvorschriften für bürgerliche 
Rechtsstreitigkeiten sinngemäß. 

(2) § 114 Abs. 2 Satz 1 der Zivilprozeß- 
ordnung findet keine Anwendung. 

(3) Versäumnisurteile sind nicht zulässig. 
Im Falle der Säumnis kann das Entschädi- 
gungsgericht von Amts wegen oder auf An- 
trag einer Partei eine Entscheidung ohne 
mündliche Verhandlung treffen; hieraus sind 
die Parteien in der Ladung hinzuweisen. 

(4) Ein Gesuch zur Sicherung des Bewei- 
ses (§ 485 der Zivilprozeßordnung) ist auch 
dann zulässig, wenn ein Verfahren bei den 
Entschädigungsgerichten nodi nicht anhän- 
gig ist und der Zeuge oder der Sadiverstän- 
dige sich im Ausland aufhält. Das Gesuch ist 
bei dem Amtsgericht anzubringen, in dessen 
Bezirk die nach §§ 185, 186 zuständige Ent- 
schädigungsbehörde ihren Sitz hat. 

(5) Zustellungen erfolgen von Amts 
wegen. 

(6) Verfahren vor den Entschädigungsge- 
richten sind auf Antrag als Feriensachen zu 
bezeichnen. 

§ 210 

(1) Soweit durch den Bescheid der Entschä- 
digungsbehörde der geltend gemachte An- 
spruch abgelehnt worden ist, kann der An- 
tragsteller innerhalb einer Frist von drei Mo- 
naten Klage gegen das Land vor dem für den 
Sitz der Entschädigungsbehörde zuständigen 
Landgericht erheben. 

(2) Wohnt der Antragsteller im außereuro- 
päischen Ausland, so tritt an Stelle der Frist 
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von drei Monaten eine Frist von sechs 
Monaten. 

(3) Die Fristen nach Absatz 1 und 2 sind 
Notfristen; sie beginnen mit der Zustellung 
des Bescheides. 

§ 211 

(1) Soweit die Entschädigungsbehörde er- 
mächtigt ist, nach ihrem Ermessen zu han- 
deln, hat das Entschädigungsgericht nur zu 
prüfen, ob die Entsdiädigungsbehörde die 
gesetzlichen Grenzen des Ermessens über- 
schritten oder von dem Ermessen in einer 
dem Zweck der Ermächtigung nicht ent- 
sprechenden Weise Gebrauch gemacht hat. 
Entsprechendes gilt im Falle des § 183. 

(2) Im Falle des § 171 ist das Landgericht 
zuständig, in dessen Bezirk die oberste Ent- 
schädigungsbehörde des Landes ihren Sitz 
hat. 

(3) Im Falle des § 183 ist das Landgericht 
zuständig, in dessen Bezirk die Landesjustiz- 
verwaltung ihren Sitz hat. 

§ 212 

(1) Ist ein Bescheid oder ein Vergleich 
nach §§ 200 bis 205 widerrufen, so kann der 
Antragsteller innerhalb einer Frist von drei 
Monaten gegen das Land Klage auf Auf- 
hebung oder Abänderung des Widerrufsbe- 
scheides vor dem für den Sitz der Entschä- 
digungsbehörde zuständigen Landgericht er- 
heben. 

(2) § 210 Abs. 2 und 3 findet Anwendung. 

(3) Soweit der Bescheid die Verpflichtung 
zur Rückzahlung bereits bewirkter Leistun- 
gen enthält, findet § 707 der Zivilprozeß- 
ordnung entsprechende Anwendung. 

§ 213 

(1) Ist ein Anspruch auf Entschädigung 
durch rechtskräftige gerichtliche Entschei- 
dung oder durch Prozeßvergleich festgesetzt 
und stellt sich nachträglich heraus, daß ein 
Verwirkungsgrund nadi § 6 Abs. 3, § 145 
Abs. 2, § 167 Abs. 2 und 3 vorliegt, so kann 
das Land vor dem für den Sitz der Entschä- 
digungsbehörde zuständigen Landgericht 
Klage mit dem Antrag erheben, unter Auf- 
hebung der gerichtlichen Entscheidung oder 
des Prozeßvergleichs den Anspruch auf Ent- 
schädigung abzuweisen. 


(2) Im Falle des Absatzes 1 ist der An- 
spruch auf Rückzahlung der nach Eintritt 
eines Verwirkungsgrundes bewirkten Lei- 
stungen zugleich mit der Klage geltend zu 
machen. 

(3) Die Klage kann nur Innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten erhoben werden. 
Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem die 
Entschädigungsbehörde von dem Verwir- 
kungsgrund Kenntnis erlangt hat. 

§ 214 

(1) Ist durch Bescheid der Entschädigungs- 
behörde der Ansprudi gegen den Arbeit- 
geber auf Einräumung des früheren oder 
eines gleichwertigen Arbeitsplatzes abgelehnt 
worden, so kann der Antragsteller inner- 
halb einer Frist von drei Monaten gegen 
den Arbeitgeber vor dem für den Sitz der 
Entschädigungsbehörde zuständigen Landge- 
richt Klage auf Feststellung erheben, daß der 
Arbeitgeber zur Einräumung des früheren 
oder eines gleichwertigen Arbeitsplatzes ver- 
pflichtet ist. 

(2) § 210 Abs. 2 und 3 findet Anwendung. 

(3) Der Antragsteller ist verpflichtet, dem 
Land gerichtlich den Streit zu verkünden. 

§ 215 

(1) Ist durch Bescheid der Entschädigungs- 
behörde die Verpflichtung des Arbeitgebers 
zur Einräumung des früheren oder gleich- 
wertigen Arbeitsplatzes festgestellt worden, 
so kann der Arbeitgeber innerhalb einer Frist 
von drei Monaten gegen den Antragsteller 
vor dem für den Sitz der Entschädigungsbe- 
hörde zuständigen Landgericht Klage auf 
Feststellung erheben, daß keine Verpflich- 
tung zur Einräumung des früheren oder 
eines gleichwertigen Arbeitsplatzes besteht. 

(2) § 210 Abs. 3 findet Anwendung. 

(3) Der Antragsteller ist verpflichtet, dem 
Land gerichtlich den Streit zu verkünden. 

§ 216 

Hat die Entschädigungsbehörde binnen 
einer Frist von einem Jahr seit Eingang des 
Antrages ohne zureichenden Grund keine 
Entscheidung über den Anspruch getroffen, 
so kann der Antragsteller vor dem für den 
Sitz der Entschädigungsbehörde zuständigen 
Landgericht Klage erheben. 
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§ 217 

Die Gerichtsstände der §§ 210 bis 216 sind 
ausschließliche Gerichtsstände. 

§ 218 

(1) Gegen Endurteile des Landgerichts fin- 
det ohne Rücksicht auf den Wert des Be- 
schwerdegegenstandes die Berufung an das 
Oberlandesgericht statt. 

(2) Die Berufung ist innerhalb einer Frist 
von drei Monaten einzulegen. Wohnt der Be- 
rufungskläger Im außereuropäischen Aus- 
land, so tritt für ihn an Stelle der Frist von 
drei Monaten eine Frist von sechs Monaten. 

§ 219 

(1) Gegen Endurteile des Oberlandesge- 
richts findet die Revision an den Bundesge- 
richtshof statt, wenn das Oberlandesgeridit 
die Revision zugelassen hat. 

(2) Die Revision Ist zuzulassen, wenn 

1. eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Be- 
deutung zu entscheiden ist; 

2. die Fortbildung des Rechtes oder die Siche- 
rung einer einheltlidien Rechtsprechung 
eine Entscheidung des Bundesgerichtshofs 
erfordert; 

3. streitig ist, ob das Land, gegen das der An- 
spruch auf Entschädigung gerichtet ist 
(§ 188), zu Recht als zuständig In An- 
spruch genommen ist. 

(3) Über die Zulassung oder Nichtzulas- 
sung der Revision ist im Urteil zu befinden. 
Die Nichtzulassung ist zu begründen. 

(4) Auf die Frist, innerhalb der die Revi- 
sion einzulegen ist, findet § 218 Abs. 2 ent- 
sprechende Anwendung. 

§ 220 

(1) Die Nichtzulassung der Revision kann 
selbständig durch sofortige Beschwerde an- 
gefochten werden. § 719 Abs. 2 der Zivil- 
prozeßordnung findet entsprechende An- 
wendung. 

(2) Die Einlegung der sofortigen Be- 
schwerde hemmt die Rechtskraft des Urteils. 

(3) Über die sofortige Beschwerde ent- 
scheidet der Bundesgerichtshof durdi Be- 
schluß, der zu begründen ist. Wird die Re- 
vision nicht zugelassen, so wird das Beru- 


fungsurteil mit der Zustellung des Beschlus- 
ses rechtskräftig. Wird die Revision zugelas- 
sen, so ist sie innerhalb einer Frist von einem 
Monat einzulegen. Die Frist beginnt mit der 
Zustellung des Beschlusses, durdi den die 
Revision zugelassen wird. Sie ist eine Not- 
frist. 

§ 221 

(1) Ohne Zulassung findet die Revision 
statt, soweit es sich um die Unzulässigkeit 
des Reditsweges oder die Unzulässigkeit der 
Berufung handelt. 

(2) § 556 a der Zivilprozeßordnung findet 
keine Anwendung. 

§ 222 

Die Revision kann nicht darauf gestützt 
werden, daß die Entscheidung auf der Ver- 
letzung landesrechtlicher Vorschriften beruht. 

§ 223 

In den Fällen der sofortigen Beschwerde 
tritt an Stelle der Notfrist des § 577 Abs. 2 
der Zivilprozeßordnung eine Notfrist von 
drei Monaten, Wohnt der Beschwerdeführer 
im außereuropäischen Ausland, so tritt für 
ihn an Stelle der Frist von drei Monaten eine 
Frist von sechs Monaten. 

§ 224 

(1) Im Verfahren vor den Landgerichten 
besteht kein Anwaltszwang. 

(2) Im Verfahren vor den Oberlandesge- 
riditen besteht für das Land kein Anwalts- 
zwang. Die Parteien können sich auch durch 
einen bei einem Landgericht zugelassenen 
Rechtsanwalt vertreten lassen, wenn dieser 
sie vor dem Landgericht in der gleichen 
Sache vertreten hat. 

(3) Im Verfahren vor den Landgerichten 
und vor den Oberlandesgerichten hängt die 
Beiordnung eines Reditsanwalts Im Armen- 
recht nicht davon ab, daß er bei dem Prozeß- 
gericht zugelassen ist. 

(4) In der Revisionsinstanz besteht unein- 
geschränkt Anwaltszwang mit der Maßgabe, 
daß sich die Parteien auch durch einen bei 
einem Oberlandesgericht zugelassenen Rechts- 
anwalt vertreten lassen können. 
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§ 225 

(1) Verfahren vor den Entschädigungsge- 
richten sowie Beweissldierungsverfahren sind 
gebühren- und auslagenfrei. 

(2) Für offensichtlich unbegründete Kla- 
gen oder Rechtsmittel können dem Kläger 
die Kosten auferlegt werden. Ist die Rechts- 
verfolgung offenbar mutwillig, so kann ein 
Kostenvorschuß erhoben werden. 

(3) Bei wiederkehrenden Leistungen ist der 
Streitwert nach § 10 Abs. 3 des Gerichts- 
kostengesetzes zu berechnen. 

(4) § 207 Abs. 3 findet entsprechende An- 
wendung. 

§ 226 

Ist die Klage erhoben worden, weil die 
Entschädigungsbehörde ohne ausreichenden 
Grund binnen Jahresfrist keine Entscheidung 
über den Anspruch getroffen hat, so sind 
Auslagen, die dem Kläger durch Erfüllung 
einer Auflage des Entschädigungsgcrichtes 
notwendig erwachsen sind, dem beklagten 
Land ohne Rücksicht auf den Ausgang des 
Verfahrens aufzuerlegen. 

§ 227 

(1) Im Verfahren vor den Entschädigungs- 
gerichten sind Gebühren und Auslagen der 
Reditsanwälte nach § 91 Abs. 2 der Zivil- 
prozeßordnung zu erstatten. 

(2) Flat sich das Land In dem Verfahren 
vor den Landgeriditen und Oberlandesge- 
richten durch einen Rechtsanwalt vertreten 
lassen, so werden die dem Land erwachsenen 
Gebühren und Auslagen eines Reditsanwalts 
nicht erstattet. 

(3) Für die Gebühren und Auslagen der 
Rechtsanwälte sind die für bürgerliche Rechts- 
streitigkeiten geltenden Vorschriften ent- 
sprechend anzuwenden. 

(4) Absätze 1 und 3 finden auf die Ge- 
bühren der in § 183 Abs. 1 bezcichneten 
Personen entsprechende Anwendung. 

ZEHNTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 228 

(1) Mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes tritt das in den Ländern 


Bayern, Bremen, Fiessen und im Gebiet des 
früheren Landes Württemberg-Baden ein- 
heitlich geltende Gesetz zur Wiedergut- 
machung national'so2:ialistIschen Unrechts 
(Entschädigungsgesetz) einschließlich der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver- 
ordnungen außer Kraft. 

(2) Das gleiche gilt für alle sonstigen im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes geltenden 
entschädigungsrechtlichen Vorschriften, die 
diesem Gesetz widersprechen. Soweit diese 
Vorschriften weitergehende entschädigungs- 
rechtliche Ansprüche gewähren, behält es 
hierbei zugunsten des bisher Anspruchs- 
berechtigten sein Bewenden mit der Maßgabe, 
daß sich die verfahrensmäßige Behandlung 
und die Erfüllung dieser Ansprüche nach die- 
sem Gesetz richten. Der durch die weiter- 
gehenden entschädigungsrechtlichen An- 
sprüche erwachsende Aufwand wird von dem 
nach bisherigem Landesrecht Verpflichteten 
getragen. 

(3) Soweit in Gesetzen, Verordnungen, all- 
gemeinen Verwaltungsanordnungen und Er- 
lassen auf die aufgehobenen Vorschriften ver- 
wiesen ist, treten an deren Stelle die entspre- 
chenden Vorschriften dieses Gesetzes. 

§ 229 

Bei Ansprüchen nach den Vorschriften der 
Länder über die Anerkennung und Betreuung 
der Verfolgten richtet sich die verfahrens- 
mäßige Behandlung nach diesem Ge‘^etz. 

§ 230 

(1) Wiederkehrende Leistungen auf Grund 
bisheriger Vorschriften werden solange wei- 
tergewährt, bis die Leistungen nach diesem 
Gesetz bewirkt werden. Dies gilt auch für 
wiederkehrende Vorschußleistungen. Die 
Weiterzahlung obliegt der bisher zuständigen 
Stelle. Soweit die wiederkehrenden Leistun- 
gen ohne Anerkennung einer Rechtspflicht 
bewirkt worden sind, wird durch Satz 1 
und 2 kein Rechtsanspruch auf diese Leistun- 
gen begründet. 

(2) Für Ansprüche auf Durchführung eines 
Fieilverfahrens gilt Absatz 1 sinngemäß. 

§ 231 

(1) Eines erneuten Antrages auf Entschädi- 
gung nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
bedarf es nldit, wenn der Anspruch auf Ent- 
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Schädigung bereits auf Grund bisher gelten- 
der Vorschriften oder Verwaltungsanord- 
nungen angemeldet worden ist. Dies gilt auch 
dann, wenn der bereits angemeldete Anspruch 
nach bisher geltenden Vorschriften oder Ver- 
waltungsanordnungen nidit begründet oder 
wenn der Antrag nicht fristgerecht gestellt 
war. 

(2) Eines Antrages bedarf es jedoch in den 
Fällen, in denen ein Anspruch nach bisher 
geltendem Recht durch unanfechtbaren Be- 
scheid oder durch rechtskräftige geriditliche 
Entscheidung abgewiesen worden ist. 

§ 232 

(1) Ist bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ein 
Antrag auf Entschädigung in einem Land an- 
hängig, dessen Behörden nach §§ 185, 186 
nicht zuständig sind, so bleiben die Entschä- 
digungsbehörden dieses Landes sowohl für 
Ansprüche nach bisherigem Recht als auch für 
Ansprüche nach diesem Gesetz zuständig. 
Dies gilt nicht in den Fällen des § 185 Abs. 5. 

(2) Sind bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Anträge auf Entschädigung in mehreren Län- 
dern anhängig, deren Behörden nach §§ 185, 
186 zuständig sind, so sind für die Entschei- 
dung über Ansprüche nach diesem Gesetz die 
Entschädigungsbehörden des Landes zustän- 
dig, die nach §§ 185, 186 in erster Linie zu- 
ständig sind. 

§ 233 

Für die Festsetzung der nach bisherigem 
Recht weitergehenden Ansprüche, die sich auf 
entschädigungsrechtliche Vorschriften meh- 
rerer Länder gründen, sind zuständig, 

1. wenn es sich um verschiedene Schadenstat- 
bestände handelt, die Entschädigungsbehör- 
den des Landes, auf dessen Recht sich der 
jeweilige Anspruch gründet, 

2. wenn es sich um denselben Schadenstat- 
bestand handelt, die Entschädigungsbehör- 
den des Landes, dessen Recht nach der 
Erklärung des Antragstellers angewandt 
werden soll; bei dieser Zuständigkeit be- 
hält es sein Bewenden. 

§ 234 

(1) Soweit vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nach bisherigem Recht ein Antrag auf Ent- 
schädigung durch unanfechtbaren Bescheid 
oder durch rechtskräftige gerichtliche Ent- 


scheidung abgeiehnt oder eine Enschädigung 
in geringerer Höhe als nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes zuerkannt worden ist, kann 
der Berechtigte Innerhalb der Antragsfrist 
des § 189 Abs. 1 einen neuen Antrag auf Ent- 
schädigung stellen. 

(2) Wiederkehrende Leistungen auf Grund 
dieses Gesetzes werden von Amts wegen 
neu festgesetzt. 

(3) Ist in einem bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes anhängigen Verwaltungsverfahren noch 
keine Entscheidung ergangen, so ist der An- 
spruch nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
festzusetzen. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 bis 3 ent- 
scheidet die nach §§ 185, 186 zuständige 
Entschädigungsbehörde; §§ 232, 233 finden 
entsprechende Anwendung. 

§ 235 

(1) Ist die Entschädigung vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes durch Vergleich, Verzicht oder 
Abfindung geregelt worden, so kann der Be- 
rechtigte innerhalb der Antragsfrist des § 189 
Abs. 1 die Regelung durch Erklärung gegen- 
über der zuständigen Entschädigungsbehörde 
anfechten. 

(2) § 234 Abs. 4 findet entsprechende An- 
wendung. 

§ 236 

(1) Ist bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ein 
Verfahren bei einem Gericht anhängig, so 
richtet sich die Fortführung des Verfahrens 
nach folgenden Vorschriften: 

1. soweit das Verfahren bei einem Gericht 
anhängig ist, das auch nach diesem Gesetz 
zuständig ist, entscheidet dieses Gericht auf 
Grund der Vorschriften dieses Gesetzes; 

2. soweit das Verfahren bei einem Gericht an- 
hängig ist, das nach diesem Gesetz nicht 
zuständig ist, ist das Verfahren an das nach 
diesem Gesetz zuständige Gericht erster 
Instanz abzugeben. 

(2) Die Zulässigkeit eines Rechtsmittels 
gegen die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
ergangenen Entscheidungen richtet sich nach 
den bisher geltenden Vorschriften. Kann da- 
nach bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ein 
Rechtsmittel noch eingelegt werden, so tritt 
an Stelle des nach bisherigem Recht zurässigen 
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Rechtsmittels das Rechtsmittel, das gegen 
eine entsprechende Entscheidung nadi diesem 
Gesetz gegeben ist. 

(3) Soweit gerichtliche Verfahren auf 
Grund dieses Gesetzes ihre Erledigung fin** 
den, bleiben Gebühren und Auslagen außer 
Ansatz. Außergerichtliche Kosten werden 
gegeneinander aufgehoben. 

§ 237 

(1) In den Fällen der §§ 81, 85, 86, 93, 97, 
98 wird das Wahlrecht nicht dadurch aus- 
geschlossen, daß der Verfolgte auf Grund 
bisheriger Vorschriften, nach denen ein Wahl- 
recht dieser Art nicht gegeben war, eine 
Entschädigung für Schaden im beruflichen 
Fortkommen ganz oder teilweise erhalten 
hat. 

(2) Wird die Rente gewählt, so wird die 
Entschädigung, die der Verfolgte erhalten 
hat, auf die Entschädigung für die Zeit vor 
dem 1. November 1953 und auf die Rente 
voll angerechnet. 


§ 238 

Eine weltergehende Regelung der Entschä- 
digung für Verfolgte, die eine örtliche Be- 
ziehung zu deutschen Gebieten außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes haben, bleibt 
bis zur Wiedervereinigung Deutschlands Vor- 
behalten. 

§ 239 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 240 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1953 m 
Kraft. 
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